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Beatrix Palt 

Schulsystem und Minderheitenpolitik 
in Rheinland-Pfalz 

I. Allgemeine Informationen 

1. Aufbau des Schulsystems 

Die Primarstufe in Rheinland-Pfalz umfaßt die Klassen 1-4 entweder in der Grund- 

schule oder in der Sonderschule. Die Klassen 5-10 bilden die Sekundarstufe I und 

die Klassen 11-13 die Sekundarstufe II (§ 6 Schularten und Schulstufen). Die Se- 

kundarstufe I umfaßt die Hauptschule (Hauptschulabschluß nach Klasse 9, quali- 

fizierter Hauptschulabschluß nach dem freiwilligen Besuch des 10. Schuljahres), 

die Realschule (Realschulabschluß nach Klasse 10), das Gymnasium (qualifizier- 

ter Sekundarabschluß I nach Klasse 10, Hochschulreife nach Klasse 13), die Inte- 

grierte Gesamtschule und die Regionale Schule. Darüber hinaus gibt es die Ko- 

operative Regionale Schule und die Kooperative Gesamtschule als besondere 

Schulverbände selbständiger Schularten. Die Regionale Schule führt zur Qualifi- 

kation der Berufsreife (nach Klasse 9) und zu einem qualifizierten Sekundarab- 

schluß (nach Klasse 10). Die Integrierte Gesamtschule umfaßt Schülerinnen und 

Schüler der Klassen 5-10 aller drei Schulformen in einem gemeinsamen Klassen- 

verband. In einigen Fächern erfolgt eine äußere Differenzierung in zwei oder drei 

Niveaustufen, in anderen eine innere Differenzierung des Unterrichts. Sie führt 

zum Haupt- und Realschulabschluß und ermöglicht den Übergang in die 11. Klas- 

se der gymnasialen Oberstufe. Diese kann an der Integrierten Gesamtschule ab- 

solviert werden. Die Kooperative Gesamtschule umfaßt die Hauptschule, die Real- 

schule und das Gymnasium als eigenständige, aber zusammenarbeitende Schul- 

formen, und zwar im Sinne eines organisatorischen Verbundes.1 Die gymnasiale 

Oberstufe führt in beiden Schulformen zur allgemeinen Hochschulreife (§ 7 Aufga- 

§ 11a SchuIG konkretisiert diesen Verbund folgendermaßen: in der Orientierungsstufe ist der 
Unterricht schulartübergreifend organisiert und umfaßt den gesamten Unterricht. Ab Klasse 7 
umfaßt die schulübergreifende Zusammenarbeit gemeinsame Arbeitsgemeinschaften, Forder- 
maßnahmen und außerunterrichtliche Veranstaltungen. 



ben und Zuordnung der Schularten). Der Grundschule und der Sonderschule kön- 

nen jeweils Schulkindergärten zugeordnet sein (§ 6 Abs. 3 Landesgesetz über die 

Schulen). Für Schulbesuchspflichtige Kinder, die vom Schulbesuch zurückgestellt 

werden, ist der Besuch des Schulkindergartens verbindlich (§ 4-5 Schulordnung 

für die öffentlichen Schulen). 

Das Landesgesetz über die Schulen in Rheinland-Pfalz (SchuIG) vom 6. Novem- 

ber 1974 liegt inzwischen in der Fassung des 10. Änderungsgesetzes vom 12. Fe- 

bruar 1997 vor. Lehrpläne für die Grundschule gibt es für die Fächer Deutsch 

(aktuelle Fassung von 1984), Sachunterricht (1984), Ethik (1986), Katholische Re- 

ligion (1983) und Evangelische Religion (1988), Musik (1984), Sport (1984), Ver- 

kehrserziehung (1984), Bildende Kunst/Textiles Gestalten/Werken (1984). Die 

Lehrpläne der Sekundarstufe I sind teilweise unterteilt in Lehrpläne für die Orien- 

tierungstufe (Katholische Religion, Evangelische Religion) sowie für die Klassen 7- 

10. Die Lehrpläne der Sekundarstufe I für Deutsch (für die Klassen 5-9/10 von 

1998), Ethik (für die Klassen 5-9/10 von 1985), Katholische Religion (Orien- 

tierungsstufe von 1979, für die Klassen 7-9/10 von 1987) und Evangelische Reli- 

gion (für die Orientierungsstufe von 1997, für die Klassen 5-9/10 von 1987) sowie 

für den Lernbereich Gesellschaftswissenschaften (von 1992, mit Austauschseiten 

1998 in Kraft gesetzt), der die Fächer Erdkunde, Geschichte und Sozialkunde 

umfaßt, sind schulartübergreifend gestaltet und enthalten jeweils Vorgaben zur 

Differenzierung in den verschiedenen Schularten. Der Lehrplan für den Lernbe- 

reich Gesellschaftswissenschaft bietet einen Anhang zum fächerübergreifenden 

und fächerverbindenden Unterricht. Zudem wurde in einem Begleitschreiben aus- 

drücklich darauf hingewiesen, daß die Stoffbereiche zugunsten von aktuellen Er- 

eignissen, Ausstellungen u.a. Gegebenheiten gekürzt werden können, durch die 

Schülerinnen und Schülern das Lernen jüngster Geschichte ermöglicht wird.2 

Nach Auskunft des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung3 be- 

finden sich die Lehrpläne für die Fächer Ethik und Katholische und Evangelische 

Schreiben des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung vom 20. August 1998 
an alle Hauptschulen, Realschulen, Gymnasien und Regionalen Schulen. 



Religion in der Revision. Der Lehrplan für den Lernbereich Gesellschaftswissen- 

schaft für die Gesamtschule liegt in einem Entwurf vor, der sich im Druck befindet. 

2. Schülerzahlen und Schulformen 

Im Schuljahr 1998/99 besuchen 481.242 Schülerinnen und Schüler eine öffent- 

liche oder private allgemeinbildende Schule in Rheinland-Pfalz; im Schuljahr 

1997/1998 waren es 475.856, im Schuljahr 1996/97 waren es 465.453. Vorschuli- 

sche Einrichtungen (Schul-/Sonderschulkindergärten) werden im Schuljahr 

1998/99 von 1.431 Kindern besucht, 1997/98 und 1996/97 waren es noch ca. 

1.590 gewesen. Die Zahl der Grundschüler ist in den letzten Jahren stetig ange- 

stiegen von 157.601 im Schuljahr 1991/1992 auf 187.878 im Schuljahr 1998/99. 

Zwischen 1991 und 1995 hat sich die Schülerzahl im Sekundarbereich verringert, 

und zwar von ca. 250.700 auf 232.100. Aufgrund der ansteigenden Schülerzahlen 

im Grundschulbereich hat sich dieser Trend inzwischen wieder umgekehrt, bzw. ist 

die Schülerzahl im Sekundarbereich auf ca. 248.400 Schülerinnen und Schüler 

angestiegen. Detailliert zeigt die folgende Tabelle die Entwicklung der Schulbe- 

suchszahlen an den allgemeinbildenden Schulen: 

Tabelle 1:    Schülerinnen und Schüler an den allgemeinbildenden Schulen im Se- 
kundarbereich in Rheinland-Pfalz 1994-1999 

Schuljahr insg.1 Vor- 
sch.2 

GS3 HS4 Reg. 
Seh./ 
D.O.6 

RS Gymn. IGS Sond.- 
sch. 

1994/1995 442.268 1.915 172.490 81.038 3.720 58.609 102.772 6.649 13.356 
1995/1996 454.697 1.651 179.199 79.943 5.714 60.878 104.106 7.723 13.772 
1996/1997 465.453 1.597 184.130 77.821 7.626 63.218 105.482 9.084 14.305 
1997/1998 475.856 1.590 187.970 75.379 10.347 65.270 107.392 10.247 14.710 
1998/1999 481.242 1.431 187.878 71.696 15.606 65.941 . 109.643 13.823 15.227 

' In dieser wie in weiteren Tabellen sind die Kollegs ausgenommen. 
2 Einschließlich Klassenstufen 1-4 von organisatorisch verbundenen Grund- und Hauptschulen. 
3 Ohne Vorschulklassen mit französischer Spracharbeit. 
4 Einschließlich Klassenstufen 5-9/10 von organisatorisch verbundenen Grund- und Hauptschulen. 
5 Modellversuch Duale Oberschule seit dem Schuljahr 1996/1997. 

3   Schriftliche Auskunft des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung vom 9. März 
1999. 



Quellen: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz: Allgemein bildende Schulen, Kollegs und 
Abendgymnasien im Schuljahr 1997/98. Teil 1: Schulen, Klassen, Schülerinnen und 
Schüler, Schulabgängerinnen und Schulangänger, Stand: September 1998. 
Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz: Allgemein bildende Schulen und Kollegs im 
Schuljahr 1998/99 (Vorläufige Ergebnisse), Stand: Dezember 1998. 

II. Unterscheidung von Minderheitengruppen 

Das Schulgesetz von Rheinland-Pfalz enthält keine Unterscheidung von Minder- 

heitengruppen. Ausländische Schülerinnen und Schüler werden nicht speziell im 

Schulgesetz angesprochen. Lediglich § 35b wendet sich explizit an ausländische 

Eltern, und zwar bezogen auf die Mitarbeit im Schuleltembeirat". Die »Richtlinien 

für den Unterricht der Kinder ausländischer Arbeitnehmer« (1986) regeln die Be- 

schulung von Ausländerkindern. Die Dienstanweisung »Erläuterungen zur Ermitt- 

lung des Förderbedarfs für Kinder von Aussiedlern und Ausländern (einschließlich 

Asylberechtigte, Asylbewerber und Flüchtlinge)« (o.J.) regelt die gemeinsame Be- 

schulung und Förderung von Aussiedler- und Ausländerkindern. Die Zugehörigkeit 

zur einer Minderheit hat keinen Einfluß auf Umfang und Art des Förderunterrichts. 

In den Richtlinien (s.o.) wird zu den Punkten: Schulrechtliche Grundlagen, Zu- 

sammenarbeit mit den Eltern, Einsatz und Rechtsstellung der ausländischen Leh- 

rerinnen und Lehrer, Muttersprachlicher Unterricht, Leistungsbeurteilungen und 

Zeugnisse sowie besondere Bestimmungen für die einzelnen Schularten Stellung 

bezogen. 

(a) Aussiedlerkinder 

In Rheinland-Pfalz werden bei Aussiedlerkindern die unterschiedlichen Herkunfts- 

länder weder im statistischen Landesamt noch im Ministerium für Bildung, Wissen- 

schaft und Weiterbildung erfaßt.5 

Sind an einer Schule, bei der der Anteil ausländischer minderjähriger Schüler an der Gesamtzahl 
der minderjährigen Schüler mindestens zehn v.H. beträgt, die Eltern... nicht entsprechend ihrer 
Zahl im Schulelternbeirat vertreten..., so können sie aus ihrer Mitte die entsprechende Anzahl 
zusätzlicher Vertreter in den Schulelternbeirat hinzuwählen. Die Vertreter gehören dem Schulel- 
ternbeirat mit beratender Stimme an (§ 35b Vertretung ausländischer Eltern im Schulelternbei- 
rat). 

Nach femmündlicher Auskunft des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung 
vom 5.12.1996 sind Aussiedlerkinder deutsche Kinder, deren Herkunftsländer im Ministerium 
nicht erfragt werden. Ohnehin würden die Förderprogramme für alle Aussiedler und Ausländer 
ohne Unterscheidung des Herkunftslandes gleichermaßen gelten. 



(b) Ausländische Kinder 

Die Kinder der in Rheinland-Pfalz lebenden Ausländer kommen größtenteils aus 

der Türkei, aber auch aus dem ehemaligen Jugoslawien, aus Asien und Afrika.6 

Eine hohe Anzahl an EU-Ausländern kommt aus Italien, zum großen Teil stammen 

EU-Ausländer auch aus Griechenland und Portugal. 

III. Schulorganisation für Minderheitengruppen 

1. Zuständigkeiten 

In Rheinland-Pfalz ist die Schulaufsicht zweigliedrig organisiert. Die oberste 

Schulaufsichtsbehörde ist das Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Weiter- 

bildung in Mainz, die obere Schulaufsicht wird von den Bezirksregierungen ausge- 

übt. Außenstellen der Schulbehörde können durch das fachlich zuständige Mini- 

sterium eingerichtet werden (§ 85 SchuIG Rh-Pf). Die Bezirksregierungen sind für 

Personalangelegenheiten (Schulleiterinnen und Schulleiter, Lehrerinnen und Leh- 

rer, pädagogische und technische Fachkräfte) zuständig. Durch Rechtsverordnung 

kann die oberste Schulaufsicht den Landkreisen und den kreisfreien Städten ein- 

zelne Verwaltungsaufgaben als Auftragsangelegenheiten übertragen (§ 86 SchuIG 

Rh-Pf). Zudem können in jedem Bezirk die Schulrätinnen und Schulräte, die die 

Schulaufsicht ausüben, mit der Aufgabe »Aussiedler- und Ausländerkinder« be- 

traut werden. 

Für die Beschulung von Aussiedler- und Ausländerkindern ist das Referat 1544B 

(Grundsatzreferat für Aussiedler- und Ausländerkinder) in allen Schularten zu- 

ständig. Außerdem ist dieses Referat mit der Grundschule betraut. Gemäß den 

»Richtlinien für den Unterricht der Kinder ausländischer Arbeitnehmer« unterste- 

hen ausländische Schülerinnen und Schüler sowie Lehrkräfte in schulischen Ein- 

richtungen der Schulaufsicht des Landes Rheinland-Pfalz (Ziff. 2.3). Darin ist vor- 

gesehen, daß die Bezirksregierungen jeweils einen Schulaufsichtsbeamten mit der 

»Die Statistischen Berichte: Ausländische Schülerinnen und Schüler und Schulabgänger« unter- 
scheiden innerhalb Europas nach Ländern, ansonsten jedoch nur nach Kontinenten. 



Aufgabe »Unterricht für ausländische Schülerinnen und Schüler« beauftragen 

können (ebd. Ziff. 4.7). 

Tabelle 2: Organigramm der Zuständigkeiten 

Ebenen 

Ministerialebene 
(oberste Schulaufsicht) 

Grundsatzreferat 1544B 
Für alle Schularten; zu Ein- 
zelfragen in Kooperation mit 
anderen Referaten und Abtei- 
lungen  

Bezirksebene 

Schulebene 

Ausländer 

Abteilung 4A 
Allg. Schulangelegenheiten 
u. 
Koordination d. Schularten 

Abteilung 4B 
Grund- u. Hauptschulen, 
Sonderschulen u. Realschu- 
len, Regionale Schulen, Ge- 
samtschulen 

Abteilung 4C 
Gymnasien u. Kollegs 

Referat 1544B 
Grundsatzfragen der Aus- 
siedler- und Ausländerkinder, 
Betreuungsangebote GS 

Referat 1541A 
Lehrpläne Sl, Fremdspra- 
chen, 
musische u. technische Fä- 
cher, Ganztagsschulen, Ko- 
ordination, Lehrplanrevision 
Fremdsprachenarbeit GS 

Schulräte in jedem Bezirk: 
schulartübergreifende Aufga- 
ben, u.a. Ausländerkinder 

Förderunterricht (Deutsch- 
und Englischunterricht) 
Muttersprachlicher Unterricht 

Aussiedler 

Abteilung 4A 
Allg. Schulangelegenheiten 
u. 
Koordination d. Schularten 

Abteilung 4B 
Grund- u. Hauptschulen, 
Sonderschulen u. Real- 
schulen 

Abteilung 4C 
Gymnasien u. Kollegs 

Referat 1544B 
Grundsatzfragen der Aus- 
siedler- und Ausländerkin- 
der, Betreuungsangebote 
GS 

Referat 1541A 
Lehrpläne Sl, Fremdspra- 
chen, 
musische u. technische 
Fächer, Ganztagsschulen, 
Koordination, Lehrplanre- 
vision 
Fremdsprachenarbeit GS 

Schulräte in jedem Bezirk: 
schulartübergreifende Auf- 
gaben, u.a. Aussiedlerkin- 
der 

Förderunterricht (Deutsch- 
und Englischunterricht) 

Quelle: Organisationsplan des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung (Stand 
5.5.1995); ergänzende eigene Angaben. 



2. Schulorganisatorische Regelungen für Minderheitengruppen 

(a) Schulpflicht 

Alle Kinder und Jugendlichen, die ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in 

Rheinland-Pfalz haben, unterliegen der gesetzlichen Schulpflicht (§ 44 Abs. 1 

SchuIG Rh-Pf). Die Aussagen über die Schulpflicht im Schulgesetz und in Richtli- 

nien unterscheiden sich nicht. Aussiedlerkinder unterstehen uneingeschränkt der 

Schulpflicht. Auch Ausländerkinder unterliegen grundsätzlich der Schulpflicht; al- 

lerdings gibt es eine wichtige Einschränkung: Nach Auskunft des Ministeriums für 

Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung haben Kinder, die keinen »dauernden 

Aufenthalt« in Rheinland-Pfalz haben, Schulrecht aber keine Schulpflicht.7 Diese 

Regelung betrifft noch nicht anerkannte, abgelehnte aber befristet geduldete Asyl- 

bewerber und Kriegsflüchtlinge. Nach Auskunft des Ministeriums für Bildung, Wis- 

senschaft und Weiterbildung wird jedoch den Eltern geraten, ihre Kinder in den 

Schulen anzumelden, damit die Kontinuität der Schulbildung gewährt bleibt, und 

die Kinder in Förderprogramme aufgenommen werden können. 

Allgemein richtet sich die Aufnahme in die Schule nach dem bisherigen Schulbe- 

such, dem Alter, dem Entwicklungsstand und den deutschen Sprachkenntnissen. 

In der Grund- und Hauptschule trifft die Schulleitung nach Rücksprache mit den 

Eltern eine vorläufige Entscheidung über die Zuordnung zu einer bestimmten 

Klassenstufe, Klasse oder Fördermaßnahme. Die Klassenkonferenz entscheidet 

nach sechs Wochen, ob die schulischen Leistungen der zugeordneten Klassenstu- 

fe entsprechen. Eine Verlängerung der Schulzeit ist möglich. Ausländische Schü- 

lerinnen und Schüler können die Realschule oder das Gymnasium besuchen, 

wenn sie neben den allgemeinen Zugangsvoraussetzungen auch über ausrei- 

chende Deutschkenntnisse verfügen.8 In welcher Art der Nachweis der Deutsch- 

kenntnisse zu erbringen ist, wird auf der schulrechtlichen Ebene nicht erläutert. 

7 Schreiben an die Verfasserin vom 4.9.1995. 

8 Vgl. Richtlinien für den Unterricht der Kinder ausländischer Arbeitnehmer, Ziff. 6.1 und Ziff. 6.2. 
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Jugendliche Aussiedlerinnen und Aussiedler, die im Herkunftsland ihre Schulpflicht 

bereits erfüllt haben, sind nicht mehr schulpflichtig. Haben sie kein Abschlußzeug- 

nis der Hauptschule, kann dieser Abschluß durch den Besuch einer Förderschule 

oder Förderklasse erworben werden.9 Ausländische Schülerinnen und Schüler, die 

weder einen Hauptschulabschluß noch ein Berufs- oder Ausbildungsverhältnis ha- 

ben, sind zum Besuch des Sonderberufsgrundschuljahres/Berufsvorbereitungs- 

jahres verpflichtet.10 Für Schülerinnen und Schüler, die nicht über ausreichende 

Deutschkenntnisse verfügen, können besondere Klassen (Berufsvorbereitungsjahr 

für ausländische Jugendliche) eingerichtet werden.11 

b) Aussiedlerkinder 

Für Aussiedler- und Ausländerkinder, die noch nicht länger als drei Jahre in 

Deutschland leben, gelten dieselben Förderprogramme, die in einer Dienstanwei- 

sung festgelegt sind.12 Demnach ist eine zwei- oder vierstündige Förderung für 

Kinder möglich, deren Deutschkenntnisse entweder schon ausreichen, um dem 

Unterricht in der Regelklasse zu folgen, oder die noch akzeptable Schwierigkeiten 

haben. Daneben gibt es »Eingliederungslehrgänge« für Schulanfänger und »Sei- 

teneinsteiger« mit unzureichenden Deutschkenntnissen. Soweit dies möglich ist, 

nehmen diese Schülerinnen und Schüler am Unterricht der Regelklasse teil. Für 

Schülerinnen und Schüler mit völlig fehlenden Deutschkenntnissen gibt es 

»Sprachvorkurse«. Diese Kurse gibt es als befristete Maßnahme (ein Jahr). Für 

die Einrichtung dieser Kurse beträgt die Mindestteilnehmerzahl acht Schulkinder. 

Schülerinnen und Schüler ab Klasse 5 können zusätzlich am Förderunterricht in 

Englisch teilnehmen. 

"   Vgl. 1b Neufassung der Empfehlung zur Eingliederung von deutschen Aussiedlern in Schule und 
Berufsausbildung, Ziff. 3. 

w  Vgl. Richtlinien für den Unterricht der Kinder ausländischer Arbeitnehmer, Ziff. 6.3.3. 

11 Vgl. Richtlinien für den Unterricht der Kinder ausländischer Arbeitnehmer, Ziff. 6.3.4. 

12 Vgl. Erläuterungen zur Ermittlung des Förderbedarfs für Kinder von Aussiedlern und Ausländern 
(einschließlich Asylberechtigte, Asylbewerber und Flüchtlinge), o.J. 
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Daneben gelten gesonderte Richtlinien für Spätaussiedlerinnen und Spätaussied- 

ler13, die die Beschulung und Förderung vor allem von nicht mehr vollzeitschul- 

pflichtigen Jugendlichen, aber auch von Kindern ab der 5. Klasse gemäß dem Ga- 

rantiefonds regeln. Unmittelbares Ziel dieser Maßnahmen ist neben der Integra- 

tion vor allem das Nachholen eines Schul- oder Ausbildungsabschlusses. Aller- 

dings wird darauf verwiesen, daß kein Anspruch auf die Gewährung von Zuwen- 

dungen aus dem Garantiefond besteht. 

Außer den Fördermaßnahmen gibt es an den Grundschulen gesonderte Klassen- 

meßzahlen für Klassen mit Aussiedler- und Ausländerkindern, d.h, innerhalb einer 

Klassenstufe werden diese Kinder doppelt gezählt, wenn ihr Anteil an der Gesamt- 

schülerzahl der Schulstufe mindestens 1/5 beträgt. Allerdings gilt diese Regelung 

nur, wenn die Deutschkenntnisse so unzureichend sind, daß sie nicht allein durch 

Fördermaßnahmen verbessert werden können.14 

Insgesamt haben alle Fördermaßnahmen das vorrangige Ziel des zügigen Er- 

werbs der deutschen Sprache und damit einer schnellen Eingliederung in Regel- 

klassen. 

c) Ausländerkinder 

Für Ausländerkinder gelten dieselben Förderprogramme wie für Aussiedlerkinder. 

Gleichwohl gibt es für die Beschulung von Ausländerkindern gesonderte Richtlini- 

en, die 1986 herausgegeben wurden.15 Die in diesen Richtlinien beschriebenen 

»Übergangsklassen« gibt es nach Auskunft des Ministeriums für Bildung, Wissen- 

Richtlinien für die Vergabe von Zuwendungen (Beihilfen zur gesellschaftlichen, d.h. zur sprachli- 
chen, schulischen, beruflichen und damit in Verbindung stehenden sozialen Eingliederung 
junger Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler sowie junger ausländischer Flüchtlinge, Garan- 
tiefonds - Schul- und Berufsausbildungsbereich [RL-GF-SB] vom 19. Januar 1989, GMBI. S. 123. 

Vgl. Klassenmeßzahlen, Zuweisung von Lehrerwochenstunden und Stundentafel für den Unter- 
richt in Grundschulen, Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Bildung und Kultur vom 4. Mai 
1993; vgl. Unterrichtsorganisation in der Grundschule, Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für 
Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung vom 15. Juli 1998, GAmtsbl. S. 309. 

Richlinien für den Unterricht der Kinder ausländischer Arbeitnehmer. 
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schaft und Weiterbildung nicht mehr. In der Praxis werden beide Minderheiten- 

gruppen gemeinsam nach den Vorgaben der Dienstanweisung gefördert16. 

Der Schulbesuch in einer Regelklasse soll mit möglichst geringem Zeitverlust fort- 

gesetzt, der Erwerb von qualifizierenden Abschlüssen ermöglicht werden. Näheres 

bestimmen hierzu die »Richtlinien für den Unterricht der Kinder ausländischer Ar- 

beitnehmer«: 

Der gemeinsame Unterricht mit deutschen Schülern in einer Regelklasse 

bietet für die ausländischen Schüler die größte Gewähr zum Erlernen der 

deutschen Sprache, zur Erreichung deutscher Schulabschlüsse, für den 

Übergang zu weiterführenden Schulen, die Fortsetzung der Schullaufbahn in 

den berufsbildenden Schulen und den Eintritt in ein Ausbildungs- und Ar- 

beitsverhältnis (Ziff. 1.2). 

Ausländische Schülerinnen und Schüler sollen nur dann in eine Sonderschule ein- 

geschult werden, wenn sie aufgrund einer Behinderung nicht ausreichend geför- 

dert werden können. Nicht ausreichende Kenntnisse in der deutschen Sprache 

sind kein Kriterium für Sonderschulbedürftigkeit. Darum soll durch sprachfreie und 

kulturunabhängige Tests, die zur Feststellung der Intelligenz dienen, sowie durch 

Berücksichtigung der Muttersprache Fehlentscheidungen vorgebeugt werden (Ziff. 

6.4). 

Zusätzlich zu den unterrichtlichen Fördermaßnahmen soll das Hineinwachsen in 

die Schulgemeinschaft durch gemeinsame Veranstaltungen (Feste, Elternsprech- 

tage und Elternabende) erleichtert werden. In den Richtlinien wird zudem der Be- 

such eines Kindergartens als schulbegleitende Maßnahme empfohlen. 

16   Fernmündliche Auskunft vom 5.12.1996. 
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IV. Anteil der Minderheitengruppen in den allgemeinbildenden 
Schulen 

Die Anzahl der Kinder von Aussiedlern und Ausländern steigt in etwa proportional 

zu der insgesamt ansteigenden Anzahl an schulpflichtigen Kindern und Jugendli- 

chen in Rheinland-Pfalz. Der Anteil an ausländischen Schülerinnen und Schülern 

betrug im Schuljahr 1997/98 7,4 % (1996/97 7,5, 1995/96 7,4%, 1994/95 7,3 %, 

1993/94 7,3 %). 1997 haben 142 ausländische Kinder die gymnasiale Oberstufe 

mit der Hochschulreife (5,3%), 542 Kinder die Schule mit qualifiziertem Sekun- 

darabschluß (20,3%) sowie 1373 Kinder die Hauptschule mit Hauptschulabschluß 

(51,4%) verlassen. Außerdem verließen 614 ausländische Kinder die Hauptschule 

ohne Hauptschulabschluß (23%), darunter 109 mit dem Abschlußzeugnis der 

Sonderschule (17,8%). 

Obwohl nach wie vor eine ungleichmäßige Verteilung von ausländischen Kindern 

auf die Schulformen festzustellen ist (Hamburger, F. 1990a; 1990b; Heuer, B. 

1990), steigt seit dem Schuljahr 1987/88 kontinuierlich die Anzahl an ausländi- 

schen Schülerinnen und Schülern, die die Schule mit einem höheren Schulab- 

schluß verlassen, bzw. sinkt die Anzahl an Schülerinnen und Schülern, die ohne 

Schulabschluß aus den Schulen ausscheiden. Ausländische Mädchen sind weni- 

ger oft als ausländische Jungen an Hauptschulen, dafür öfters in Realschulen und 

Gymnasien. (Institut für Sozialpädagogische Forschung Mainz e.V. et al. 1996, S. 

62ff.) 

Tabelle 3:      Ausländische   Schülerinnen   und   Schüler   an   allgemeinbildenden 
Schulen 1991-1996 

Schuljahr insg. Vor 
seh.1 

GS2 HS3 Reg. 
Sch./ 
D.U.4 

RS Gymn. IG 
Sch. 

Sondersch. 

1993/1994 31.211 264 13.528 10.468 142 2.240 2.710 409 1.432 
1994/1995 32.082 293 14.054 10.145 256 2.351 2.838 486 1.626 
1995/1996 33.668 256 15.262 10.134 394 2.478 2.898 504 1.707 
1996/1997 35.034 271 16.081 10.022 543 2.696 2.993 589 1.827 
1997/1998 34.989 243 16.421 9.475 729 2.769 2.756 626 1.945 
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1 Ohne Gruppen mit französischer Spracharbeit. 
' Einschließlich Klassenstufen 1-4 an organisatorisch verbundenen Grund- und Hauptschulen. 

3 Einschließlich Klassenstufen 5-9/10 an organisatorisch verbundenen Grund- und Hauptschulen. 
4 Modellversuch Duale Oberstufe seit dem Schuljahr 1996/97. 

Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz (Hg.), Ausländische Schülerinnen und Schüler und 
Schulabgänger im Schuljahr 1997/98. 

Das Statistische Landesamt Rheinland-Pfalz erhebt keine Zahlen über die Beschu- 

lung von Aussiedlerkindern. Das Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Wei- 

terbildung gibt keine Auskunft über die Anzahl von Aussiedlerkindern, die allge- 

meinbildende Schulen in Rheinland-Pfalz besuchen, mit der Begründung, diese 

Kinder würden als Schülerinnen und Schüler mit deutschem Paß nicht nach ihrer 

Herkunft gefragt.17 

Tabelle 4:    Herkunftsländer von Ausländerinnen und Ausländern, anerkannten 
Asylbewerberinnen und Asylbewerbern und Kontingentflüchtlingen an 
allgemeinbildenden Schulen im Schuljahr 1995/1996 

Herkunftsländer Anzahl davon 

EU - Mitgliedstaaten 
davon aus Italien 

übriges Europa 
• davon aus dem ehemaligen Jugoslawien 
• davon aus der Türkei 

Afrika 
Amerika 
Asien 
Australien 
Staatenlos/ungeklärt 

5.818 

22.844 

1.424 
722 

3.883 
13 

313 

3.248 

5.870 
14.017 

insgesamt 35.017 

Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz (Hg.), Ausländische Schülerinnen und Schüler und 
Schulabgänger im Schuljahr 1997/98. 

Fernmündliche Auskunft des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung vom 
12.12.1996. 
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V. Sprachliche Bildung 

In Rheinland-Pfalz sind das Fremdsprachenangebot und die Sprachenfolge fol- 

gendermaßen geregelt: 

Tabelle 5:    Fremdsprachenangebote und Sprachenfolge 

Schulform Sprache ab Bezeichnung Wstd. Sprachangebot 

Grundschule Klasse 3 Fremdsprache 2 Englisch/Französisch 

Hauptschule Klasse 5 Fremdsprache 4-5 Englisch/Französisch1 

Realschule Klasse 5 1. Fremdsprache 4-5 Englisch/Französisch2 

Realschule Klasse 7 
Klasse 9 

2. Fremdsprache 
2. Fremdsprache 

3-4 
3-4 

Englisch/Französisch 
Englisch/Französisch 

integrierte 
Gesamtschule 

Klasse 5 
Klasse 7 
Klasse 9 

1. Fremdsprache- - 
2. Fremdsprache 
3. Fremdsprache3 

3-5 
3-4 
2-3 

Englisch 
Latein/Französisch 
Latein/Französisch 

Gymnasium Klasse 5 
Klasse 7 

Klasse 9 

1. Fremdsprache 
2. Fremdsprache 

3. Fremdsprache3 

4. Fremdsprache4 

3-5 
3-4 

5 
3 

Englisch/Französisch/Latein 
Englisch/Französisch/ 

Latein/Russisch 
Französisch/Latein/Griechisch 

(Spanisch/Italienisch)5 

'    Französisch ist als Arbeitsgemeinschaft möglich. 
2 Seit dem Schuljahr 1993/94 bieten einige Realschulen Französisch als 1. Fremdsprache an. 
3 Die 3. Fremdsprache an der Integrierten Gesamtschule und am Gymnasium ist mit Ausnahme 

des altsprachlichen Gymnasiums fakultativ. 
4 An altsprachlichen Gymnasien oder in altsprachlichen Zügen kann eine 4. Fremdsprache ange- 

boten werden. 
5 Einige Gymnasien bieten »wahlfreien« Chinesischunterricht an. Zur Einführung des »wahlfreien« 

Japanischunterrichts nimmt Rheinland-Pfalz derzeit an einem bundesweiten Modellversuch teil. 

Quelle: Stundentafeln für die Klassenstufen 5 bis 9 / 10 der Hauptschule, der Realschule, des 
Gymnasiums, der Gesamtschule und der Sonderschule, Verwaltungsvorschrift des Mini- 
steriums für Bildung und Kultur vom 10. April 1992 (943 A - Tgb.Nr. 1063 / 9.1). 



16 

1. Primarbereich 

In Rheinland-Pfalz wurde 1991-1995 mit finanzieller Unterstützung der Bund- 

Länder-Kommission ein Modellversuch »Integrierte Fremdsprachenarbeit in der 

Grundschule« durchgeführt. Das Projekt hatte zum Ziel zu klären, wie die Begeg- 

nung von Schülerinnen und Schülern mit einer fremden Sprache und Kultur reali- 

siert werden kann. Dabei ging es um die Gestaltung eines zukunftsorientierten Bil- 

dungsangebots, das die Kindgemäßheit des Lernens wahrt (Staatliches Institut für 

Lehrerfort- und Weiterbildung, 1995, Anhang S. 3). Mit diesem Modellversuch 

wurde das seit Mitte der 70er Jahre bestehende Fremdsprachenangebot systema- 

tisiert, um Englisch als Fremdsprache erweitert und den Grundschulen landesweit 

zugänglich gemacht.18 Die ersten Schulen haben 1995 damit begonnen, nach dem 

neuen Konzept der Integrierten Fremdsprachenarbeit zu arbeiten. Ein wichtiger 

Impuls wurde durch die Einführung der Vollen Halbtagsgrundschule im Schuljahr 

1998/99 gegeben, da nunmehr die Integrierte Fremdsprachenarbeit als fester Be- 

standteil der Stundentafel im 3. und 4. Schuljahr ausgewiesen ist. Entsprechend 

wurden - trotz angespannter Haushaltslage - die notwendigen zusätzlichen Res- 

sourcen zur Ausstattung der 983 Grundschulen bereitgestellt. Die Lehrkräfte wer- 

den - soweit sie nicht grundständig studiert haben - durch das Staatliche Institut für 

Lehrerfort- und Weiterbildung (SIL) weitergebildet. Bereits während des Modellver- 

suchs hat das SIL begonnen, Multiplikatoren auszubilden, damit die Integrierte 

Fremdsprachenarbeit schnellstmöglich landesweit angeboten werden kann. Ein 

Fernstudiengang ist ebenfalls eingerichtet worden. 

,e   Dabei handelt es sich um die Projekte »Frühfranzösisch in der Grundschule« und »Lerne die 
Sprache deines Nachbarn«. 
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Tabelle 6:      Fremdsprachenarbeit an der Grundschule 

seit 

EINZELPROJEKTE 

»Frühfranzösisch« 
1970/1971 - frühe Fremdsprachenbegegnung im 

Rahmen des deutsch-französischen 
Grundschullehreraustauschs 

seit 1983 »Lerne die Sprache des Nach- 
barn« 
- ein Fremdsprachenangebot im 
grenznahen Raum zu Frankreich 

MODELLVERSUCH 

seit 
1991/1992 insgesamt: 

etwa    100 Lerngruppen 
mit   1.800 Schülern 

»Integrierte Fremdsprachena- 
beit der Grundschule« 

E         38 Klassen       907 Schüler 
F         14 Klassen       315 Schüler 
Insges. 52 Klassen     1.222 Schü- 
ler 

EINFÜHRUNG 
* 

Integrierte Fremdsprachenarbeit 

1995/19.96 E                   46 Schulen        114 Klassen 
F                   23 Schulen         51 Klassen 
Insges.          69 Schulen       165 Klassen 

1996/1997 E                  70 Schulen       239 Klassen 
F                   30 Schulen         97 Klassen   " 
Insges.        100 Schulen      336 Klassen 

1 

1997/1998 E                  77 Schulen       299 Klassen 
F                   32 Schulen         96 Klassen 
Insges.        109 Schulen      395 Klassen 

i 
Beginn der Vollen Halbtagsschule 

1998/1999 Ins ges. 532 Schulen    = 54 % (Voraberhebung vor Auswertung 
der amtlichen Schulstatistik) 

Quelle: Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung, Fremdsprachenarbeit an den 
Grundschulen in Rheinland-Pfalz - ein zeitlicher Überblick -, Stand 12/1998. 
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Neben dem integrierten Fremdsprachenunterricht sind noch andere Formen der 

Fremdsprachenarbeit in der Grundschule möglich. Es gibt Schulen mit Fremdspra- 

chenangeboten in Arbeitsgemeinschaften. An Schulen mit dem Projekt »Früh- 

französisch« wird mit französischen Lehrerinnen und Lehrern zusammengearbei- 

tet, die im Rahmen eines deutsch-französischen Lehreraustausches an Schulen in 

Rheinland-Pfalz unterrichten. Außerdem gibt es das grenzüberschreitende Begeg- 

nungsprogramm »Lerne die Sprache deines Nachbarn«, an dem neben Rhein- 

land-Pfalz auch Baden-Württemberg, das Saarland sowie die Südpfalz und das 

Elsaß teilnehmen. Bei diesem Modell beginnen einige Schulen mit dem dritten 

Schuljahr, andere mit dem ersten Schuljahr mit der Fremdsprachenbegegnung. 

Teilweise wird die frühe Fremdsprachenbegegnung aus dem Kindergarten in der 

Grundschule fortgeführt.19 

Ziel der Integrierten Fremdsprachenarbeit ist es, „alle Kinder an den Umgang mit 

fremden Kulturen und Sprachen heranzuführen und Einstellungen und Fähigkeiten 

grundzulegen, die der Internationalisierung der Lebensverhältnisse entsprechen." 

(Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung, 1998, S. 2) Entspre- 

chend wird mit der frühen Fremsprachenarbeit sowohl eine interkulturelle als auch 

eine europäische Dimension verbunden. 

2. Sekundarstufe I 

Der fremdsprachliche Unterricht ist ab Klasse 5 an weiterführenden Schularten mit 

Ausnahme der Sonderschule verbindlich. Pflichtfremdsprache ist an der Haupt- 

schule Englisch. Französisch kann als Arbeitsgemeinschaft angeboten werden. An 

der Realschule ist Englisch in der Regel die erste Pflichtfremdsprache. Seit dem 

Schuljahr 1993/94 bieten 24 Realschulen neben Englisch auch Französisch als 1. 

Fremdsprache an. In der Integrierten Gesamtschule ist Englisch die einzige erste 

Pflichtfremdsprache. Am Gymnasium kann zwischen Englisch, Französisch und 

Latein als erster Fremdsprache gewählt werden. Grundsätzlich muß Englisch als 

2. Fremdsprache belegt werden, wenn Französisch oder Latein als 1. Fremdspra- 

"   Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung, Integrierte Fremdsprachenarbeit in der 
Grundschule, Konzept 12/1998. 
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ehe gewählt wurde. Als 2. Fremdsprache kann neuerdings auch neben Franzö- 

sisch (oder Englisch bei 1. Fremdsprache Französisch oder Latein) Russisch an- 

geboten werden. Außerdem gibt es derzeit in Rheinland-Pfalz einen Versuch, die 

2. Fremdsprache ab Klasse 6 einzuführen. 20 

Am Gymnasium und an der Integrierten Gesamtschule besteht die Möglichkeit, 

eine 3. Fremdsprache ab Klassenstufe 9 zu belegen. Nach Maßgabe des jeweili- 

gen Angebots besteht eine Wahlmöglichkeit zwischen Griechisch, Französisch, 

Latein, Spanisch, Russisch, Italienisch oder einer anderen Sprache. Einige Gym- 

nasien bieten »wahlfreien« Chinesischunterricht, andere Jäpanischunterricht an. 

An altsprachlichen Gymnasien kann zusätzlich, je nach den Möglichkeiten der 

Schule, ab Klasse 9 oder 10 eine 4. Fremdsprache gelernt werden. Je nach Mög- 

lichkeiten der Schule kann auch ab Jahrgangsstufe 11 eine weitere, neu einset- 

zende Fremdsprache belegt werden. 

Darüber hinaus gibt es seit dem Schuljahr 1990/91 fünf Realschulen, die verstärk- 

ten Fremdsprachenunterricht in Englisch oder Französisch ab Klassenstufe 5 und 

bilingualen Unterricht ab Klasse 7 anbieten. An 14 Gymnasien gab es 1999 zwei- 

sprachige deutsch-französische Züge und an 14 Gymnasien deutsch-englische 

Züge. Jeweils sieben Wochenstunden werden an den bilingualen Gymnasien in 

den Klassen 5 und 6 in der Fremdsprache unterrichtet. In der Mittelstufe werden 

dann die Fächer Geschichte und/oder Erdkunde jeweils auch in der Fremdsprache 

unterrichtet. An drei Gymnasien, in Bad Bergzabern und Trier, besteht die Mög- 

lichkeit, zusammen mit dem Abitur das französische Baccalaureat zu erwerben. 

Für Ausländer- und Aussiedlerkinder gelten grundsätzlich die allgemeinen Fremd- 

sprachregelungen der weiterführenden Schulen. Aussiedler- und Ausländerkinder 

nehmen am »integrierten Fremdsprachenunterricht« in der Grundschule teil. Das 

20 Schriftliche Auskunft des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung vom 
31.1.1997 an die Verfasserin. Genauere Informationen wird die demnächst neu aufgelegte In- 
formationsschrift »Fremdsprachen lernen in Rheinland-Pfalz - Orientierungshilfen für die Wahl 
von Fremdsprachen an den weiterführenden Schulen« enthalten. 
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Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung weist ausdrücklich auf 

positive Erfahrungen im Modellversuch hin: 

In diesem Zusammenhang ist auf das Lernverhalten von ausländischen 

Schülerinnen und Schülern wie auch von Aussiedlerkindern hinzuweisen. 

Obwohl anfangs vielfach befürchtet worden war, eine zusätzliche Fremdspra- 

che könne gerade für diese Schülergruppe eine Belastung darstellen, hat ei- 

ne Evaluation ergeben, daß sie keine größeren Schwierigkeiten als deutsche 

Mitschüler haben, zum Teil sogar auffallend bessere Leistungen zeigen.21 

Ausländerkinder, die in die 5. oder 6. Klasse der weiterführenden Schule aufge- 

nommen werden, sollen die an ihrer Schule angebotene Pflichtfremdsprache ler- 

nen. Eine Förderung von maximal zwei Jahren in Englisch (zwei oder vier Stun- 

den) wird für Aussiedler- und Ausländerkinder ab Klassenstufe 6 ermöglicht, wenn 

sie Englisch nachlernen müssen. Kinder, die nach der Orientierungsstufe als Sei- 

teneinsteiger in die Realschule, die Integrierte Gesamtschule oder das Gymnasi- 

um aufgenommen werden, lernen ab Klasse 7 die 2. Fremdsprache. In Ausnahme- 

fällen kann die Muttersprache als erste oder zweite (Pflicht-) Fremdsprache aner- 

kannt werden. Voraussetzung ist allerdings, daß entsprechender Unterricht mit der 

Möglichkeit einer Überprüfung zur Festsetzung der Zeugnisnote eingerichtet wer- 

den kann. 

3. Sekundarstufe II 

In der gymnasialen Oberstufe können gemäß den Regelungen der »Mainzer Stu- 

dienstufe«22 die Fremdsprachen belegt werden, die als Grund- oder Leistungskurs 

von den Schulen angeboten werden. Alle Schülerinnen und Schüler müssen ent- 

weder zwei Fremdsprachen und eine Naturwissenschaft oder zwei Naturwissen- 

schaften und eine Fremdsprache oder eine Fremdsprache, eine Naturwissenschaft 

und Informatik durchgängig belegen. Dabei muß auf jeden Fall eine Pflichtfremd- 

21   Integrierte Fremdsprachenarbeit in der Grundschule, o.J. (1996), S. 6. 

n   Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung, Mainzer Studienstufe. Informationen für 
Schülerinnen und Schüler, Eltern und Lehrer, Mainz 1997. 



21 

spräche der Sekundarstufe I fortgeführt werden. Für Schülerinnen und Schüler, die 

in der Sekundarstufe I nur eine Fremdsprache gelernt haben, gelten Sonderrege- 

lungen. • 

4. Muttersprachlicher Unterricht 

Bislang wird der »muttersprachliche Unterricht« nur für ausländische Kinder an 
» 

Grund- und Hauptschulen angeboten. Die Teilnahme am muttersprachlichen Er- 

gänzungsunterricht an den Hauptschulen ist für die Schüler freiwillig. Aussiedler- 

kinder haben in Einzelfällen ein Angebot in Russisch. Nach den »Richtlinien für 

den Unterricht ausländischer Arbeitnehmer« von 1986 (Ziff. 5) soll der mutter- 

sprachliche Unterricht die Eingliederungs- und Fördermaßnahmen unterstützen 

und die kulturelle Identität fördern. Allerdings beschränkt sich dieses Angebot auf 

Schülerinnen und Schüler aus Griechenland, Italien, ehem. Jugoslawien, Portugal, 

Spanien, Türkei, Marokko und Tunesien. Der muttersprachliche Unterricht wird als 

Ergänzungsunterricht nach Möglichkeit in den Vormittagsunterricht integriert. Eine 

mögliche Erhöhung der Wochenstundenzahl sollte ausgeglichen werden, um die 

Kinder nicht zusätzlich zu belasten. Religionskundliche Themen können auch im 

muttersprachlichen Unterricht behandelt werden. Allerdings dürfen nur Schulbü- 

cher verwendet werden, die im Schulbuchkatalog aufgeführt sind. 

In der Hauptschule besteht die Möglichkeit, freiwillige Arbeitsgemeinschaften zu 

bilden, die sich mit landeskundlichen, sprachlichen und kulturellen Inhalten aus- 

einandersetzen. In den Richtlinien wird jedoch nicht erläutert, für welche Schüle- 

rinnen und Schülergruppen dies ermöglicht werden kann. 

In dem Konzept »Integrierte Fremdsprachenarbeit in der Grundschule« wird der 

Wunsch formuliert, daß zukünftig eine Verbindung von muttersprachlichem Unter- 

richt und der Fremdsprachenarbeit in der Grundschule angestrebt werden soll.23 

Näheres wurde dazu allerdings bislang nicht ausgeführt. 

23 Vgl. Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung, Integrierte Fremdsprachenarbeit in 
der Grundschule. Ein Beitrag zur Weiterentwicklung der Grundschule in Rheinland-Pfalz, o.J. 
(1996). 
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VI. Curricula und Unterrichtsmaterialien für Minderheitengruppen 

In Rheinland-Pfalz gibt es an den Schulen zwar u.a. syrisch-orthodoxen und men- 

nonitischen aber bislang noch keinen muslimischen Religionsunterricht. 

Es besteht Lernmittelfreiheit nach § 57 SchulG. Allerdings können Schularten, 

Schulformen, Schul- oder Klassenstufen davon ausgenommen werden; die Ent- 

scheidung obliegt dem Schulträger. Es gibt weder einen Lehrplan noch Lehrplan- 

hinweise für den muttersprachlichen Ergänzungsunterricht. Der Schulbuchkatalog 

enthält Materialien für Deutsch als Fremdsprache. Es gibt spezielle Unterrichtsma- 

terialien für Aussiedler. Die im Schulbuchkatalog zugelassenen Unterrichtsmate- 

rialien für den muttersprachlichen Ergänzungsunterricht berücksichtigen nur die 

Sprachen, die für den muttersprachlichen Unterricht vorgesehen sind. Der Schui- 

buchkatalog enthält keine Unterrichtsmaterialien zum interkulturellen Lernen 

und/oder zum Thema Migration. Für die gymnasiale Oberstufe gibt es Unterrichts- 

materialien zum Thema Europa im Fach Erdkunde. Im Fach Evangelischer Religi- 

onsunterricht sind in dieser Schulstufe Unterrichtsmaterialien über nichtchristliche 

Religionen (z.B. Buddhismus) vorgesehen. Darüber hinaus hat das Pädagogische 

Zentrum Rheinland-Pfalz Unterrichtsvorschläge zum Thema Europa für die Fächer 

Deutsch, Musik und Bildende Kunst herausgegeben. In seiner Empfehlung 

»Europa im Unterricht« gibt das Ministerium für Bildung und Kultur Anregungen für 

den Unterricht. Die Landeszentrale für Politische Bildung Rheinland-Pfalz gibt ein 

Multiplikatorenpaket »Europa« heraus. 

VII. Aus-, Fort- und Weiterbildung der Lehrkräfte 

Die Lehrerausbildung erfolgt an den Landesuniversitäten Koblenz-Landau, Mainz, 

Trier und Kaiserslautern. Der muttersprachliche Ergänzungsunterricht wird von 

Lehrkräften des Herkunftslandes, die aber Angestellte des Landes Rheinland-Pfalz 

sind, erteilt. Das Fach »Deutsch als Fremdsprache« (DaF) wird im Rahmen der 

Lehrerausbildung als Beifach an den Landesuniversitäten Koblenz-Landau (für 

GHS-Lehrer) und Mainz (Lehramt Gymnasium) angeboten. Dieses Beifach dient 
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der Ausbildung der Lehrkräfte für den Förderunterricht. Für die Erteilung des 

Fremdsprachenunterrichts ist entweder das Studium der Fremdsprache im Rah- 

men des Lehramtsstudiums oder der Erwerb der Unterrichtserlaubnis durch die 

Teilnahme an den Weiterbildungsmaßnahmen des Staatlichen Instituts für Lehrer- 

fort- und Weiterbildung (SIL) in Speyer erforderlich. 

Der Modellversuch zur integrierten Fremdsprachenarbeit in der Grundschule hat 

zu Veränderungen in der Lehrerausbildung geführt. An der Universität Koblenz- 

Landau wurde 1992 die Prüfungsordnung dahingehend verändert, daß Grund- 

schullehrerinnen und -lehrer neben Grundschulpädagogik auch Anglistik oder Ro- 

manistik studieren können. Inzwischen haben sich die Studienseminare in Rhein- 

land-Pfalz konzeptionell und personell auf die erweiterte Fächerwahl eingerichtet. 

Daneben wurde schon während des Modellversuchs am SIL begonnen, Lehrkräfte 

als Multiplikatoren weiterzubilden, damit landesweit das Weiterbildungsprojekt 

»Fremdsprachenarbeit in der Grundschule« angeboten werden kann. Am SIL kön- 

nen Lehrkräfte sich fort- und/oder weiterbilden. Auch Unterrichtsmaterialien kön- 

nen dort bezogen werden. Das Weiterbildungsmodell des SIL für den integrierten 

Fremdsprachenunterricht setzt sich aus kombinierbaren Bausteinen zusammen. 

Durch die flexible Kombination von Bausteinen können Lehrkräfte eigene Schwer- 

punkte beim Erwerb der Unterrichtserlaubnis setzen. Die Weiterbildungsmaßnah- 

men umfassen sowohl theoretische Grundlagen der Fremdsprachenbegegnung 

als auch Prinzipien der Lernplanung, Sprachtraining und Ansätze zum interkulturel- 

len Lernen. Das Angebot des SIL sieht vor: 

- die Mitarbeit in regionalen und evtl. schulinternen Fortbildungsveranstal- 

tungen zur Klärung didaktisch-methodischer Einzelfragen, 

- Angebote zur Aktualisierung der Fremdsprachenkompetenz (zum Teil ge- 

staltet von 'native speakers') und 

- Auslandskurse (Sprachtraining, Landeskunde).2 24 

Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung, o.J. (1996), S. 11. 
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Die Konzepte und Inhalte der Maßnahmen zur Lehrerfort- und Weiterbildung wer- 

den in der Projektgruppe für die wissenschaftliche Begleitung erarbeitet, die sich 

aus Mitgliedern der Landesuniversitäten, der Bezirksregierungen, Schulämter, 

Pädagogischen Beratungszentren und schulpsychologischen Diensten zusam- 

mensetzt. Im Rahmen des Modellversuchs ausgearbeitete Unterrichtskonzepte 

und Materialien werden in den Weiterbildungsprojekten zur Verfügung gestellt. Sie 

sollen den Lehrerinnen und Lehrern bei der Auswahl der Unterrichtsinhalte und bei 

der Verknüpfung der Fremdsprachenbegegnung mit anderen Lernbereichen eine 

Hilfestellung geben und trotzdem den notwendigen pädagogischen Freiraum ge- 

währen.25 

VIII. Interkulturelles 

Interkulturelle Bezüge im Schulgesetz § 1 werden sinngemäß, jedoch nicht explizit 

benannt: 

In Erfüllung ihres Auftrages erzieht die Schule zur Selbstbestimmung in Ver- 

antwortung zu Gott und den Mitmenschen, zur Anerkennung ethischer Nor- 

men, zur Achtung vor der Überzeugung anderer (...) und zur verpflichtenden 

Idee der Völkergemeinschaft. 

Das Schulgesetz enthält darüber hinaus keine Ausführungen über die Gegen- 

standsbereiche des Unterrichts, sondern verweist darauf, daß Richtlinien und 

Lehrpläne dem Auftrag der Schule entsprechen müssen (§ 1 Ziff. 4 SchuIG). 

Interkulturelle Lernziele werden sowohl in den Empfehlungen zu Europa in Unter- 

richt und Schule als auch in den fachübergreifenden und fächerverbindenden Er- 

fahrungsfeldern, die allen neuen Lehrplänen der Sekundarstufe angefügt sind, 

ausgewiesen. Außerdem wird interkulturelle Bildung vor allem als übergeordneter 

25  Vgl. Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung, Integrierte Fremdsprachenarbeit in 
der Grundschule 1995a, S. 5. 
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Bildungsauftrag des integrierten Fremdsprachenunterrichts in der Grundschule 

formuliert: 

Die Kenntnis fremder Lebensweisen und Kulturen und die Begegnung mit 

fremden Sprachen gehören heute zu den alltäglichen Grunderfahrungen ... 

Interkulturelles wie auch fremdsprachliches Lernen in der Grundschule wer- 

den also nicht als fachspezifisch organisierter Unterricht gestaltet.26 

Auch der bilinguale Unterricht an den Realschulen soll für interkulturelle Bildung 

nutzbar gemacht werden. So heißt es beispielsweise in der Verwaltungsvorschrift 

(Abs. 1) dazu: 

Bilingualer Unterricht verknüpft Unterricht im Sachfach und einer Fremd- 

sprache. Er hat das Ziel einer vertieften sachfachlichen und fremdsprachli- 

chen Kompetenz unter Vermittlung interkultureller. Erziehung.27 

1. Lehrplandefinition und Begründungszusammenhänge 

»Interkulturelle Bildung« ist ein übergeordnetes Aufgabengebiet. Vor allem die 

Lehrpläne für die Grund-, Haupt- und Realschule sowie für das Gymnasium für die 

Fächer Deutsch, Fremdsprachen, Ethik, Religion sowie für den Lernbereich Ge- 

sellschaftswissenschaften beinhalten Hinweise zum interkulturellen Bildungsauf- 

trag. So heißt es z.B. im Lehrplan für den Lernbereich Erdkunde für Hauptschule, 

Realschule, Gymnasium und Regionale Schule (Klassen 7-10), der bereits 1992 

als Entwurf in die Erprobung ging und der seit 1998 in leicht modifizierter Fassung 

verabschiedet wurde: 

Zugleich schafft der Erdkundeunterricht Verständnis für verschiedenartige 

Kulturen und trägt damit dazu bei, Vorurteile gegenüber fremden Lebensfor- 

men abzubauen (...). Die Auseinandersetzung mit den räumlichen Gegen- 

27 

Ministerium für Bildung und Kultur, 1994, S. 1-5. 

Bilingualer Unterricht an Realschulen, Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Bildung, Wis- 
senschaft und Weiterbildung vom 8. April 1998, GAmtsbl. S. 274. 
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wartsfragen unserer Welt forciert die Einsicht, daß unsere Zukunftsaufgaben 

im nationalstaatlichen Rahmen nicht zu leisten sind. Damit leistet die Erdkun- 

de auch einen Beitrag zur Umwelt- und Friedenserziehung und zur politi- 

schen Bildung (S. 9). 

Interkulturelle Bildung wird als Querschnittsaufgabe in den einzelnen Lehrplänen 

für unterschiedliche Fächer (z.B. Fremdsprachen, Geschichte, Ethik, Religion) der 

verschiedenen Schulformen und Schulstufen festgelegt. Darüber hinaus werden in 

den »Erfahrungsfeldern« Themen mit interkulturellem Bezug vorgeschlagen. Ent- 

sprechend werden beispielsweise im Lehrplan Sozialkunde (Klassen 7-9/10 für die 

Hauptschule) im Stoffbereich »Erziehung und soziales Lernen in der Familie« zum 

Thema »Warum leben Familien aus anderen Kulturen anders als wir?« folgende 

Teilziele formuliert: 

- Einblick in die Lebensweise von Angehörigen anderer Kulturen und den 

gesellschaftlichen/religiösen Hintergrund der Verschiedenheit. 

- Einsicht in die Möglichkeiten und Probleme des Zusammenlebens von 

Menschen verschiedener Kultur. (S. 254) 

Gerade in den neueren Lehrplänen wird erkennbar, daß das Ministerium für Bil- 

dung, Wissenschaft und Weiterbildung sich an der Umsetzung auf Länderebene 

der KMK-Empfehlungen »Interkulturelle Bildung und Erziehung in der Schule« 

(1996) und »Eine Welt/Dritte Welt« (1997) beteiligt. 

2. Schulstufen- bzw. Schulartbezug, Fächerzuordnung 

In den Lehrplänen der Grundschule findet sich der interkulturelle Bezug in den je- 

weiligen Fachlernzielen und in den praktischen »Hinweisen zum Unterricht« (z.B. 

im Lehrplan Musik). Allerdings werden keine konkreten Unterrichtsthemen vorge- 

schlagen. 

In diesem Zusammenhang nimmt in der Grundschule der Religionsunterricht eine 

Sonderrolle ein. Unabhängig von der Konfession wird der Religionsunterricht als 
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Fach definiert, das eine Querverbindung zur Lebenssituation der Schülerinnen und 

Schüler und zu anderen Lernbereichen herstellen soll. Dies gilt auch für das Lern- 

ziel, das, obwohl in der Aussage ähnlich, unterschiedlich formuliert ist. So heißt es 

im Lehrplan Evangelischer Religionsunterricht in der Grundschule: „Im besonderen 

erzieht der Religionsunterricht zu eigenverantwortlichem Handeln vor Gott und den 

Mitmenschen und zum Verständnis und zur Achtung anderer Menschen und ande- 

rer Konfessionen und Religionen" (S. 5). Der Lehrplan für den Katholischen Religi- 

onsunterricht lehnt seine Forderung nach „Verwirklichung der Idee der Völkerver- 

söhnung und Völkergemeinschaft" an den Erziehungs- und Bildungsauftrag der 

Schule an (S. 6). 

In den Lehrplänen der Sekundarstufe I finden sich Vorschläge mit indirektem Be- 

zug zur interkulturellen Erziehung, und zwar in den »Stoffbereichen«. So gibt es 

z.B. im Lehrplanentwurf für Geschichte innerhalb des Stoffbereichs 1 

»Deutschland: Idee, Staat, Nation« für die Hauptschule das Thema »Menschen in 

der Minderheit«. Im Lehrplan Geschichte für Realschule und Gymnasium wird im 

Stoffbereich »Europa im Streit der Konfessionen und Religionen« das Thema 

»Menschen und Völker verlassen ihre Heimat« vorgeschlagen. Auch in die 

»Erfahrungsfelder« wurde interkulturelle Bildung ausdrücklich integriert, z.B. im 

Erfahrungsfeld »Multikulturelle Gesellschaft« oder »Leben in der einen Welt«. Im 

Anhang zum Lehrplan werden Vorschläge und Anregungen fürfächerübergeifende 

Projekte gegeben. Beispielsweise wird im Lehrplan Sozialkunde, für das Erfah- 

rungsfeld »Multikulturelle Gesellschaft« vorgeschlagen, Erdkunde, Sozialkunde, 

Musik, Bildende Kunst und Sport zu verbinden. Für den Sportunterricht wird die 

Anregung gegeben, typische Stilrichtungen in Folklore, Pop und Jazz zu bearbei- 

ten und im Schwimmunterricht „Toleranz im Hinblick auf die besonderen Bedin- 

gungen der Schülerinnen und Schüler anderer Kulturkreise" zu thematisieren (S. 

384). 

Im Lehrplan zum Evangelischen Religionsunterricht für die Orientierungsstufe (von 

1997) wird der »Interreligiös-interkulturelle Bereich« explizit aufgeführt und formu- 

liert: „Vor dem Hintergrund der vielfältigen Formen und Inhalte gelebten christli- 

chen Glaubens ist besonders der Religionsunterricht verpflichtet, die Schülerinnen 
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und Schüler zum Dialog mit Andersdenkenden und -glaubenden anzuregen und 

dafür Sorge zu tragen, daß sie dem für sie Fremden offen und achtungsvoll be- 

gegnen." (S. 9). 

Auch in den Lehrplänen der Sekundarstufe II sind in den Themenkatalogen kon- 

krete Unterrichtsvorschläge wie »Ausländer: nicht mehr gebraucht werden - nicht 

mehr anerkannt werden«, »Freiheit und Solidarität« und themenbezogene Lernzie- 

le wie z.B. „Bereitschaft, sich für die Freiheit und ein menschenwürdiges Leben 

anderer einzusetzen" enthalten. 

3. Europäische Dimension und ihre Umsetzung 

In Rheinland-Pfalz wird die europäische Dimension über die Lehrpläne der Fächer 

(Deutsch, Geschichte, Erdkunde, Sozialkunde, Moderne Fremdsprachen, Bildende 

Kunst und Musik) in Form von Themenschwerpunkten und Erfahrungsfeldern in 

den Unterricht integriert. Themen und Texte des Fremdsprachenunterrichts sollen 

gemäß den Lehrplänen auch auf Europa ausgerichtet werden. Grundlage hierfür 

ist die Empfehlung »Europa in Unterricht und Schule« vom Mai 1991, in der Hin- 

weise gegeben werden, wie die europäische Dimension verstärkt werden kann. Zu 

dieser Empfehlung hat das Pädagogische Zentrum Handreichungen zur Verfügung 

gestellt. Desweiteren wurde in Zusammenarbeit zwischen dem Arbeitskreis zur 

Förderung von Schulpartnerschaften, dem Westinstitut Posen und dem Pädagogi- 

schen Zentrum mit Unterstützung der Robert Bosch Stiftung und dem zuständigen 

Ministerium ein Leitfaden zur pädagogischen Zusammenarbeit in Schulpartner- 

schaften: »Wege zueinander - Nachbarn, Partner, Freunde in Europa« (1993) mit 

dem Schwerpunkt rheinland-pfälzisch-polnische Schulpartnerschaften entwickelt. 

Alle Schulstufen nehmen außerdem am europäischen Bildungsprogramm 

COMENIUSteil. 

In der Grundschule wird die europäische Dimension explizit in den integrierten 

Fremdsprachenunterricht eingebunden. In verschiedenen Konzepten des Ministe- 

riums für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung28 wird unter der Leitvorstellung 
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»Lernen für Europa«29 das Lernen von Fremdsprachen als integrierender Bestand- 

teil definiert, durch den „Freizügigkeit und Mobilität, Kommunikation und Koopera- 

tion, das Verständnis zwischen einzelnen Menschen und der Völker untereinander 

wie auch Handel und wirtschaftlicher Erfolg möglich" wird (Ministerium für Bildung, 

Wissenschaft und Weiterbildung O.J. [1996], S. 2). 

Tie Konzepte zum integrierten Fremdsprachenlernen als Bildungsauftrag mit eu- 

ropäischer Dimension werden auf eine Regierungserklärung30 und den Beschluß 

der KMK »Europa im Unterricht«31 zurückgeführt. Der BLK-Modellversuch wird als 

Konsequenz der Regierungserklärung des Kultusministers dargestellt, der 1989 

begründete: „Verständigung und Verständnis in einem zusammenwachsenden, 

einem offenen Europa ist Verständigung zwischen den Menschen, geht aus von 

einer Vielfalt ihrer Sprachen, ihrer Lebensvorstellungen, ihrer Kultur hervor. Ver- 

ständigung setzt also Sprachkenntnisse voraus" (Regierungserklärung vom 

28.9.1989). 

In den Konzepten des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung 

wird nur allgemein auf die Vorbereitung der Kinder auf eine multikulturelle Gesell- 

schaft über den Fremdsprachenunterricht in der Grundschule eingegangen. Hin- 

gegen werden in den Erfahrungsfeldern der Lehrpläne konkrete Themen zur euro- 

päischen Dimension vorgeschlagen. So wird zum Beispiel im Lehrplan Geschichte 

(8. Klasse Realschule/Gymnasium) von 1998 im Stoffbereich 9: »Europa im Streit 

28 Vgl. die Konzepte: Fremdsprachen in der Grundschule (1994), S. 1-3; Integrierte Fremdspra- 
chenarbeit in der Grundschule. Ein Beitrag zur Weiterentwicklung der Grundschule in Rheinland- 
Pfalz, o.J. (1996), S. 2f. 

In dem Konzept des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung wird ausdrücklich 
darauf hingewiesen, daß „sich Erziehung, Bildung und Kultur... weder auf ein Land noch auf ein 
Europa der 12 oder der 15" beschränken. (Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Weiterbil- 
dung, o.J.[1996], S.1. 

Im Konzept »Integrierte Fremdsprachenarbeit in der Grundschule. Ein Beitrag zur Weiterentwick- 
lung der Grundschule in Rheinland-Pfalz« des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Wei- 
terbildung wird die bildungspolitische Zielsetzung »Lernen für Europa« an die Regierungserklä- 
rung des Kultusministers vom 28.9.1989: »Fremdsprachen öffnen den Weg nach Europa«, ange- 
lehnt. 

Ständige Konferenz der Kultusminister [KMK] » Europa im Unterricht« vom 8. Juni 1978 in der 
Fassung vom 7. Dezember 1990. 
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der Konfessionen und Religionen« das Thema »Menschen und Völker verlassen 

ihre Heimat - ein zeitloser Vorgang in der Geschichte« vorgeschlagen (S. 192). 

Auch in die Erfahrungsfelder wurde Europa implizit und explizit aufgenommen. Im 

Lehrplan Gesellschaftswissenschaften werden für das Erfahrungsfeld »Zukunfts- 

visionen und -Perspektiven« zur Bearbeitung im Fach Sozialkunde die Themen 

»Einblick in Vorstellungen und Modelle der Weiterentwicklung der EU« sowie die 

Themen »Europäischer Integrationsprozeß« und »Regelung überregionaler Kon- 

flikte« empfohlen. Für die anderen hinzuzuziehenden Fächer werden keine eu- 

ropabezogenen Themen vorgeschlagen. Hingegen ist das »Erfahrungsfeld: Euro- 

pa« ein fächerumfassendes Projektthema. Für alle einbezogenen Schulfächer 

(Erdkunde, Geschichte, Deutsch, Englisch, Bildende Kunst) werden europabezo- 

gene Unterthemen vorgeschlagen. 

In der Sekundarstufe I wird die europäische Dimension zudem durch die Beteili- 

gung an dem deutsch-französischen Projekt »Lerne die Sprache des Nachbarn«, 

aber auch als eigener Themenschwerpunkt im bilingualen Unterricht, z.B. in Fran- 

zösisch »L 'Europe dans le monde - apogee et declin«, realisiert. Schüler- und 

Lehreraustauschinitiativen sollen verstärkend wirken. 

In der Sekundarstufe II werden nicht nur Schüleraustausche, sondern auch Be- 

triebspraktika in Frankreich organisiert. Zudem sollen europäische Fragestellungen 

in alle beruflichen Fächer integriert werden. 

IX. Schulversuche, Modellschulen, Innovationen 

In Rheinland-Pfalz wurde mit der Verwaltungsvorschrift »Gestaltung schuleigener 

Schwerpunkte und Profile an Realschulen« die Möglichkeit eingeräumt, bei den 

Unterrichtsangeboten im wahlfreien Bereich Schwerpunkte zu setzen. Diese Mög- 

lichkeit zur Schwerpunktsetzung im Wahlpflichtbereich, wozu auch besondere 

Differenzierungs- und Fördermaßnahmen sowie bilingualer Unterricht in den 

Sachfächern ab der Klassenstufe 7 gehören, trägt zum interkulturellen Lernen 
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bei.32 Interessant ist die in der Verwaltungsvorschrift »Bilingualer Unterricht an den 

Realschulen« formulierte Zielsetzung, daß der bilinguale Unterricht nicht nur zur 

Reflexion der eigenen und anderer Kulturen dienen und den kulturellen Horizont 

erweitern, sondern auch dazu beitragen soll, Schülerinnen und Schüler auf eine 

Zukunft in einem geeinten Europa, möglicherweise außerhalb Deutschlands, vor- 

zubereiten.33 . 

Eine weitere Neuerung ist die Einführung des Modellversuchs »Duale Oberschule« 

im Schuljahr 1996/97. Dieser Modellversuch stellt darauf ab, die Gleichwertigkeit 

von allgemeiner und beruflicher Bildung zu stärken, indem eine berufliche Er- 

stausbildung (Klassenstufe 10-12) im dualen System integriert wird. Die Bildungs- 

angebote von Haupt-, Real,- Berufs- und Fachoberschule werden zusammenge- 

führt, so daß neben dem Hauptschulabschluß und dem qualifizierten Sekundarab- 

schluß I nach erfolgreichem Besuch der 13. Klassenstufe die Fachhochschulreife 

erworben werden kann.34 

X. Sonstiges 

Die Schulgesetz-Novelle vom 1. Februar 1996 befaßt sich vor allem mit der Stär- 

kung des Mitspracherechts von Eltern. Im Mittelpunkt stehen die Erweiterung indi- 

vidueller Ansprüche sowie Kompetenzerweiterungen von Gremien, in denen Eltern 

mitwirken. Durch das 10. Änderungsgesetz vom 12. Januar 1997 wird die regiona- 

le Schule in das Schulgesetz aufgenommen. 

Seit Anfang der neunziger Jahre steigen die Schülerzahlen in Rheinland-Pfalz 

wieder an. Demgegenüber steht eine angespannte Haushaltslage. Der zusätzlich 

entstehende Bedarf an Lehrkräften kann derzeit nicht abgedeckt werden. Gleich- 

Gestaltung schuleigener Schwerpunkte und Profile an Realschulen, Verwaltungsvorschrift des 
Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung vom 8. April 1998, GAmtsbl. S. 272. 

Bilingualer Unterricht an Realschulen, Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Bildung, Wis- 
senschaft und Weiterbildung vom 8. April 1998, GAmtbl. S. 274. 

Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung, Der Bildungsgang Duale Oberschule 
auf einen Blick. ' 
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zeitig erfordern Projekte wie die integrierte Fremdsprachenarbeit in der Grundschu- 

le einen verstärkten Personal-, Weiterbildungs- und Sachkostenaufwand. Das Mi- 

nisterium für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung geht davon aus, daß wei- 

terhin die notwendigen finanziellen Mittel bereitgestellt werden können, um das 

Netz der beteiligten Grundschulen weiter auszubauen (Ministerium für Bildung, 

Wissenschaft und Weiterbildung, 1998). 

Nach Auskunft des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung wer- 

den derzeit in Rheinland-Pfalz35 alle Zuwandererkinder nur noch gemeinsam nach 

der geltenden Dienstanweisung: »Erläuterungen zur Ermittlung des Förderbedarfs 

für Kinder von Aussiedlern und Ausländern (einschließlich Asylberechtigte, Asyl- 

bewerber und Flüchtlinge« gefördert. Die ansonsten noch rechtmäßigen Richtlini- 

en werden nicht mehr angewendet. Um die Regelungen übersichtlicher und ge- 

recht für alle Minderheiten zu gestalten, wird derzeit (geplant noch für 1999) eine 

neue Richtlinie, die für Aussiedler- und Ausländerkinder gemeinsam gelten soll, 

erarbeitet. Der Schwerpunkt dieser Richtlinie soll auch weiterhin auf Integrations- 

maßnahmen, besonders auf Förderunterricht in Deutsch, aber auch im Fremd- 

sprachenunterricht liegen. Verschiedene Förderkonzepte, die in der Praxis nicht 

mehr vorkommen (z.B. Förderklassen), sollen zwecks Vereinfachung und strafferer 

Organisation zu einem Konzept des Förderunterrichts zusammengefaßt werden. 36 

XI. Diskussion 

In Rheinland-Pfalz fällt vor allem die gut strukturierte und organisierte Umsetzung 

des integrierten Fremdsprachenunterrichts in der Grundschule auf. Dabei profitiert 

dieses Bundesland von den langjährigen Erfahrungen mit Französisch als Begeg- 

nungssprache. Aber auch der BLK-Modellversuch hat durch die guten Rahmen- 

bedingungen in den Versuchsschulen dazu beigetragen, zu erproben, welche Vor- 

Fernmündliche Auskunft des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung vom 
5.12.1996. 

Fernmündliche Auskunft des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung vom 
5.12.1996. 
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aussetzungen für eine erfolgreiche Umsetzung von Fremdsprachenunterricht in 

der Grundschule erforderlich sind. Die gründliche und umfassende Evaluation des 

Projekts ist in die Erarbeitung eines Konzepts für den integrierten Fremdsprachen- 

unterricht gemündet. Beispielhaft für andere Bundesländer wurden Modelle der 

Lehrerfort- und -Weiterbildung sowie der Unterrichtsgestaltung und der Erstellung 

von Unterrichtsmaterialien erarbeitet und erprobt. 

Die absolute Zahl von Zuwandererkindern in Rheinland-Pfalz ist im bundesdeut- 

schen Vergleich gering. Dementsprechend ist man um eine einfache Handhabung 

der Richtlinien und Fördermaßnahmen bemüht. Es gibt in Rheinland-Pfalz einen 

vergleichsweise hohen Anteil an Migrantenkindern der zweiten und dritten Gene- 

ration aus den südlichen Ländern der Europäischen Union. Dies erklärt das diffe- 

renzierte Angebot an muttersprachlichem Unterricht gerade in diesen Sprachen. 

Förderunterricht findet direkt an der Schule statt. Muttersprachlicher Unterricht 

muß aufgrund der ländlichen Struktur zusammengefaßt werden und ist in der Re- 

gel erreichbar - allerdings nicht für weit verstreute Populationen. Für den För- 

derunterricht setzt das Land Rheinland-Pfalz 95,5 Planstellen und noch einmal 2,2 

Millionen zusätzliche Personalmittel ein. Muttersprachlicher Ergänzungsunterricht 

wird von Klasse 1 bis Klasse 10 angeboten. Ob angesichts der angespannten Fi- 

nanzlage in Rheinland-Pfalz die Forderung, den muttersprachlichen Unterricht 

nicht länger auf die Nationalsprachen zu beschränken, sondern die tatsächliche 

Muttersprache (z.B. Regionalsprache) zu berücksichtigen (Reich, H.H./Böhm, C. 

1996), realistisch ist, sei dahingestellt. 

Sinnvoll scheint in Anbetracht der geringen Zahl an Zuwandererkindern die Zu- 

sammenfassung von Kindern verschiedener Sprachzugehörigkeiten in Förderkur- 

sen. Im Förderunterricht werden Aussiedler- und Ausländerkinder gemeinsam mit 

dem Ziel der baldigen Integration in Regelklassen und des zügigen Erwerbs deut- 

scher Sprachkenntnisse unterrichtet. 23 Multiplikatoren für die regionale Beratung 

von Schulen stehen zur Verfügung. Allerdings müßten speziell ausgebildete Lehr- 

kräfte diesen Unterricht erteilen, die Bereitstellung von Unterrichtsmaterialien für 
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Deutsch als Fremdsprache reicht nicht. Handlungsbedarf besteht auch noch bei 

der Anerkennung von muttersprachlichen Sprachkenntnissen für die es bislang nur 

eine vorläufige Durchführungsvorschrift gibt. 
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LutzR. Reuter 

Schulsystem und Minderheitenpolitik 
im Saarland 

I.    Allgemeine Informationen 

1.   Aufbau des Schulsystems 

Das öffentliche Schulwesen im Saarland gliedert sich gemäß § 3 Abs. 2 Schulord- 

nungsgesetz (SchöG)11 in die Primarstufe (Grundschule), die Sekundarstufe I 

(Erweiterte Realschule, Gesamtschule, Gymnasium - jeweils bis Klassenstufe 10) 

und die Sekundarstufe II (Gymnasiale Oberstufe und berufliche Regelschulformen 

[Berufsschulen, Berufsfachschulen, Berufsaufbauschulen, Fachschulen und Fach- 

oberschulen]). 

Die Grundschule umfaßt die Klassenstufen eins bis vier. Für schulpflichtige, aber 

noch nicht schulreife Kinder können besondere Fördermaßnahmen an der jeweils 

zuständigen Grundschule oder in zentralisierten Einrichtungen (Schulkindergärten) 

vorgesehen werden; die Kinder können zur Teilnahme an diesen Maßnahmen 

verpflichtet werden (§§ 4 Abs. 8 SchoG; 3 Abs. 2 Schulpflichtgesetz [SchulPfG]; 

Schulordnung für die Grundschulen; Richtlinie für die Arbeit in der Grundschule2). 

Mit der zu Beginn des Schuljahres 1997/98 in Kraft getretenen Schulgesetzände- 

rung werden die Hauptschulen3 und Realschulen4 im Saarland abgeschafft (§ 3 

Gesetz Nr. 812 zur Ordnung des Schulwesens im Saarland (Schulordnungsgesetz: SchoG) vom 
5. Mai 1965, in der Neufassung vom 22. Mai 1985, zuletzt geändert am 27. März 1996; das Än- 
derungsgesetz vom 27. März 1996 (Gesetz 1367) ist am 1. August 1997 in Kraft getreten. 

Zeugnis- und Versetzungsordnung - Schulordnung - für die Grundschulen im Saarland (ZVO-GS) 
vom 29. Juni 1979, zuletzt geändert am 30. Juni 1994; Richtlinien für die Arbeit an der Grund- 
schule vom 29. Juli 1987. 

Zeugnis- und Versetzungsordnung - Schulordnung - für die Hauptschulen im Saarland (ZVO- 
HS) vom 29. Juni 1979, zuletzt geändert am 29. Mai 1995. 

Zeugnis- und Versetzungsordnung - Schulordnung - für die Realschulen im Saarland (ZVO-RS) 
vom 29. Juni 1979, zuletzt geändert am 26. Januar 1994. 
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Abs. 2 SchoG alter Fassung); an ihre Stelle tritt die Erweiterte Realschule (§ 3a 

Abs. 2 SchoG neuer Fassung). An der Gesamtschule, welche die Klassenstufen 

fünf bis zehn umfaßt, werden die Schülerinnen und Schüler in Klassen sowie in 

leistungs- und neigungsdifferenzierten Kursen unterrichtet; aufgrund der jeweiligen 

Abschlußverfahren können der Hauptschulabschluß bzw. der mittlere Bildungsab- 

schluß erworben werden (§ 3a Abs. 3 SchoG; Gesamtschulverordnung5). Im Gym- 

nasium werden Schülerinnen und Schüler der Klassenstufen fünf bis zehn unter- 

richtet; der erfolgreiche Abschluß der Klassenstufe zehn berechtigt zum Eintritt in 

die Oberstufe des Gymnasiums und der Gesamtschule sowie in berufsbezogene 

Bildungsgänge (§ 3a Abs. 4 SchoG; Schulordnung für die Gymnasien6). Die Klas- 

senstufen fünf und sechs an den verschiedenen Schulformen dienen der 

»besonderen Beobachtung, Förderung und Orientierung (Orientierungsphase)« 

(§ 3a Abs. 5 SchoG). In der Sekundarstufe II (Gymnasiale Oberstufe) werden 

Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstufen elf bis 13 unterrichtet; der erfolg- 

reiche Abschluß der Gymnasialen Oberstufe (Abiturprüfung) vermittelt die allge- 

meine Hochschulreife (§ 3a Abs. 6 SchoG; Oberstufenverordnung7). Gymnasiale 

Oberstufen können an Gymnasien wie an den anderen allgemeinbildenden Regel- 

schulen der Sekundarstufe I (Erweiterte Realschule, Gesamtschule) eingerichtet 

werden (§ 3a Abs. 6 S. 4 SchoG). Schulen aller Schulstufen und Schulformen 

können „im Rahmen der vorhandenen schulorganisatorischen, personellen und 

sächlichen Möglichkeiten" als Ganztagsschulen geführt werden; Voraussetzung ist 

die Feststellung eines »besonderen pädagogischen Interesses« und eine entspre- 

chende Anerkennung durch die oberste Schulaufsichtsbehörde (§ 5a SchoG). 

Durch Schulgesetzänderung war 1992 die Sekundärschule als neue Schulform 

eingeführt worden. Sie stellte eine verbundene Haupt- und Realschule dar (§ 3a 

Verordnung - Schulordnung - über den Bildungsgang und die Abschlüsse der Gesamtschule 
(GesVO) vom 8. August 1986. 

Zeugnis- und Versetzungsordnung - Schulordnung - für die Gymnasien (bis einschließlich Klas- 
senstufe 10) im Saarland (ZVO-Gym.) vom 29. Juni 1979. 

Verordnung - Schulordnung - über die gymnasiale Oberstufe an Gymnasien (bis einschließlich 
Klassenstufe 10) im Saarland (Oberstufenverordnung) vom 26. Oktober 1995. 
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Abs. 7 SchoG a.F.; Sekundarschulordnung [Sek-VO]8). Nach gemeinsamem Un- 

terricht in den Klassenstufen fünf und sechs (Orientierungsphase) fand der Unter- 

richt in einigen Fächern (Kiassenstufe 7: Deutsch, Mathematik; Klassenstufe 8: 

Deutsch, Mathematik, erste Fremdsprache) in fächerübergreifenden leistungsdiffe- 

renzierten Lerngruppen, in den übrigen im Klassenverband statt; Arbeitslehre und 

die zweite Fremdsprache (nur im Realschulbildungsgang) waren Wahlpflichtfächer. 

In der Klassenstufe neun wurde der Unterricht in allen Fächern in abschlußbezo- 

genen Klassen erteilt; in den Fächern Religion, Bildende Kunst, Musik und Sport 

konnte jedoch nach Entscheidung der Schule auch gemeinsamer Unterricht im 

Klassenverband erteilt werden (§ 3 Sek-VO).9 Die jüngste Schulgesetznovelle vom 

27. März 1996, die im Zusammenhang mit der Entwicklung der Schülerzahlen, 

aber auch mit der bildungspolitischen Option für integrierte Schul- und Unterrichts- 

formen steht, änderte mit Wirkung für das Schuljahr 1997/98 erneut die Struktur 

der Sekundarstufe I. Die noch vorhandenen Haupt-, Real- und Sekundärschulen 

laufen aus; an ihre Stelle tritt die Erweiterte Realschule (Art. 27 Abs. 3 Verfassung 

des Saarlandes; § 3a Abs. 2 Schulordnungsgesetz).10 Die Regelungen zum Unter- 

richt in abschlußbezogenen Klassen, im Klassenverband bzw. in leistungsdiffe- 

renzierten Kursen an der bisherigen Sekundärschule werden modifiziert. Nach 

dem gemeinsamen Unterricht im Klassenverband in den Klassenstufen fünf und 

sechs bei äußerer Fachleistungsdifferenzierung im Fremdsprachunterricht der 

sechsten Klasse läßt § 3a Abs. 2 SchoG für die Klassenstufen sieben bis neun 

bzw. zehn verschiedene Möglichkeiten zur Schul- und Unterrichtsorganisation zu, 

die es erlauben, die Erweiterte Realschule als 'kleine' additive bzw. integrierte Ge- 

samtschule zu bezeichnen: 

(1) Unterricht in abschlußbezogenen Klassen, d.h. in äußerlich getrennten Haupt- 

und Realschulklassen; 

8   Verordnung - Schulordnung - über den Bildungsgang und die Abschlüsse der Sekundärschule 
(Sek-VO) vom 5. Juni 1992. 

8   Stundentafel der Sekundärschule, Anlage 1 zur Sek-VO. 

10   Gesetz Nr. 1367 zur Änderung von Vorschriften auf dem Gebiet des Schulrechts vom 27. März 
1996. 
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(2) Unterricht im Klassenverband mit abschlußbezogener äußerer Fachlei- 

stungsdifferenzierung in Deutsch, Mathematik und erster Fremdsprache in der 

Klassenstufe sieben im Falle eines mit Zweidrittelmehrheit von der Gesamt- 

konferenz gefaßten Beschlusses und Unterricht in abschlußbezogenen 

(HaUpt- und Realschul-) Klassen ab Klassenstufe acht; 

(3) Unterricht im Klassenverband mit abschlußbezogener äußerer Fachlei- 

stungsdifferenzierung in Deutsch, Mathematik und erster Fremdsprache in den 

Klassenstufen sieben und acht an kleineren, nicht mindestens dreizügigen 

Schulen und Unterricht in abschlußbezogenen Klassen ab Klassenstufe neun; 

(4) Unterricht in abschlußbezogenen Klassen bereits ab Klassenstufe sieben an 

nicht-dreizügigen Schulen im Falle eines mit Zweidrittelmehrheit von der Ge- 

samtkonferenz gefaßten Beschlusses, der wegen der Unzulässigkeit von 

Mehrausgaben der Zustimmung der Schulaufsichtsbehörde bedarf. 

Für die in der Sekundarstufe I erwerbbaren Abschlüsse ergeben sich keine Ände- 

rungen; mit dem erfolgreichen Abschluß der Klassenstufe neun wird der Haupt- 

schulabschluß, nach erfolgreichem Abschluß der Klassenstufe zehn ein mittlerer 

Bildungsabschluß und bei entsprechender Qualifikation die Berechtigung zum 

Eintritt in die gymnasiale Oberstufe erworben. Die Klassenstufe zehn schließt mit 

einem Abschlußverfahren ab. 

2. Schülerzahlen nach Schulformen 

Im Schuljahr 1995/96 besuchten 117.400. Schülerinnen und Schüler öffentliche 

oder private allgemeinbildende Schulen im Saarland; im Schuljahr 1990/91 waren 

es 105.700 Der Anstieg der Schülerzahlen wirkte sich vor allem im Grundschulbe- 

reich aus (+ 4.000). Gleichwohl gab es im Schuljahr 1995/96 auch im Saarland 

insg. 16 kombinierte, d.h. jahrgangübergreifende Grundschulklassen. Innerhalb 

der Sekundarstufe I vollzogen sich ganz erhebliche Verschiebungen zwischen den 

verschiedenen Schulformen. Während sich die Zahl der Schülerinnen und Schüler 

an Hauptschulen um 7.300 auf 8.000 fast halbierte, stieg sie an Realschulen und 

Gymnasien um 1.000 bzw. 1.300 nur relativ gering an. Demgegenüber gab es ei- 

nen Anstieg um 4.200 an den Gesamtschulen, und an den ab Schuljahr 1992/93 
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neu errichteten Sekundärschulen (und in integrierten Haupt- und Realschulklas- 

sen) gab es im Schuljahr 1995/96 bereits 8.000 Schüler. Im Schuljahr 1995/96 

(1993/94) besuchten damit 30,1 % (25,6%) der Schüler der Sekundarstufe I inte- 

grierte Klassen bzw. Schulen und 31,6 % (30,5 %) Gymnasien; 5,3 % (5,2 %) aller 

Schülerinnen und Schüler besuchen Sonderschulen.11 

Tabelle 1: Schülerinnen und Schüler an allgemeinbildenden Schulen im Sekundar- 
bereich in den Schuljahren 1991/92 bis 1995/96 im Saarland in Tausend 

Schuiformen 
* 

/Schuljahr SchKg GS HS1 RS' SekS2 Gymn IGSa SonderS4 AbendS4 Kolleg insg. 

1990/91 0,4 41,4 15,3 13,8 . 24,7 6,6 2,6 0,5 0,1 105,7 
1991/92 0,5 41,2 14,8 14,6 - 25,3 7,4 2,7 0,5 0,1 107,7 
1992/93 0,5 41,8 13,6 15,1 1,4 25,7 8,0 2,9 0,5 0,1 110,2 
1993/94 0,6 42,9 11,6 15,5 3,6 26,0 9,5 3,0 0,5 0,1 113,0 
1994/95 0,6 44,2 9,7 15,4 5,8 26,0 10,3 3,0 0,4 0,1 115,5 
1995/96 0,6 45,4 8,0 14,8 8,0 26,2 10,8 3,1 0,4 0,1 117,4 

Nach Art. 4 Gesetz Nr. 1367 in Verbindung mit §§ 3 Abs. 2; 3a Abs. 2 u. 3 SchoG ab dem 
1. August 1997 auslaufende Schulart. 
Schülerinnen und Schüler in Integrierten Klassen für Haupt- und Realschulen sowie in Sekun- 
därschulen; beide Einrichtungen sind nach Art. 4 Gesetz Nr. 1367 in Verbindung mit §§ 3 Abs. 2; 
3a Abs. 2, u. 7 SchoG ab dem 1. August 1997 auslaufende Schulformen; Nachfolgeeinrichtung 
ab Schuljahr 1997/98 ist die Erweiterte Realschule. 
Integrierte Gesamtschule und freie Waldorfschulen. 
Zusammenfassung der unterschiedlichen Arten dieser Schulform. 

Abk.: SchK = Schulkindergarten; GS = Grundschule; HS = Hauptschule;   RS = Realschule; 
SekS = Sekundärschule; IGS = Integrierte Gesamtschule; SonderS = Sonderschule; 
AbendS = Abendschule 

Quellen: Statistisches Bundesamt, Bildung und Kultur, Fachserie 11, Reihe 1: Allgemeinbildende 
Schulen, Schuljahre 1990/91 bis 1995/96, jeweils S. 24 bzw. 27; ergänzende eigene Be- 
rechnungen. 

II.   Unterscheidung von Minderheitengruppen 

Die Verfassung des Saarlandes enthält keine minderheitenspezifischen Regelun- 

gen; dies gilt auch für das Schulordnungsgesetz mit der Einschränkung, daß nach 

§ 15 des 1996 neugefaßten Gesetzes religiösen Minderheiten ein entsprechender 

Religionsunterricht angeboten werden soll. Einschlägige Minderheitenbestimmun- 

11   Eigene Berechnungen nach Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Tech- 
nologie 1997, S. 56f. bzw. Bonn 1996, S. 50f. 
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gen finden sich im übrigen in den beiden Erlassen des Kultusministeriums über 

den Unterricht für Ausländerkinder (1977) und die schulische Eingliederung der 

Aussiedlerkinder (1990). 

Der amtliche Sprachgebrauch differenziert zwischen den im wesentlichen drei ver- 

schiedenen Personengruppen, ist dabei jedoch uneinheitlich; im einzelnen werden 

folgende Begriffe verwendet: »Kinder ausländischer Arbeitnehmer«, »jugendliche 

ausländische Arbeitnehmer«, »Kinder von Ausländern«, »ausländische Kinder und 

Jugendliche«, »ausländische Schüler«, »Kinder (Schüler) von deutschen Aussied- 

lern«, »Aussiedlerkinder«, »Kinder von Asylbewerbern«, »Kinder von anerkannten 

Asylbewerbern (Asylberechtigten)«.12 Der im neueren Schulrecht anderer Bundes- 

länder verwendete Begriff »Schülerinnen und Schüler, deren Erstsprache nicht 

Deutsch ist«, bei dem die für Bildung und Verwaltungspraxis unerhebliche Frage 

nach der Staatsangehörigkeit und dem aufenthaltsrechtlichen Status außer Be- 

tracht bleibt, hat mit der Einrichtung einer gleichnamigen Arbeits- und Beratungs- 

stelle beim Landesinstitut für Pädagogik und Medien Eingang in die amtliche Ter- 

minologie des saarländischen Schulwesens gefunden.13 Im wesentlichen geht es 

also um folgende Gruppen: 

(a) Ausländerkinder: Die Kinder der im Saarland wohnenden Ausländer stammen 

überwiegend aus der Türkei, Italien und Jugoslawien (Serbien und Montenegro), 

kleinere Gruppen aus Frankreich, Polen, Griechenland und Rußland. 

(b) Aussiedlerkinder: Die im Saarland lebenden Aussiedlerkinder kommen über- 

wiegend aus Polen und den Staaten der ehemaligen Sowjetunion (GUS). 

'2 Vgl. Erlaß betreffend den Unterricht für Kinder ausländischer Arbeitnehmer und für jugendliche 
ausländische Arbeitnehmer vom 10. Oktober 1977 (GMBI. Saar S. 674), im folgenden Auslän- 
derkindererlaß genannt; Richtlinien für die Förderung außerschulischer Hausaufgaben-, Lern- 
und Sprachenhilfen für die ausländische Kinder vom 20. Dezember 1983 (GMBI. Saar 1984, S. 
130); Erlaß betreffend den Schulbesuch der Kinder von Asylbewerbern im schulpflichtigen Alter 
vom 12. März 1987 (GMBI. Saar S. 83); Konzeption zur Eingliederung der Aus- und Übersiedler 
im Bereich der allgemeinbildenden Schulen, Rundschreiben des Ministeriums für Bildung, Kultur 
und Wissenschaft des Saarlandes an die Realschulen vom 31. Januar 1990 (Az.: B 10-3.7.4.0) 
bzw. an die Gymnasien vom 12. Februar 1990 (Az.:12-6.8.5.3.2), im folgenden Aussiedlerkin- 
dererlaß genannt. 

13  Anlage zum Aussiedlerkindererlaß. 
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(c) Asylbewerber- und Flüchtlingskinder: Die Kinder der im Saarland wohnenden 

Asylbewerber und Asylberechtigten kommen überwiegend aus den Nachfolgestaa- 

ten der Jugoslawischen Föderativen Republik und der Sowjetunion, aus Albanien 

sowie aus afrikanischen und asiatischen Staaten. 

III. Schulorganisation für Minderheitengruppen 

1.   Zuständigkeiten 

Die Schulaufsicht im Saarland ist zweistufig organisiert. Oberste Schulbehörde ist 

das Ministerium für Bildung, Kultur und Wissenschaft (zuvor: Ministerium für Bil- 

dung und Sport) in Saarbrücken, untere staatliche Schulaufsichtsbehörde für die 

Grundschulen, die Haupt-, Real- und Sekundärschulen (künftig: Erweiterten Real- 

schulen), die Gesamtschulen und die Schulen für Behinderte (Sonderschulen [§ 4 

Abs. 3 SchoG]) sind die sechs staatlichen Schulämter im Stadtverband Saarbrük- 

ken und in den Landkreisen Merzig-Wadern, Neunkirchen, Saarlouis, St. Wendel 

und im Saarpfalz-Kreis. Das jeweilige Schulamt ist Teil der kommunalen Kollegial- 

behörden; es besteht aus dem Landrat bzw. dem Stadtverbandspräsidenten sowie 

dem Schulrat (bzw. den Schulräten). Die schulfachlichen Angelegenheiten (z.B. 

Förderung, Leitung und Überwachung des Unterrichts- und Erziehungswesens, die 

Dienstaufsicht über die Lehrkräfte oder die Aufsicht über die Lehrerfortbildung) 

gehören zum Dienstbereich des Schulrats, die verwaltungsfachlichen Angelegen- 

heiten (z.B. Überwachung der Schulunterhaltung und Schulverwaltung durch die 

Schulträger, Angelegenheiten betr. die Wahl der Elternbeiräte, die Führung von 

Rechtsstreitigkeiten) zum Dienstbereich des Landrats oder Stadtverbandspräsi- 

denten; zu den gemeinsamen Schulangelegenheiten gehören insbesondere die 

Bildung von Schulbezirken, die Mitwirkung bei der Errichtung und Aufhebung von 

Schulen und die Zuweisung von Schülerinnen bzw. Schülern in eine Schule au- 

ßerhalb des Schulbezirks.14 Das Schulamt gliedert sich dementsprechend in den 

schulfachlichen, verwaltungsfachlichen und gemeinsamen Bereich. Die oberste 

14   Verordnung über die Errichtung und Organisation der Schulämter vom 26. Mai 1970, zuletzt ge- 
ändert am 3. Februar 1994. 
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Schulaufsichtsbehörde bestimmt im Einvernehmen mit dem Ministerium des Innern 

durch Rechtsverordnung die Festlegung von Zuständigkeiten und Vorbehaltsauf- 

gaben sowie die Einteilung der Dienstgeschäfte; eine von beiden Ministerien er- 

lassene Geschäftsordnung regelt die Entscheidungsverfahren und Verwaltungsab- 

läufe im Schulamt. Auf dieser Grundlage beschließt jedes Schulamt seinen eige- 

nen Geschäftsverteilungsplan.15 Die Betreuung der Ausländer-, Asyl- und Aussied- 

lerkinder fällt in den schulfachlichen und - falls Schüler schulübergreifend in zentral 

gelegenen Schulen betreut werden - in den gemeinsamen Bereich; sie wird auf- 

grund der regional orientierten Aufgabenverteilung als Querschnittaufgabe, d.h. 

vom jeweils zuständigen Schulrat wahrgenommen. Für Gymnasien und Berufs- 

schulen, die nicht der Schulaufsicht des Schulamts unterstehen, nimmt das Kul- 

tusministerium die Aufgaben der unteren (und obersten) Schulaufsichtsbehörde 

wahr. Es ist allerdings geplant, in den nächsten Jahren die untere Schulaufsicht 

über alle Schularten den Schulämtern zu übertragen. Das Ministerium ist oberste 

Dienstbehörde nicht nur der Lehrkräfte, sondern auch der Schulaufsichtsbeamten 

(§§ 55f., Abs. 3 SchoG). Die Schulaufsichtsbehörden sind für die Planung, Ord- 

nung und Förderung des Schulwesens sowie die Gestaltung und Leitung der öf- 

fentlichen Schulen, die Fachaufsicht über die öffentlichen und privaten Schulen, 

die Dienstaufsicht über die Lehrkräfte an öffentlichen Schulen und die (Mitwirkung 

an der) Kommunalaufsicht über die kommunalen Schulträger verantwortlich 

(§§ 51-54 SchoG, § 4 Privatschulgesetz). Der Schulpsychologische Dienst ist An- 

gelegenheit des Landes und wird bei den Landräten als unteren staatlichen Ver- 

waltungsbehörden bzw. beim Stadtverbandspräsidenten Saarbrücken eingerichtet 

(§ 20a SchoG). 

Die schuladministrative Betreuung der Ausländer- und Aussiedlerkinder wird im 

Ministerium für Bildung, Kultur und Wissenschaft als Querschnittaufgabe refe- 

ratübergreifend durchgeführt; d.h. bestimmte für die Schulaufsicht über die einzel- 

nen Schulformen zuständige Referate (B 4: Schulen für Behinderte; B 5 und 7: 

Grund- und Hauptschulen; B 8: Realschulen; B 9: Gesamtschulen; B10 und 11: 

15, Geschäftsordnung für das Schulamt vom 27. Mai 1970, zuletzt geändert am 3. Februar 1994; 
Erlaß betreffend die Aufteilung der Schulaufsichtsbezirke der Schulämter vom 19. April 1993. 
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Gymnasien) sind auch für die Betreuung der eingeschulten Minderheitenkinder 

verantwortlich. Für koordinierende und übergreifende Aufgaben ist das Referat B 7 

zuständig. Das Referat B 8 entscheidet über Ausnahmen von den Regelungen 

über die Lehrerzuweisung für Fördermaßnahmen nach der Konzeption zur Ein- 

gliederung der Aus- und Übersiedler im Bereich der allgemeinbildenden Schulen. 

Auf der Ebene der unteren Schulaufsicht sind die Schulämter der Stadt und des 

Stadtverbands Saarbrücken sowie in den Kreisstädten Saarlouis, Neunkirchen, 

Merzig, St. Wendel und Homberg für die Betreuung der Ausländer- und Aussied- 

lerkinder zuständig. Die Schulräte innerhalb eines Schulamts sind jeweils für einen 

regional abgegrenzten Aufgabenbereich verantwortlich und nehmen insoweit auch 

fächer- bzw. schulformübergreifende Aufgaben wie z.B. die schulische Betreuung 

der Zuwandererkinder wahr. 
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Tabelle 2:     Organigramm der Zuständigkeiten 

Ebenen Ausländer- und Flüchtlinqskinder Aussiedlerkinder 
Ministerium Abteilung B: Allgemeinbildende Abteilung B: Allgemeinbildende 
(oberste [und untere] Schulen und Sport Schulen und Sport 
Schulaufsicht) - Ref. B 1: Schulrecht I -Ref. B1: Schulrecht I 

- Ref. B 4: Schulen für Behinderte - Ref. B 4: Schulen für Behinderte 
- Ref. B 5: Grund- und Haupt- - Ref. B 5: Grund- und Haupt- 

schulen schulen 
- Ref. B 6: Sekundärschulen - Ref. B 6: Sekundärschulen 
- Ref. B 7: Grund-, Haupt- und - Ref. B 7: Grund-, Haupt- und 

Sekundärschulen: Sekundärschulen: 
Lehrereinsatz, Schul- Lehrereinsatz, Schul- 
aufsicht aufsicht 
koordinierend: koordinierend: 
Ausländerkinder Aussiedlerkinder 

- Ref. B 8: Realschulen - Ref. B 8: Realschulen 
- Ref. B 9: Gesamtschulen, - Ref. B 9: Gesamtschulen, 

Gymnasien Gymnasien 
- Ref. B 10: Gymnasien - Ref. B 10: Gymnasien 
- Ref. B 11: Gymnasien - Ref. B 11: Gymnasien 

Schulamt Aufsicht   über   die   Grundschulen Aufsicht   über  die   Grundschulen 
(untere Schulaufsicht) und Erweiterten Realschulen (so- und      Erweiterten      Realschulen 

wie auslaufende Schulformen) im (sowie auslaufende Schulformen) 
Schulbezirk im Schulbezirk 
Querschnittaufgabe Querschnittaufgabe 

Schule Ausländerklassen (schulübergreifende)     Förderklas- 
Vorbereitungsklassen sen oder Fördergruppen 

Intensivkurse in Deutsch als Begleitende Förderung in einzel- 
Fremdsprache nen Fächern einschl. Fremdspra- 

Förderstunden che 

(verstärkter Deutschunterricht) 
Fremdsprachunterrichtsregelungen 
(Anerkennung  der  Muttersprache 
als 2. oder 3. Fremdsprache) 

Förderunterricht 
(verstärkter Deutschunterricht) 
Fremdsprachunterrichtsregelungen 

muttersprachlicher Unterricht (Entpflichtung vom Französisch- 
unterricht; Muttersprache als 
1. Fremdsprache) 

Quellen: Organisationspia n des Kultusministeriums des Saarlandes (Stand Februar 1997); Verord- 
nung über die Ei nrichtung und Organisation der Schulämter vom 26. Mai 1970, zuletzt ge- 
ändert am 3. Fe oruar 1994; Erlaß betreffend die Aufteilung der Schulaufsichtsbezirke der 
Schulämter vom 19. April 1993; Erlaß betreffend den Unterricht für Kinder ausländischer 
Arbeitnehmer un d für jugendliche ausländische Arbeitnehmer vom 10. Oktober 1977; Kon- 
zeption zur Einj jliederung der Aus- und Übersiedler im Bereich der allgemeinbildenden 
Schulen, Runds( treiben des Ministeriums für Bildung, Kultur und Wissenschaft des Saar- 
landes an die Re alschulen vom 31. Januar 1990; ergä nzende eigene Angaben. 
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Schaubild 2: Untere Schulaufsicht im Saarland 
am Beispiel des Schulamtes Saarbrücken 

Schulamt Saarbrücken 

Stadtverbands- 
präsident 

vier Schul- 
aufsichtsbeamte 

Verwaltungsfachliche 
Aufgaben 

(Kommunale Angelegenheiten) 
(§ 5 VO Schulämter) 

Gemeinsame Aufgaben 
(z.B. Schulbezirksfragen) 

(§ 7 VO Schulämter) 

Quelle: Geschäftsverteilungsplan des Schulamtes Saarbrücken 
vom 4. September 1997. 

Schulfachliche Aufgaben 
(Schulaufsicht) 

(§ 6 VO Schulämter) 

Geschäftsbereich I: 
Schulaufsicht über 
z.Zt. 31 Schulen, 
davon sechs auslaufend 
(einschl. Aussiedler- 
und Ausländerkinder) 

Geschäftsbereich ü: 
Schulaufsicht über 
z.Zt. 31 Schulen, 
davon sechs auslaufend 
(einschl. Aussiedler- 
und Ausländerkinder) 

Geschäftsbereich III: 
Schulaufsicht über 
z.Zt. 32 Schulen, 
davon sechs auslaufend 
(einschl. Aussiedler- 
und Ausländerkinder) 

Geschäftsbereich IV: 
Schulaufsicht über 
z.Zt. 29 Schulen, 
davon drei auslaufend 
(einschl. Aussiedler- 
und Ausländerkinder) 
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2.   Schulorganisatorische Regelungen für Minderheitengruppen 

Der »Erlaß betreffend den Unterricht für Kinder ausländischer Arbeitnehmer und 

für jugendliche ausländische Arbeitnehmer« vom 10. Oktober 197716, der bis heute 

in Kraft ist, und die »Konzeption zur Eingliederung der Aus- und Übersiedler im 

Bereich der allgemeinbildenden Schulen« vom 31. Januar 199017 stellen neben 

einigen wenigen ergänzenden Bestimmungen die wesentliche rechtliche Grundla- 

ge zur schulischen Versorgung von Ausländer-, Flüchtlings- und Aussiedlerkindern 

im Saarland dar. 

(a) Schulpflicht 

Nach § 1 Schulpflichtgesetz [SchulPfG]18 besteht für alle Kinder, Jugendlichen und 

Heranwachsenden, die im Saarland ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 

haben, Schulpflicht. Die Schulpflichtbestimmungen gelten auch für Ausländerkin- 

der und Aussiedlerkinder. Ausländerkinder unterliegen der Schulpflicht auch dann, 

wenn sie nach dem Recht ihres Heimatlandes nicht oder nicht mehr schulpflichtig 

sind; für die »Kinder deutscher Aussiedler« besteht demgegenüber keine Schul- 

pflicht mehr, wenn sie im Heimatland bereits nach acht Jahren ein Schulabgangs- 

zeugnis erworben haben.19 Während der Teilnahme an Sprachfördermaßnahmen 

ruht die Berufsschulpflicht.20 Aussiedlerkinder unterliegen wie Ausländerkinder ei- 

ner Vollzeitschulpflicht von mindestens neun Jahren und einer Teilzeitschulpflicht 

von in der Regel drei Jahren. Für Schülerinnen und Schüler, die einen Haupt- 

schulabschluß innerhalb von neun Jahren nicht erreicht haben, kann die allgemei- 

ne Vollzeitschulpflicht auf Antrag des Schulleiters um ein Schuljahr, auf Antrag der 

16 Erlaß betreffend den Unterricht für Kinder ausländischer Arbeitnehmer und für jugendliche aus- 
ländische Arbeitnehmer vom 10. Oktober 1977. 

17 Konzeption zur Eingliederung der Aus- und Übersiedler im Berich der allgemeinbildenden Schu- 
len, Rundschreiben des Ministeriums für Bildung, Kultur und Wissenschaft des Saarlandes an die 
Realschulen vom 31. Januar 1990 bzw. an die Gymnasien vom 12. Februar 1990. 

18 Gesetz Nr. 826 über die Schulpflicht im Saarland (Schulpflichtgesetz) vom 11. März 1966 (ABI. 
S. 205) in der Fassung vom 22. März 1985 (ABI. S. 592), zuletzt geändert am 27. März 1996 
(ABI. S. 422 [Fassung der Bekanntmachung vom 21. August 1996]). 

19 Ausländerkindererlaß, Ziff. I. 

20 Aussiedlerkindererlaß, Ziff.l. Schulpflicht und Schulaufnahme. 
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Erziehungsberechtigten um bis zu zwei Schuljahre verlängert werden (§§ 4, 9 

SchulPfG). Ebenso sind schulpflichtig: 

- die Kinder von anerkannten Asylbewerbern (Asylberechtigten), 

- die Kinder von Ausländern, die im Rahmen humanitärer Hilfsmaßnahmen auf- 

genommen wurden (Kontingentflüchtlingskinder21), 

- die Kinder von Asylbewerbern, deren Antrag rechtskräftig abgelehnt worden ist, 

deren Aufenthalt aber längerfristig geduldet wird (Konventionsflüchtlings- 

kinder22).23 

Kinder von Asylbewerbern, deren Antrag rechtskräftig abgelehnt worden ist und 

die eine Ausreiseverfügung erhalten haben, dieser aber noch nicht nachgekom- 

men sind bzw. deren weiterer Aufenthalt nur kurzfristig geduldet wird, sind nicht 

schulpflichtig; sie haben auch kein Recht auf Schulbesuch. Ebensowenig sind die 

Kinder von Asylbewerbern, deren Antragsverfahren noch nicht abgeschlossen ist, 

schulpflichtig. Eine schulische Betreuung soll jedoch „aus humanitären Gründen" 

erfolgen, wenn dies von den Eltern gewünscht wird und „nach den Verhältnissen 

im Einzelfall, d.h. insbesondere unter Berücksichtigung der räumlichen und perso- 

nellen Kapazitäten der in Betracht kommenden Schulen" durchführbar ist. Die Ein- 

schulung soll in die Regelklassen der einzelnen Schulformen unter Berücksichti- 

gung des Kenntnisstandes der Kinder erfolgen. Sofern sie über keine hinreichen- 

den Deutschkenntnisse verfügen und daher Sondermaßnahmen erforderlich sind, 

entscheidet das Schulamt, im Falle des Bedarfs an zusätzlichen Lehrerstunden in 

Abstimmung mit dem Kultusministerium.24 

*   Regelung gemäß Gesetz über Maßnahmen für im Rahmen humanitärer Hilfsaktionen aufge- 
nommene Flüchtlinge vom 22. Juli 1980. 

22 Regelung gemäß Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 28. Juli 1951 bzw. 
Protokoll über die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 31. Januar 1967. 

23 Erlaß betreffend den Schulbesuch der Kinder von Asylbewerbern im schulpflichtigen Alter vom 
12. März 1987, Ziff. II.; im folgenden Asylbewerberkindererlaß genannt. 

24 Ebd. 
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(b) Aussiedlerkinder 

Die Kinder von Aussiedlern sind „bestmöglich zu fördern und zu integrieren".25 Sie 

werden grundsätzlich in die ihrem Alter entsprechenden Regelklassen aufgenom- 

men; vor der Aufnahme in die Schule sind die Eltern zu beraten. Die Aufnahme in 

eine bestimmte Schulform richtet sich unter Berücksichtigung der Wünsche der 

Eltern nach Alter, Vorbildung und Sprachkenntnisstand. Diejenigen, die die deut- 

sche Sprache nicht oder hinreichend beherrschen, werden in der Regel in die 

Grund- und Hauptschulen aufgenommen, an denen sie mit dem Ziel des 

schnellstmöglichen Erwerbs der deutschen Sprache an Eingliederungs- und 

Sprachförderungsmaßnahmen teilnehmen. Aus pädagogischen und organisatori- 

schen Gründen können hierfür »Förderklassen« oder »Fördergruppen« eingerich- 

tet werden. Solche »Förderklassen«, die mindestens zehn und in der Regel nicht 

mehr als 15 Schüler haben sollen, bzw. »Fördergruppen« (mindestens fünf Schü- 

ler) werden schulübergreifend an zentral gelegenen Schulen, insbesondere an 

Schulen in der Nähe von Aufnahmelagem bzw. Übergangswohnheimen eingerich- 

tet. Um die Integration zu fördern, nehmen diese Schüler zusätzlich in geeigneten 

Fächern am Unterricht der Regelklasse teil. Wenn mit zunehmenden Deutsch- 

kenntnissen die Leistungsfähigkeit der Schüler beurteilt werden kann, erfolgt eine 

eingehende »Schullaufbahnberatung«, der sich gegebenenfalls der Wechsel in 

eine andere Schulform der Sekundarstufe I zum Schul(halb)jahresbeginn an- 

schließen kann. Aussiedlerkinder ohne hinreichende Deutschkenntnisse, die Re- 

gelklassen an Grund- und Hauptschulen besuchen, erhalten »zusätzlichen För- 

derunterricht«, der vorrangig dem Erwerb der deutschen Sprache dient. Aussied- 

lerkinder mit Deutschkenntnissen erhalten neben dem Unterricht in der Regelklas- 

se eine »begleitende Förderung«.26 

Für diese Fördermaßnahmen stehen Unterrichtsstunden aufgrund gesonderter 

»Lehrerzuweisungen« gemäß Tabelle 3 zur Verfügung: 

Aussiedlerkindererlaß, Ausgangslage. 

26  Aussiedlerkindererlaß, Ziff. II. Fördermaßnahmen, Eingliederungsmaßnahmen A. Grund- und 
Hauptschulen. 
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Tabelle 3:      Lehrerstundenzuweisungen 

Fördermaßnahmen Schulart Lehrerstundenzuweisungen1 

Förderklassen Grundschule 
Hauptschule 

14 Lehrerstunden/Klasse 
18 Lehrerstunden/Klasse 

Fördergruppen Grundschule 
Hauptschule 

10 Lehrerstunden/Gruppe 
10 Lehrerstunden/Gruppe 

zusätzlicher Förderunterricht Grundschule 
Hauptschule 

2 Lehrerstunden/Schüler 
2 Lehrerstunden/Schüler 

Begleitende Förderung Grund- und Hauptschule zusätzliche Lehrerstunden2 

Weiterförderung in der Regel- 
klasse alle Schulformen zusätzliche Lehrerstunden2 

Anmerkungen: 

1 Ausnahmen bedürfen der Genehmigung des Ministeriums für Bildung, Kultur und Wissenschaft 
(Reterat B 8). 

2 Die Zuweisung für die einzelne Schule erfolgt durch die untere Schulaufsichtsbehörde im Rah- 
men des Lehrerstundenvolumens der Schule. 

Quelle: Konzeption zur Eingliederung der Aus- und Übersiedler im Bereich der allgemeinbildenden 
Schulen, Rundschreiben des Ministeriums für Bildung, Kultur und Wissenschaft des Saar- 
landes an die Realschulen vom 31. Januar 1990 bzw. an die Gymnasien vom 12. Februar 
1990. 

Gewisse Sonderregelungen in Gestalt höherer Lehrerstundenzuweisungen beste- 

hen für die aus der - zum Schuljahr 1958/59 eingerichteten - Flüchtlingsschule Le- 

bach hervorgegangenen Förderklassen fort, die 1993/94 der Grund- bzw. der 

Hauptschule in Lebach zugeordnet wurden.27 

Im Kultusministerium und bei den Schulämtern gibt es Ansprechpartner für Aus- 

siedlerfragen; am Landesinstitut für Pädagogik und Medien besteht außerdem eine 

Arbeits- und Beratungsstelle »Förderung von Schülerinnen und Schülern, deren 

Erstsprache nicht Deutsch ist«. An Schulen mit hohem Aussiedleranteil werden 

Betreuungslehrer eingesetzt, die persönliche Ansprechpartner für alle Fragen im 

27 Asylbewerberkindererlaß H.2., 3. Spiegelstrich; näher vgl. Hinweise betreffend die Flüchtlings- 
schule Lebach, Förderklassen 1-8 der Hauptschule Lebach o.J. Nach diesen Hinweisen sieht die 
Stundentafel für Deutsch in der Grundschule 7-9 Stunden (zusätzlich eine Stunde für Neuan- 
kömmlinge) und in den Hauptschulklassen 8-10 Stunden (zusätzlich zwei Stunden für Neuan- 
kömmlinge) vor; vgl. auch Landesprogramm zur Aufnahme un Eingliederung von Aussiedlern im 
Saarland vom Dezember 1988. 
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Zuammenhang mit der Aussiedlerbetreuung sind; sie nehmen auch Aufgaben der 

Schullaufbahnberatung wahr. Schulleiter und Betreuungslehrer haben die Aufga- 

be, für ihre Schulen jeweils individuelle Förderkonzepte zu erstellen. 

„Die Fördermaßnahmen müssen das Ziel haben, die Schüler so früh wie möglich in 

den Regelunterricht zu integrieren. Dies verlangt eine intensive Sprachförderung 

als Eingangsförderung sowie einen kontinuierlichen Übergang von der Eingangs- 

förderung zur Weiterförderung in der Regelklasse."28 

Zur Erfüllung des Unterrichts- und Erziehungsauftrags dürfen die Schulen perso- 

nenbezogene Daten erheben; in diesem Zusammenhang werden Angaben über 

die »Spätaussiedlereigenschaft«, die Muttersprache und die im Ausland besuchten 

Schulen erhoben.29 In den ersten zwei Jahren des Besuchs einer deutschen 

Schule können die Zeugnisnoten in den Fächern, in denen die erfolgreiche Mitar- 

beit von der Beherrschung der deutschen Sprache abhängt, durch verbalisierte 

Bemerkungen über den Leistungsstand und/oder den Lernfortschritt ersetzt wer- 

den. Nicht ausreichende Leistungen in diesen Fächern dürfen daher einer Verset- 

zung nicht entgegenstehen.30 Die Regeln zur Aufnahme von Aussiedlerkindern in 

die Realschule (künftig: in die auf den mittleren Abschluß der Erweiterten Real- 

schule vorbereitenden Klassen bzw. Kurse), in die Gesamtschule bzw. in das 

Gymnasium setzen „die notwendigen Mindestkenntnisse der deutschen Sprache" 

voraus; es erfolgt eine vorläufige alters- und leistungsbezogene Einstufung. Die 

endgültige Aufnahme erfolgt auf der Grundlage der erbrachten Leistungen; bei 

dieser Entscheidung ist auf die Probleme im Deutschen und in der Fremdsprache 

Aussiedlerkindererlaß, Ziff. II. Fördermaßnahmen, 1. Grundsätzliche Bestimmungen. 

Verordnung über die Erhebung, Verarbeitung und sonstige Nutzung personenbezogener Daten 
in Schulen vom 3. November 1986, geändert am 18. Januar 1993; bei den Ausländerkindem wird 
zusätzlich die Staatsangehörigkeit erfaßt. 

Berücksichtigung besonderer Umstände im Sinne von § 11 Zeugnis- und Versetzungsordnung - 
Schulordnung - für die Grundschule (ZVO-GS) vom 29. Juni 1979, zuletzt geändert am 30. Juni 
1994; § 11 Zeugnis- und Versetzungsordnung - Schulordnung - für die Hauptschulen im Saar- 
land (ZVO-HS) vom 29. Juni 1979, zuletzt geändert am 29. Mai 1995; § 11 Zeugnis- und Verset- 
zungsordnung - Schulordnung - für die Realschulen im Saarland (ZVO-RS) vom 29. Juni 1979, 
zuletzt geändert am 26. Januar 1994; § 1,1 Zeugnis- und Versetzungsordnung - Schulordnung - 
für die Gymnasien (bis einschließlich Klassenstufe 10) im Saarland (ZVO-Gym.) vom 29. Juni 
1979. 
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besonders Rücksicht zu nehmen. Für alle Schulformen gibt es besondere Fremd- 

sprachenregelungen; darüber hinaus besteht die Möglichkeit, durch Feststellungs- 

prüfungen in Russisch oder Polnisch die Erstsprachen als Pflichtfremdsprachen 

anerkennen zu lassen. Für die Einschulung in eine Schule für Behinderte gelten 

zusätzliche Anforderungen, um zu vermeiden, daß die mangelnde Kenntnis der 

deutschen Sprache Kriterium für die Feststellung einer sonderpädagogischen För* 

derbedürftigkeit ist. Die Richtlinien sehen vor einer solchen Feststellung die Her- 

anziehung »sprachkundiger Vermittler«, die Durchführung von Wortschatzüberprü- 

fungen in der Erstsprache und im Deutschen sowie die Verwendung sprachfreier 

Tests vor.31 

(c) Ausländerkinder 

Die Aufnahme im Saarland schulpflichtiger ausländischer Kinder und Jugendlicher 

erfolgt in die ihrem Alter und ihren Leistungen entsprechenden Schulformen bzw. 

Schulstufen, wenn sie dem Unterricht an einer deutschen Schule „ohne erhebliche 

sprachliche Schwierigkeiten" folgen können.32 Grundsätzlich sollen die ausländi- 

schen Schüler in möglichst allen Fächern gemeinsam mit deutschen Schülern un- 

terrichtet werden. Der Anteil der ausländischen Schülerinnen und Schüler in deut- 

schen Klassen, der in der Regel ein Fünftel nicht übersteigen soll, kann überschrit- 

ten werden, wenn die ausländischen Schüler sich ohne Schwierigkeiten am Unter- 

richt beteiligen können. Falls die Quote der in die deutsche Regelklasse einge- 

schulten Ausländerkinder 20% wesentlich übersteigt, können »besondere Klassen 

für ausländische Schüler« gebildet werden, die nach den allgemeinen Lehrplänen 

in deutscher Sprache arbeiten. Für ausländische Schüler, die wegen erheblicher 

sprachlicher Schwierigkeiten nicht in der Lage sind, dem Unterricht in einer deut- 

schen Klasse zu folgen, sollen „entsprechend den Gegebenheiten und Möglichkei- 

ten" besonderer Unterrichtseinrichtungen wie »Vorbereitungsklassen«, »Intensiv- 

kurse« und »Förderunterricht«33, die Teil der deutschen Schule sind34, sowie weite- 

31 Aussiedlerkindererlaß, II. Fördermaßnahmen, 2. Eingliederungsmaßnahmen C. Realschulen, 
Gesamtschulen, Gymnasien; B. Aufnahme in die Schule für Behinderte. 

32 Ausländerkindererlaß, Ziff. 2.1. 

33 Nach dem Erlaß betreffend Fördermaßnahmen für Kinder ausländischer Arbeitnehmer in Grund- 
und Hauptschulen vom 29. Juni 1979 „wird für etwa sieben ausländische Schüler eine Lehrer- 
stunde wöchentlich in Ansatz gebracht". 
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re Hilfen wie »Hausaufgaben-, Lern- und Sprachhilfen«35, »vorschulische Maß- 

nahmen und Spielnachmittage« angeboten, die in der Regel außerhalb der schuli- 

schen Verantwortung liegen, aber vom Kultusministerium finanziell unterstützt 

werden. 

Vorbereitungsklassen: 

Für etwa 15 bis 24 Schüler gleicher oder verschiedener Sprachzugehörigkeit wird 

eine Vorbereitungsklasse gebildet. Können aufgrund der Schülerzahlen mehrere 

Vorbereitungsklassen eingerichtet werden, soll die Klassenbildung nach den Krite- 

rien Alter und Leistungsstand im Deutschen erfolgen. Der Besuch der Vorberei- 

tungsklasse kann bis zu zwei Jahren dauern; der Transfer in die Regelklasse er- 

folgt in der Regel zum Ende eines Schulhalbjahres. Schwerpunkt des Unterrichts 

ist die Vermittlung der deutschen Sprache; er soll die Eingewöhnung in die deut- 

sche Schule erleichtern und beschleunigen. Die Lehrpläne und Stundentafeln ori- 

entieren sich an den entsprechenden Vorgaben für die deutschen Regelklassen. 

Intensivkurse: 

Wenn die Bildung von Vorbereitungsklassen wegen der zu geringen Zahl der aus- 

ländischen Schüler nicht möglich ist, können Intensivkurse zur Vermittlung von 

»Deutsch als Fremdsprache« durchgeführt werden. Ausländische Schülerinnen 

und Schüler, die bereits Regelklassen besuchen, können, wenn ihre Kenntnisse in 

der deutschen Sprache noch nicht ausreichend sind, Förderstunden erhalten. Dies 

gilt ausdrücklich auch für die weiterführenden Schulen. 

Ausländerkindererlaß, Ziff. 2.3 und 3.1-3. 

Ausländerkindererlaß, Ziff. 3.4 in Verbindung mit den Richtlinien für die Förderung außerschuli- 
scher Hausaufgaben-, Lern- und Sprachhilfen für ausländische Kinder vom 20. Dezember 1983; 
vgl. die Zuwendungen für junge ausländische Flüchtlinge zur sprachlichen und schulischen Ein- 
gliederung nach dem „Garantiefonds - Schul- und Berufsbildungsbereich" (Richtlinien des Bun- 
desministers für Frauen und Jugend für die Vergabe von Zuwendungen (Beihilfen) zur gesell- 
schaftlichen, d.h. zur sprachlichen, schulischen, beruflichen und damit in Verbindung stehenden 
sozialen Eingliederung junger Aussiedler und junger ausländischer Flüchtlinge vom I.Januar 
1993). 
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Muttersprachlicher Unterricht: 

»Muttersprachiger Unterricht« wird im Saarland von den ausländischen Konsula- 

ten angeboten; er unterliegt nicht der deutschen Schulaufsicht. 

Für die Aufnahme ausländischer Schülerinnen und Schüler in eine Sonderschule 

gelten zwar grundsätzlich dieselben Bestimmungen wie für deutsche Schüler, aber 

es werden an die Feststellung der Sonderschulbedürftigkeit ausländischer Schüler, 

die noch nicht über ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügen, 

ähnliche Anforderungen gerichtet, wie sie im Falle der Aussiedlerschüler bestehen. 

Ist das Untersuchungsergebnis nicht eindeutig, so ist für Schülerinnen und Schüler 

aus beiden Gruppen der Besuch der bisherigen Schule vorgesehen und eine 

Überprüfung nach einem Jahr vorzunehmen. 

Ausländische Schülerinnen und Schüler erhalten Zeugnisse wie die deutschen; die 

Schulämter stellen über die Schulen Formulare in verschiedenen Herkunftspra- 

chen zur Terminologie der Fächer, zur Definition der Noten und zu den Mitteilun- 

gen über den Lernstand im Lese- und Schreiblehrgang sowie in Mathematik zur 

Verfügung.36 Bei der Leistungsbewertung ist auf die sprachlich bedingten Er- 

schwernisse des Lernens Rücksicht zu nehmen; beim Fach Deutsch können Be- 

merkungen über die Ausdrucks- und Verständigungsfähigkeit aufgenommen wer- 

den. In den ersten beiden Jahren des Besuchs einer deutschen Schule sind nicht 

ausreichende Leistungen im Fach Deutsch, sofern der ausländische Schüler eine 

Regelklasse besucht, nicht versetzungswirksam; dies gilt nicht für die Abschluß- 

klassen und -prüfungen. Die Zeugnisse können Hinweise auf den Besuch des 

muttersprachigen Unterrichts und eine entsprechende Benotung enthalten. Beides 

bedarf der Genehmigung durch die oberste Schulaufsichtsbehörde; die Genehmi- 

gungen werden für die einzelnen Nationalitäten gesondert erteilt.37 

Rundschreiben des Ministers für Kultus, Bildung und Sport betr. Erläuterungen zu den Zeugnis- 
sen ausländischer Schüler an Grund- und Hauptschulen in der jeweiligen Muttersprache vom 
18. Januar 1980. • 

Ausländerkindererlaß, Ziff. 8. 
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IV. Anteil der Minderheitengruppen in den allgemeinbildenden Schulen 

Die Zahl der Kinder und Jugendlichen, die Minderheitengruppen angehören, an 

den allgemeinbildenden Schulwesen des Saarlandes ist im vergangenen Jahr- 

zehnt um über 50% angestiegen. Der Anteil der ausländischen Schüler an der Ge- 

samtschülerzahl betrug im Schuljahr 1995/96 7,95% (9.334 Schüler); 1994/95 wa- 

ren es 7,53% (8.685 Schüler); 1993/94 7,44% (8.411 Schüler); 1992/93 6,93% 

(7.632 Schüler); 1991/92 6,58% und 1990/91 6,63% (7.014 Schüler). Der Anteil 

der Grundschüler lag 1990 (7,2%) bis 1996 (9,5%) jeweils über dem durchschnitt- 

lichen Anteil der Ausländerkinder an der Gesamtschülerschaft der allgemeinbil- 

denden Schulen. Die Schülervertreilung in der Sekundarstufe spiegelt die unter- 

schiedlichen Bildungschancen der äutochthonen und der zugewanderten Kinder 

wider: Bei einem durchschnittlichen Anteil von 8% im Schuljahr 1995/96 besuchten 

20,1% der ausländischen Schüler Hauptschulen; ihr Anteil in integrierten Schul- 

formen betrug 9,4% (integrierte Haupt- und Realschulklassen) bzw. 7.1% 

(Gesamtschule), während ihr Anteil in den Realschulen mit 4,4% und in den Gym- 

nasien mit 2,5% weiterhin erheblich unter dem Mittel blieb. Erheblich überreprä- 

sentiert sind Zuwandererkinder ebenfalls in den Schulkindergärten (im Durch- 

schnitt der letzten vier Jahre: 21,3%) und in den Schulen für Lernbehinderte 

(15,7%). 

Tabelle 4:    Ausländische Schülerinnen und Schüler an allgemeinbildenden Schu- 
len 1986-1995 nach Schulformen je 100 Schülerinnen bzw. Schüler 

Schuljahr 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 

Schulkindergarten 14,1 13,0 15,9 13,7 14,9 14,6 20,0 21,4 22,1 21,7 
Grundschule 6,5 6,5 6,6 7,0 7,2 7,3 7,9 8,6 8,8 9,5 
Hauptschule 9,7 10,3 11,5 12,3 13,3 13,3 15,0 17,0 17,4 20,1 
Sekundärschule1 - - - - - - - 10,3 9,7 9,4 
Realschule 3,3 3,8 4,0 4,5 4,5 4,4 4,2 4,4 4,5 4,4 
Gymnasium 1,8 2,1 2,3 2,4 2,5 2,4 2,5 1,9 2,4 2,5 
Integrierte Gesamtschule 8,4 8,1 7,8 7,6 7,1 6,9 7,1 7,0 7,0 7,6 
Waldorfschule 2,6 2,1 2,0 2,3 1,9 1,8 2,2 - 2,3 2,0 
Sonderschule f. Lembeh. 10,5 10,6 11,2 10,7 11,0 11,4 13,1 14,0 16,2 19,4 
Sonderschule f. sonst. B. 5,6 6,7 7,3 7,2 7,3 7,3 7,4 7,9 8,5 7,8 
Abendhaupt-/realschule 4,8 3,3 2,9 3,8 4,8 7,0 7,1 - 7,0 7,4 
Abendgymnasium/Kolleg 2,2 0,8 2,8 4,0 1,6 2,2 2,8 3,6 2,4 4,8 
insgesamt 6,6 6,6 7,0 7,4 7,5 8,0 
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Anmerkungen: 

1   Integrierte Klassen an Haupt- und Realschulen bzw. Sekundärschulen; künftig: Erweiterte Real- 
schulen. 

Quelle: Kultusministerkonferenz, Ausländische Schüler und Schulabsolventen 1986 bis 1995, Sta- 
tistische Veröffentlichungen der Kultusministerkonferenz Dokumentation Nr. 138 Bonn 
(Dezember) 1996; eigene Berechnungen. 

In absoluten Zahlen liegt das Saarland mit 9.300 nichtdeutschen Schülern (1995) 

hinter Bremen (12.400) an elfter Stelle; nur in den ostdeutschen Ländern ist die 

Zahl der ausländischen Schüler kleiner. 

Tabelle 5:    Ausländische Schülerinnen und Schüler an allgemeinbildenden Schu- 
len 1986-1995 nach Schulformen In absoluten Zahlen 

Schuljahr 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 
Schulkindergarten 50 58 67 57 68 80 109 127 136 132 
Grundschule 2.432 2.542 2.616 2.858 2.962 3.007 3.287 3.675 3.896 4.310 
Hauptschule 2.117 1.984 2.041 1.946 2.022 1.964 2.046 1.967 1.696 1.602 
Sekundärschule1 - - - - - . . 368 555 755 
Realschule 448 491 508 590 623 635 638 679 687 646 
Gymnasium 446 502 544 581 616 609 650 497 633 650 
Integrierte Gesamtschule 218 267 325 393 446 493 555 599 651 751 
Waldorfschule •      17 14 15 18 15 15 18 22 19 
Sonderschule f. Lernbeh. 218 196 182 159 158 170 206 222 270 330 
Sonderschule f. sonst. B. 71 83 86 86 87 90 98 110 116 111 
AbendhaupWrealschule 12 9 8 9 11 16 15 16 15 
Abendgymnasium/Kolleg 8 3 12 17 6 9 10 12 7 13 
insgesamt 6.037 6.163 6.404 6.714 7.014 7.088 7.632 8.411 8.685 9.334 

Anmerkungen: 

1   Integrierte Klassen an Haupt- und Realschulen bzw. Sekundärschulen; künftig Erweiterte Real- 
schulen. 

Quelle: Kultusministerkonferenz, Ausländische Schüler und Schulabsolventen 1986 bis 1995, Sta- 
tistische Veröffentlichungen der Kultusministerkonferenz Dokumentation Nr. 138 Bonn 
(Dezember) 1996; eigene Berechnungen. 

Unter Zugrundelegung der jeweiligen Landesbevölkerungszahl liegt das Saarland 

mit einem Anteil von 8% ausländischen Schülern an achter Stelle dicht hinter Bay- 

ern (8,2%); niedriger ist der Anteil der nichtdeutschen Schüler in Rheinland-Pfalz 

(7,4%), Niedersachsen (7,2%) und Schleswig-Holstein (5,3%) sowie in den ost- 

deutschen Bundesländern (Durchschnitt: 0,4%). Der Bundesdurchschnitt bei 9,2% 

(1995/96).38 
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Tabelle 6: Ausländerkinder an ausgewählten allgemeinbildenden Schulen in den 
Schuljahren 1990/91 bis 1995/96 in Prozent 

Schuljahr GS HS1 RS1 SekS2 IGS3 Gymn SonderS4 insg. 

1990/91 7,2 13,2 4,5 - 6,5 2,5 9,4 6,5 

1991/92 7,3 13,3 4,4 - 6,4 2,4 9,6 7,1 

1992/93 7,9 15,1 4,2 9,7 6,8 2,5 10,5 7,1 

1993/94 8,6 17,0 4,4 10,3 6,5 2,4 11,2 7,4 

1994/95 8,8 17,4 4,5 9,7 6,5 2,4 12,8 7,5 

1995/96 9,5 20,1 4,4 9,4 7,1 2,5 14,1 8,0 

Nach Art. 4 Gesetz Nr. 1367 in Verbindung mit §§ 3 Abs. 2; 3a Abs. 2 u. 3 SchoG ab dem 
1. August 1997 auslaufende Schulart. 
Schüler in Integrierten Klassen für Haupt- und Realschulen sowie in Sekundärschulen; beide 
Einrichtungen sind nach Art. 4 Gesetz Nr. 1367 in Verbindung mit §§ 3 Abs. 2; 3a Abs. 7 SchoG 
ab dem 1. August 1997 auslaufende Schutformen; Nachfolgeeinrichtung ab Schuljahr 1997/98 ist 
die Erweiterte Realschule. 
Integrierte Gesamtschule und freie Waldorfschulen. 
Zusammenfassung der unterschiedlichen Arten dieser Schulform. 

Abk.: SchK = Schulkindergarten;   GS = Grundschule;   HS = Hauptschule; 
. RS = Realschule;   SekS = Sekundärschule;   IGS = Integrierte Gesamtschule; 
SonderS = Sonderschule;   AbendS = Abendschule 

Quellen:    Statistisches Bundesamt, Bildung und Kultur, Fachserie 11, Reihe 1: Allgemeinbildende 
Schulen, Schuljahre 1990/91 bis 1995/96; ergänzende eigene Berechnungen. 

Die Kinder der ehemaligen Wanderarbeiter aus Italien und der Türkei bilden mit 

zusammen über 50% die beiden größten Gruppen der Zuwandererkinder im 

Schulwesen des Saarlandes, gefolgt von den Kindern der Arbeitsmigranten und 

Bürgerkriegsflüchtlinge aus den Nachfolgestaaten Jugoslawiens und der Asylbe- 

werber aus Asien und Afrika. 85% der Ausländerkinder an den allgemeinbildenden 

Schulen des Saarlandes kommen aus Europa (1995); der Anteil der russischen 

Kinder liegt bei 1,1%. Seit drei Jahren gibt es eine signifikante Zuwanderung von 

Albanern; der Anteil albanischer Schülerinnen und Schüler an der nichtdeutschen 

Schülerschaft stieg von 1,3% im Jahre 1993 auf 2,3% im Jahre 1995. 

Vgl. Kultusministerkonferenz, Statistische Veröffentlichungen, Dokumentation Nr. 138 (Dezember 
1996), S. 24. 
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Tabelle 7:    Herkunftsländer der Kinder von Ausländern an allgemeinbildenden 
Schulen im Saarland von 1986 bis 1995 

Herkunftsländer 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 
Griechenland 57 65 65 66 71 79 84 80 79 88 
Italien 2.621 2.599 2.577 2.323 2.393 2.282 2.236 2.252 2.330 2.257 
Spanien 25 31 24 23 24 28 25 18 16 23 
Türkei 1.978 1.978 2.049 2.163 2.226 2.246 2.377 2.597 2.732 2.865 
Jugoslawien 154 156 165 197 240 264 721 668 705 1.008 
Portugal 40 34 35 36 30 27 26 22 25 47 
Sonstige 1.259 1.284 1.481 1.728 2.017 2.141 2.154 2.664 2.885 3.046 

insgesamt 6.134 6.147 6.396 6.536 6.201 7.067 7.623 7.765 8.772 9.334 

Quellen: Kultusministerkonferenz, Ausländische Schüler und Schulabsolventen 1986 bis 1995, 
Statistische Veröffentlichungen der Kultusministerkonferenz Dokumentation Nr. 138, Bonn 
(Dezember) 1996; ergänzende eigene Berechnungen. 

Während die Zahl der Schülerinnen und Schüler aus den traditionellen Anwerbe- 

ländern Griechenland, Spanien und Portugal mit Ausnahme Italiens schon in der 

Mitte der achtziger Jahre in den saarländischen Schulen relativ gering war, stieg 

die Zahl türkischstämmiger Kinder und der Kinder aus sonstigen Herkunftsländern 

im Verlauf der letzten Dekade erheblich an. Tabelle 10 zeigt die Zusammenset- 

zung der letztgenannten Gruppe: 18% der ausländischen Schüler stammen aus 

dem ehemaligen Jugoslawien, 3,5% aus afrikanischen und 10,5% aus asiatischen 

Staaten. Mit 30,7% bilden die Schülerinnen und Schüler türkischer Herkunft die 

relativ größte Gruppe nichtdeutscher Schüler. 

Tabelle 8:    Kinder von Ausländern im allgemeinbildenden Schulwesen von 1990 
bis 1995 nach Kontinenten und Herkunftsländern 

Herkunftsländer 1990 1991 1992 1993 1994 1995 
Europa 
- Albanien 
- Frankreich 
- Griechenland 
- Italien 
- Jugoslawien' 
• Osterreich 
- Polen 
- Portugal 
- Rußland 
- Spanien 
- Türkei 

Afrika 

Amerika 
Asien 

5.553 

182 
72 

. 2.393 
240 
34 

351 
29 

34 
2.218 

198 
200 

255 

5.814 

212 
80 

2.307 
259 

31 
264 
27 
71 
27 

2.242 

259 
66 

949 

6.419 

1*82 
83 

2.281 
668 

36 
237 

25 
72 
25 

2.427 

302 

72 
892 

6.989 
106 
182 
84 

2.254 
1.010 

27 
211 

24 
138 

19 
2.805 

334 

84 

923 

7.155 
155 
167 
77 

2.244 
1.294 

27 
171 
25 

160 
16 

2.631 

287 
80 

933 

7.954 
212 

.   177 
88 

2.257 
1.679 

37 
128 

18 
105 
23 

2.865 

324 
93 

982 

T. ausländische Schüler 6.206 7.104 7.704 8.411 8.690 9.330 
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Hinweis: 
Jugoslawische Sozialistische Föderative Republik Jugoslawien bzw. Nachfolgestaaten Serbien und 
Montenegro, Bosnien-Herzegowina, Kroatien und Mazedonien. 

Quelle:    Statistisches Bundesamt, Bildung und Kultur, Fachserie 11, Reihe 1: Allgemeinbildende 
Schulen, Schuljahre 1990/91 bis 1995/96; eigene Berechnungen. 

Nach Schulformen differenzierte Daten zum Schulbesuch der Kinder von Aussied- 

lern und von Asylbewerbern liegen nur für das Schuljahr 1996/97 vor. Danach be- 

suchen Aussiedlerkinder im Alter zwischen zehn und sechzehn Jahren schwer- 

punktmäßig saarländische Hauptschulen und Sekundärschulen. Die Daten lassen 

allerdings nicht erkennen, wie diese Kinder auf die Bildungsgänge der Sekundär- 

schule verteilt sind. Tabelle 9 macht die Schwankungen der Aussiedlerschülerzah- 

len in den neunziger Jahren deutlich. 

Tabelle 9:    Kinder von Aussiedlern und Asylbewerbern an allgemeinbildenden 
Schulen des Saarlandes im Schuljahr 1996/97 

Schuljahr insg. GS HS RS SekS IGS 
5-10 

IGS 
11-13 

Gymn. SonderS 

Aussiedler 
Asylbewerber 

2.799 
2.270 

1.106 
1.365 

704 
380 

196 
17 

502 
322 

255 
105   • 

4 
4 

14 
4 

18 
73 

Quelle: Statistisches Landesamt des Saarlandes; Schulstatistik für das Schuljahr 1996/97, Allge- 
meinbildende Schulen (Rechnerausdrucke). 

Tabelle 10:    Kinder von Aussiedlern an Grund- und Hauptschulen des Saarlandes 
in den Schuljahren 1990/91 bis 1996/97 

Schulform 1990/91 1991/92 1992/3 1993/94 1994/95 1995/96 1996/97 

Grundschule 
Hauptschule 

1.291 
541 

1.017 
696 

1.301 
706 

1.395 
700 

1.571 
669 

1.531 
537 

1.106 
704 

Quelle: Berechnet nach Angaben des Statistischen Landesamtes des Saarlandes, Schulstatistiken 
für die Schuljahre 1990/91 bis 1996/97, Allgemeinbildende Schulen (Grund- und Hauptschu- 
len) (Rechnerausdrucke). 
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V. Sprachliche Bildung 

Fremdsprachenangebot und Sprachenfolge sind im Saarland wie folgt geregelt: 

Tabellen:    Fremdsprachenangebot   und   Sprachenfolge   an   den   öffentlichen 
Schulen 

Schulform Sprache ab Bezeichnung WStd. Sprachangebot 

Grundschule Klasse 3 Fremdsprache 2 Französisch 
Hauptschule' Klasse 5 Fremdsprache 4-3 Französisch 
freiwilliges 
10. Schuljahr HS2 Klasse 10 Fremdsprache 4 Französisch 
verbünd. HS/RS3 

- Hauptschule Klasse 5 Fremdsprache 4-2 Französisch 
- Realschule Klasse 5 Fremdsprache 4-3 Französisch 
- Realschule Klasse 10 Fremdsprache 4 Französisch 
Sonderschule für 
- Blinde Klasse 3 Fremdsprache 2 Französisch 

Klasse 5 Fremdsprache 4-3 Französisch, Englisch 
- Erziehungshilfe Klasse 3 Fremdsprache 2 Französisch 

Klasse 5 Fremdsprache 3 Französisch 
- Körperbehinderte Klasse 3 Fremdsprache 2 Französisch 

Klasse 5 Fremdsprache 4-3 Französisch, Englisch 
- Schwerhörige Klasse 3 Fremdsprache 2 Französisch 

Klasse 5 Fremdsprache 4-3 Französisch, Englisch 
- Sehbehinderte Klasse 3 Fremdsprache 2 Französisch 

Klasse 5 Fremdsprache 4-3 Französisch, Englisch 
- Sprachbehinderte Klasse 3 Fremdsprache 2 Französisch 

Klasse 5 Fremdsprache 3 Französisch, Englisch 
Realschule4 Klasse 5 Fremdsprache 4-5-4 Französisch, Englisch 

Klasse 7 Fremdsprache 4-3 Englisch, Französisch 
Sekundärschule5 

- Orientierungsph. Klasse 5 1. Fremdsprache 4-5 Französisch, Englisch 
- HS-Bildungsgang Klasse 7 Fremdsprache 4-3 Französisch, Englisch 
- RS-Bildungsgang Klasse 7 1. Fremdsprache 4-5-4 Französisch, Englisch 
- RS-Bildungsgang Klasse 7 2. Fremdsprache 4-3 Englisch, Französisch 
Gesamtschule Klasse 5 1. Fremdsprache 4 Französisch, Englisch 
Gesamtschule Klasse 7 2. Fremdsprache 4-3 Englisch, Französisch 
Gesamtschule Klasse 9 2./3. Fremdsprache 2 Latein, Französisch, 

Englisch 
Französisch, Latein, Gymnasium Klasse 5 1. Fremdsprache 5-4-3 
Englisch 

Gymnasium Klasse 7 2. Fremdsprache 5-3 Latein, Französisch 
Englisch, 

Gymnasium Klasse 9 3. Fremdsprache 5-4 Englisch, Französisch, 
Griechisch, Italienisch, 
Spanisch 

Gymnasiale Klasse 11 1.12. Fremdsprache 3-4 zwei    Fremdsprachen 
Oberstufe6 

aus der Sekundarstufe 
1 (Französisch, Latein, 
Englisch)7 

Gymnasiale Klasse 11 3. Fremdsprache 4 Englisch, Französisch, 
Oberstufe Griechisch, Italienisch, 

Spanisch 
Englisch, Französisch, Gymnasiale Klasse 11 weitere Fremd- 3 
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Oberstufe spräche Griechisch, Italienisch, 
Spanisch (Zusatzfach) 

Gymnasiale Jahrgang 12 Grundkurs 3 Englisch, Französisch, 
Oberstufe Griechisch, Latein 
Gymnasiale Jahrgang 12 Leistungskurs 5 Englisch, Französisch 
Oberstufe Griechisch, Latein 
Deutsch-Franz. Klasse 5 Partnersprache 9 Französisch 
Gymnasium8 (bzw. Deutsch) 
Deutsch-Franz. Klasse 7 Partnersprache 8-7-4 Französisch 
Gymnasium (bzw. Deutsch) 
Deutsch-Franz. 
Gymnasium Klasse 7 2. Fremdsprache 5-3 Latein, Englisch 
Deutsch-Franz. 
Gymnasium Klasse 9 3. Fremdsprache 5-4 Latein, Englisch 

Erläuterungen: 
1 Die Hauptschule wird nach der ab 1. August 1997 geltenden Fassung des Schulordnungsgeset- 

zes (Gesetz Nr. 1367 vom 27. März 1996) Teil der Erweiterten Realschule; bestehende Haupt- 
schulen werden auslaufend fortgeführt. 

2 Das freiwillige 10. Hauptschuljahr entfällt nach der ab I.August 1997 geltenden Fassung des 
Schulordnungsgesetzes (Gesetz Nr. 1367 vom 27. März 1996) bzw. wird Teil der Erweiterten 
Realschule; bestehende Hauptschulen werden auslaufend fortgeführt. 

3 Unterrichtsorganisatorische Zusammenarbeit von Hauptschulen und Realschulen gemäß § 9 
Abs. 4 S. 3 SchoG in der zum I.August 1997 geltenden Fassung; bestehende Hauptschulen 
und Realschulen werden danach auslaufend fortgeführt (Gesetz Nr. 1367 vom 27. März 1996). 

4 Die Realschule in ihrer bisherigen Form wird nach der ab 1. August 1997 geltenden Fassung des 
Schulordnungsgesetzes (Gesetz Nr. 1367 vom 27. März 1996) Teil der Erweiterten Realschule; 
bestehende Realschulen bisheriger Form werden auslaufend fortgeführt. 

5 Die Sekundärschule wird nach der ab 1. August 1997 geltenden Fassung des Schulordnungsge- 
setzes (Gesetz Nr. 1367 vom 27. März 1996) zur Erweiterten Realschule weiterentwickelt. 

6 Die die Jahrgangsstufen 11 bis 13 umfassende gymnasiale Oberstufe gliedert sich in die Einfüh- 
rungsphase (Klassenstufe 11) und in die Hauptphase (Jahrgangsstufen 12 und 13 [§ 4 Oberstu- 
fenverordnung]). 

7 In der Einführungsphase müssen zwei Fremdsprachen aus der Sekundarstufe I weitergeführt 
werden. Schüler, für die in der Sekundarstufe I drei Fremdsprachen verbindlich waren, müssen 
die dritte sowie die erste oder zweite Fremdsprache (nach ihrer Wahl) weiterführen. 

8 Sonderregelungen gelten für das Deutsch-Französische Gymnasium in Saarbrücken, das sich in 
der Trägerschaft des Landes befindet; vgl. dazu den Erlaß über die Errichtung und Organisation 
eines Deutsch-Französischen Gymnasiums in Saarbrücken vom 15. April 1977, zuletzt geändert 
am 4. September 1995. Die (Fremd-)Sprachregelungen sehen vor: verstärkten Unterricht in der 
Partnersprache (Französisch oder Deutsch) sowie Englisch und Latein als Pflicht- oder Wahlfä- 
cher je nach dem Schulzweig (s6rie). 

Quellen: Verordnung - Schulordnung - über die Stundentafel der Grundschule vom 30. Juli 1987, 
zuletzt geändert am 29. Mai 1995; Verordnung - Schulordnung - über die Stundentafel der 
Hauptschule (Klassenstufen 5 bis 9) vom 28. Juni 1990, zuletzt geändert am 29. Mai 1995; 
Verordnung - Schulordnung - über die Ausbildung von Schülern im freiwilligen 10. Schul- 
jahr an der Hauptschule vom 23. Dezember 1986, zuletzt geändert am 29. Mai 1995; 
Richtlinien für die Arbeit in der Grundschule vom 29. Juli 1987; Richtlinien für den Franzö- 
sischunterricht in der Grundschule von 1994; Verordnung über die Zusammenarbeit von 
Hautpschulen und Realschulen gemäß § 9 Abs. 4 S. 3 SchoG vom 2. Juli 1987, zuletzt 
geändert am 7. November 1990; Verordnung - Schulordnung - über die Stundentafel der 
Schulen für Behinderte (Sonderschulen) vom 7. Mai 1986, zuletzt geändert am 29. Mai 
1995; Verordnung - Schulordnung - über die Stundentafel der Realschulen vom 28. Juni 
1990, geändert am 29. Mai 1995; Verordnung - Schulordnung - über die Stundentafel des 
Gymnasiums (Klassenstufen 5 bis 10) vom 28. Juni 1990, geändert am 29. Mai 1995; 
Verordnung - Schulordnung - über die gymnasiale Oberstufe an Gymnasien und Gesamt- 
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schulen im Saarland (Grundordnung - GO) vom 12. Juli 1989, geändert am 30. Juni 1993, 
inzwischen ersetzt durch die Verordnung - Schulordnung - über die gymnasiale Oberstufe 
an Gymnasien und Gesamtschulen im Saarland (Oberstufenordnung) vom 26. Oktober 
1995; Verordnung - Prüfungsordnung - über die Abiturprüfung an den Schulen mit gymna- 
sialer Oberstufe im Saarland (Abiturprüfungsordnung - APO) vom 12. Juli 1989 in der 
Neufassung vom 26. Oktober 1995; Verordnung - Schulordnung - über die gymnasiale 
Oberstufe an Gymnasien und Gesamtschulen im Saarland (Oberstufenordnung) vom 
26. Oktober 1995; Verordnung - Schulordnung - über den Bildungsgang und die Abschlüs- 
se der Gesamtschule (GesVO) vom 8. August 1986, zuletzt geändert am 29. Mai 1995; 
Verordnung - Schulordnung - über den Bildungsgang und die Abschlüsse der Sekundär- 
schule (Sek-VO) vom 5. Juni 1992, geändert am 29. Mai 1995. 

1. Primarstufe 

In den Klassenstufen drei und vier ist seit dem Schuljahr 1992/93 der Franzö- 

sischunterricht mit zwei Unterrichtswochenstunden verpflichtend; das Fach wird 

flächendeckend unterrichtet. Ziel des Begegnungsfremdsprachenunterrichts ist es, 

die Schüler zu befähigen, „einfache altersgemäße Aussagen in der Fremdsprache 

zu verstehen und sich in der Fremdsprache verständlich zu machen", „zu einer 

bejahenden Einstellung zur französischen Sprache" zu kommen und die Schüler 

zur „Aufgeschlossenheit für fremde Sprachen" zu erziehen. »Sensibilisierung, 

Kommunikationsfähigkeit und Begegnung« sind die Schwerpunkte des grundschu- 

lischen Fremdsprachenunterrichts.39 Der Französischunterricht soll möglichst in 

kleinere Zeiteinheiten gegliedert und über die Woche verteilt werden. Soweit per- 

sonell und organisatorisch möglich soll die »Fremdsprachenbegegnung« auch in 

anderen Unterrichtsbereichen erfolgen.40 Die Arbeitsgruppe »Frühbeginn« der 

Fachrichtung Romanistik an der Universität des Saarlandes führt 1997/98 eine 

Evaluationsstudie über den Französischunterricht an den saarländischen Grund- 

schulen durch. 

2. Sekundarstufe I 

38 Ministerium für Bildung und Sport, Richtlinien für den Französischunterricht in der Grundschule 
von 1994, S. 2 

40 Vgl. Ministerium für Bildung und Sport, Richtlinien für die Arbeit in der Grundschule vom 29. Juli 
1987; hierzu ergänzend machte das Ministerium für Bildung, Kultur und Wissenschaft am 17. Mai 
1994 die Empfehlungen der Kultusministerkonferenz zur Arbeit in der Grundschule, Beschluß 
vom 2. Juli 1970 in der Fassung vom 6. Mai 1994 bekannt. 
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Der fremdsprachliche Unterricht ab Klassenstufe fünf ist in allen weiterführenden 

Schulformen verbindlich. (Erste) Pflichtfremdsprache ist in der Regel Französisch. 

Bei entsprechendem schulischen Angebot kann auch Englisch als erste Fremd- 

sprache gewählt werden. Englisch - im Ausnahmefall Französisch - ist die zweite 

Fremdsprache an allen Realschulen, verbundenen Haupt- und Realschulen, Se- 

kundärschulen, Gesamtschulen und Gymnasien; dasselbe gilt für die Erweiterten 

Realschulen, die ab dem Schuljahr 1997/98 die bisherigen Haupt- und Realschu- 

len ersetzen. Die Stundentafel für die Abendhauptschule sieht keinen fremd- 

sprachlichen Unterricht vor.41 An Gymnasien kann auch Latein als zweite Fremd- 

sprache gewählt werden. Das Fremdsprachangebot für die dritte Fremdsprache 

(Gymnasium ab Klasse neun) umfaßt Englisch, Französisch, Griechisch, Italie- 

nisch und Spanisch, an Gesamtschulen nur Latein. Sonderregelungen gelten für 

das Deutsch-Französische Gymnasium in Saarbrücken, in dem die jeweilige Part- 

nersprache mit einem erhöhten Stundenumfang unterrichtet wird und als weitere 

Fremdsprachen Latein und Englisch angeboten werden. 

Bilinguale Angebote gibt es an insgesamt 13 Schulen im Saarland. Zwei Gymnasi- 

en und eine Gesamtschule verfügen über bilinguale (deutsch-französische) Zwei- 

ge, in denen die Schüler nach einem verstärkten Fremdsprachunterricht ab der 

achten bzw. neunten (IGS) Klassenstufe einen französischsprachigen Unterricht in 

Erdkunde oder Geschichte erhalten.42 Das jeweils andere Fach wird in der gymna- 

sialen Oberstufe als Grundkurs fortgeführt. Weitere sechs Gymnasien bieten 

wahlweise deutsch-französischen bzw. deutsch-englischen bilingualen Unterricht; 

eine stundenmäßige Verstärkung des Fremdsprachenunterrichts gibt es jedoch 

nicht. Ein weiteres Gymnasium bietet einen verstärkten Englischunterricht; diese 

zusätzlichen Stunden werden für die Behandlung ausgewählter Sachthemen ver- 

wendet. Das Deutsch-Französische Gymnasium besteht aus je einer deutschen 

und französischen Abteilung mit jeweils verstärktem Unterricht in der anderen 

Vgl. Verordnung - Schulordnung - über die Ausbildung von Schülern an den Abendhauptschulen 
vom 19. Dezember 1985, Anlage 1 (Stundentafel). 

Lehrplan Geschichte, Bilingualer deutsch-französischer Unterricht, Klassenstufe 8 (1992) und 9 
(1993); Lehrplan Erdkunde, Bilingualer englisch-französischer Unterricht, Klassentufe 8 (1992) 
und 9 (1993). 
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Sprache und aus dem »integrativen (gemeinsamen) Unterricht« für die deutschen 

und französischen Schüler in einer weiteren Fremdsprache und in verschiedenen 

Sachfächern; es führt zum deutschen Abitur und zum französischen Baccalaureat. 

Schließlich gibt es seit dem Schuljahr 1994/95 an zwei grenznahen Sekundärschu- 

len das »Saarländisch-Lothringische Kooperationsprojekt«; in den beteiligten deut- 

schen Schulen wird ein verstärkter Französischunterricht von französischen Leh- 

rern der Kooperationsschulen angeboten, um eine möglichst authentische mündli- 

che Kommunikationsfähigkeit zu entwickeln und französische Kultur zu vermit- 

teln.43 

Für Ausländer-, Asyl- und Aussiedlerkinder gelten grundsätzlich die allgemeinen 

Fremdsprachregelungen, wie sie für die deutschen Kinder in der Orientierungs- 

phase und den sich anschließenden Bildungsgängen der Sekundarstufe I beste- 

hen. Der Erwerb des mittleren Schulabschlusses setzt demzufolge mindestens 

ausreichende Leistungen in der Pflichtfremdsprache voraus. Im übrigen differieren 

die besonderen Fremdsprachenregelungen zwischen den Ausländer- und Aussied- 

lerkindern; für die Asylkinder kommen die Regelungen des Erlasses für ausländi- 

sche Kinder und Jugendliche mit Ausnahme der Bestimmungen zum mutter- 

sprachlichen Unterricht zur Anwendung.44 Ausländerkindern kann - unter dem Vor- 

behalt der organisatorischen und personellen Voraussetzungen - an (Erweiterten) 

Realschulen, Gesamtschulen und Gymnasien Unterricht in der Muttersprache als 

zweiter bzw. dritter Fremdsprache angeboten werden. Wenn ein solcher Unterricht 

nicht angeboten werden kann, kann auf der Grundlage einer Feststellungsprüfung 

Vgl. dazu Erlaß betreffend die Einrichtung eines Schulversuches „Gymnasium mit bilingualem 
Zweig" am Staatlichen Illtal-Gymnasium lllingen und am Staatlichen Robert-Schumann- 
Gymnasium Saarlouis vom 14. Juli 1989; Erlaß betreffend die Einrichtung eines Schulversuches 
„Gesamtschule mit bilingualem Profil" an der Gesamtschule des Saar-Pfalz-Kreises in Gersheim 
vom 14. Juli 1989; Erlaß betreffend die Einrichtung eines Schulversuches „Bilingualer Unterricht" 
am Staatlichen Gymnasium am Stadtgarten Saarlouis, am Staatlichen Peter-Wust-Gymnasium 
Merzig und am Staatlichen Leibnis-Gymnasium St. Ingbert vom 14. Juli 1989; Erlaß betreffend 
die Ausdehnung des Schulversuches „Bilingualer Unterricht" am Staatlichen Gymnasium"am 
Stadtgarten Saarlouis und am Staatlichen Peter-Wust-Gymnasium Merzig vom 23. Juli 1990. 
(Die Schulträgerschaft liegt inzwischen bei den Gemeinden bzw. Gemeindeverbänden.) 

Vgl. Asylbewerberkindererlaß, Ziff. I. Dieser Erlaß unterscheidet zwischen den verschiedenen 
Flüchtlings- und Asylbewerbergruppen; seine Regelungen beschränken sich auf die Schulpflicht. 
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die Muttersprache als zweite oder dritte Fremdsprache anerkannt werden.45 Aus- 

siedlerkindern, die unmittelbar in die Klassenstufen sieben bis neun der Haupt- 

schule bzw. des Hauptschulbildungsgangs an der Erweiterten Realschule eintre- 

ten, können auf Antrag von der Teilnahme am Französischunterricht 

(Englischunterricht) befreit werden; der Nachweis von Fremdsprachkenntnissen 

bleibt bei der Zuerkennung des Hauptschulabschlusses unberücksichtigt. Der Zu- 

gang zum freiwilligen zehnten Schuljahr an der Hauptschule bzw. zum zehnten 

Schuljahjr an der Erweiterten Realschule ist für Aussiedler- wie für Ausländerkin- 

der nicht möglich, wenn sie nicht in den Klassenstufen acht und neun erfolgreich 

am „Unterricht mit erhöhten Anforderungen in Französisch" teilgenommen haben.46 

Beim Eintritt von Aussiedlerkindern in die Klassenstufen neun oder zehn kann die 

Muttersprache (Russisch oder Polnisch) auf der Grundlage einer Feststellungsprü- 

fung jedoch als erste Fremdsprache anerkannt werden. Am Gymnasium wird der 

Besuch des sprachlichen Zweigs mit Belegung der dritten Fremdsprache unter 

Verzicht auf die zweite Fremdsprache empfohlen; an Gesamtschulen kann die 

zweite Fremdsprache ab der Jahrgangsstufe neun belegt werden. Die dritte bzw. 

zweite Fremdsprache ist im Falle des Besuchs einer gymnasialen Oberstufe bis 

zum Ende der Jahrgangsstufe 13 als Pflichtfremdsprache fortzusetzen. An Real- 

schulen und mathematisch-naturwissenschaftlichen (Zweigen der) Gymnasien 

muß die zweite Fremdsprache belegt und im Falle des Besuchs einer gymnasialen 

Oberstufe bis zum Ende der Jahrgangsstufe 13 als Pflichtfremdsprache fortgesetzt 

werden. Bei einer Eingliederung der Aussiedlerkinder in die Klassenstufen fünf bis 

acht müssen die Pflichtfremdsprachen der gewählten Schulform nachgelernt wer- 

den. In den Fremdsprachen Französisch, Englisch und Latein wird Förderunter- 

richt im Rahmen des der Schule zur Verfügung stehenden Lehrerstundenkontin- 

gents erteilt.47 

45 Ausländerkindererlaß, Ziff. 4.2. 

46 Aussiedlerkindererlaß li.  Fördermaßnahmen, 2.  Eingliederungsmaßnahmen, A.  Grund- und 
Hauptschulen; Fremdsprachenregelung. 

47 Aussiedlerkindererlaß II. Fördermaßnahmen, 2. Eingliederungsmaßnahmen, C. Realschulen, 
Gesamtschulen, Gymnasien, Fremdsprachenregelung. 
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3. Sekundarstufe II 

Voraussetzung für den Eintritt in die Einführungsphase der gymnasialen Oberstufe 

ist der Nachweis eines durchgehenden Unterrichts von zwei Fremdsprachen in der 

Sekundarstufe I (Gymnasium, Sekundär- bzw. [Erweiterten] Realschule). An be- 

stimmten Standorten können allerdings Schülerinnen und Schüler mit einer 

Fremdsprache in die gymnasiale Oberstufe überwechseln.48 In der Einführungs- 

phase muß jeder Schüler zwei Fremdsprachen aus der Sekundarstufe I fortführen. 

Schülerinnen und Schüler, für die in der Sekundarstufe I drei Fremdsprachen ver- 

bindlich waren, müssen die dritte und die erste oder zweite Fremdsprache fortfüh- 

ren. Eine weitere, neu einsetzende Fremdsprache kann mit Beginn der Einfüh- 

rungsphase als Zusatzfach gewählt werden; sie kann weder die Pflichtfremdspra- 

che der Hauptphase sein noch als Leistungsfach gewählt werden. Eine erst in der 

neunten Klassenstufe begonnene Fremdsprache muß bis zum Ende der Haupt- 

phase belegt werden. Im übrigen können die erste oder die zweite Fremdsprache 

Pflichtfremdsprache der Hauptphase sein. Für Gymnasien in Landesträgerschaft 

(insb. Deutsch-Französisches Gymnasium) kann die oberste Schulbehörde Son- 

derregelungen treffen/9 Fremdsprachen, die in der gymnasialen Oberstufe belegt 

werden können, sind Englisch, Französisch, Latein, Griechisch, Italienisch und 

Spanisch. 

Aussiedlerschülerinnen und -schüler können unmittelbar in die gymnasiale Ober- 

stufe übernommen werden, wenn sie im Herkunftsland eine entsprechende Be- 

rechtigung erworben haben oder wenn das Abschlußzeugnis der Sekundarstufe I 

eine erfolgreiche Mitarbeit in der Oberstufe erwarten läßt. Als Pflichtfremdsprache 

kommen Englisch, Französisch oder Latein in Betracht; Englisch oder Französisch 

müssen mindestens auf dem Niveau der dritten Fremdsprache eines sprachlichen 

Gymnasiums belegt werden. Polnisch oder Russisch können über eine Feststel- 

lungsprüfung am Ende der elften Jahrgangsstufe als erste Fremdsprache aner- 

48  § 7 Abs. 2 Oberstufenverordnung vom 26. Oktober 1995. 

Vgl. dazu § 3a Abs. 6 SchoG und den Erlaß betreffend die Errichtung und Organisation eines 
Deutsch-Französischen Gymnasiums in Saarbrücken vom 15. April 1977, zuletzt geändert am 4. 
September 1995. 
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kannt werden. Zur Prüfungsvorbereitung sind Betreuungsmaßnahmen vorgese- 

hen.50 Entsprechende Regelungen für Ausländerschülerinnen und -schüler gibt es 

im Saarland nicht. Der Erlaß beschränkt die „Hilfen bei der Eingliederung in weiter- 

führende Schulen" auf die auch für die Sekundarstufe I geltenden Regelungen, 

wonach Unterricht in der Muttersprache angeboten und als zweite oder dritte 

Fremdsprache anerkannt oder - wenn diese Möglichkeit nicht besteht - ein ent- 

sprechender »Qualifikationsnachweis« durch eine Prüfung erworben werden kann. 

4. Muttersprachlicher Unterricht 

An Grund- und Hauptschulen des Saarlandes gibt es »Unterricht in der Mutter- 

sprache« (»muttersprachigen Unterricht« bzw. »muttersprachlichen Ergänzungs- 

unterricht«) als Konsulatsunterricht. 

„Um die Verbindung der ausländischen Schüler zur Sprache und Kultur der 

Heimat zu erhalten, kann das jeweilige Konsulat mit Genehmigung der ober- 

sten Schulaufsichtsbehörde muttersprachigen Unterricht (Muttersprache, Ge- 

schichte und Landeskunde) durchführen."51 

Muttersprachiger Unterricht kann für eine Mindestzahl von 15 Schülerinnen und 

Schülern gleicher Sprachzugehörigkeit eingerichtet werden und umfaßt in der Re- 

gel fünf Wochenstunden. Für die Durchführung des Unterrichts ist das Einverneh- 

men der unteren Schulaufsichtsbehörde und des Schulträgers erforderlich; die 

Schulräume sollen unentgeltlich bereitgestellt werden. Die Lehrkräfte müssen die 

volle Lehrbefähigung für das Lehramt für Grund- und Hauptschulen nach dem 

Recht ihres Heimatlandes erworben haben. Unter dem Vorbehalt der finanziellen 

Möglichkeiten gewährt das Land den konsularischen Vertretungen Zuschüsse für 

die Durchführung des muttersprachlichen Unterrichts. Für die Kinder von Aussied- 

Aussiedlerkindererlaß, II. Fördermaßnahmen, 2. Eingliederungsmaßnahmen, C. Realschulen, 
Gesamtschulen, Gymnasien; Aufnahme in die gymnasiale Oberstufe. 

Ausländerkindererlaß, Ziff. 7.1 
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lern, Asylberechtigten sowie Kontingent- und Konventionsflüchtlingen gibt es kei- 

nen Anspruch auf »muttersprachlichen Ergänzungsunterricht«.52 

VI. Curricula und Unterrichtsmaterialien für Minderheitengruppen 

Nach § 15 Schulgesetz soll an den öffentlichen Schulen des Saarlandes für Ange- 

hörige einer religiösen Minderheit Religionsunterricht eingerichtet werden. Voraus- 

setzung ist eine Mindestzahl von fünf Schülerinnen und Schülern pro Klassenstufe. 

Ab der Klassenstufe neun sind Schüler einer religiösen Minderheit, die von diesem 

Unterrichtsangebot keinen Gebrauch machen, verpflichtet, am Unterricht im Fach 

Allgemeine Ethik teilzunehmen. Ein Unterrichtsangebot für religiöse Minderheiten 

besteht jedoch nicht; im Falle des Islam fehle es nach Auskunft des Kultusministe- 

riums (A 3) an einem offiziellen Ansprechpartner im Saarland, im Falle anderer 

Religionsgemeinschaften sei die Zahl der Schüler zu gering. 

Im Saarland besteht Schulgeldfreiheit53, aber keine allgemeine Lernmittelfreiheit. 

Nach dem Schülerförderungsgesetz werden indes nach Maßgabe bestimmter Ein- 

kommensstufen Zuschüsse zu den nachgewiesenen Schulbuchkosten in Höhe 

von 50-100% auf Antrag der Eltern an das zuständige Amt für Ausbildungsförde- 

rung des zuständigen Landkreises bzw. Stadtverbandes gezahlt.54 

Richtlinien für »Deutsch als Zweitsprache« gibt es im Saarland nicht; das Lan- 

desinstitut für Pädagogik und Medien hat allerdings Handreichungen zu zehn 

Themenkreisen (z.B. Die eigene Person; Schule; Wohnen; Beim Arzt; Fest und 

Feiern; Arbeit und ßeruf) für den Unterricht im Fach »Deutsch als Zweitsprache« 

erarbeitet55. Darüber hinaus setzen die Lehrkräfte nach eigener Wahl die von den 

52 Asylbewerberkindererlaß, Ziff. I.; der Aussiedlerkindererlaß enthält nur Regelungen zur Anerken- 
nung von Russisch und Polnisch als Fremdsprachen. 

53 Gesetz Nr. 662 über Schulgeldfreiheit vom 6. Februar 1959, zulefzt geändert am 1. Juni 1994. 

54 Gesetz Nr. 1167 „Schülerförderungsgesetz" vom 20. Juni 1984, zuletzt geändert am 26. Januar 
1994 in Verbindung mit der Verordnung über die Ausführung des Schülerförderungsgesetzes 
vom 10. Juli 1984, zuletzt geändert am 31. Juli 1995. 
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Schulbuchverlagen herausgegeben einschlägige Unterrichtswerke und Materialien 

ein. Das Kultusministerium hat keinen eigenen Schulbuchkatalög herausgegeben; 

die für die Länder Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz 

genehmigten Schulbücher sind auch im Saarland zugelassen. 

VII. Aus-, Fort- und Weiterbildung der Lehrkräfte 

Die Lehrerausbildung findet an der Universität des Saarlandes in Saarbrücken 

statt. Das Lehrerbildungsgesetz sieht eine weitgehend schulformbezogene Ausbil- 

dung für die Lehrämter an der Primarstufe (sechs Semester), an Hauptschulen 

und Gesamtschulen, an Realschulen und Gesamtschulen, an Gymnasien und Ge- 

samtschulen sowie für Sonderpädagogik vor (jeweils acht Semester; § 2 Lehrerbil- 

dungsgesetz [SLBiG]).56 Das Lehramt an der Primarstufe setzt die Befähigung für 

den Unterricht in der Grundschule und in einem Fach, das an Hauptschulen und in 

der Sekundarstufe I an Gesamtschulen unterrichtet wird, voraus (§§ 3 Abs. 1 u. 11 

SLBiG).57 Tatsächlich wurde allerdings die Ausbildung für das Lehramt an Grund- 

schulen bereits Anfang der achtziger Jahre eingestellt; auch für das Lehramt an 

Sonderschulen fehlt eine entsprechende Ausbildung an der Universität Saarbrük- 

ken, so daß saarländische Grundschullehrer bzw. Sonderschullehrerinnen in ande- 

ren Bundesländern, schwerpunktmäßig an der Universität Koblenz-Landau in 

Rheinland-Pfalz, nach den dortigen Studienordnungen für die Lehrämter an 

Grund- und Hauptschulen bzw. für Sonderpädagogik ausgebildet werden.58 

Besondere Lehramtsstudienangebote für die Arbeit in den Vorbereitungsklassen 

gibt es nicht; dasselbe gilt für den muttersprachlichen Ergänzungsunterricht, da 

55 LPM, Handreichungen für den Unterricht mit Schülerinnen und Schülern, deren Erstsprache nicht 
Deutsch ist, „Deutsch als Zweitsprache", o.O., o.J. 

Saarländisches Lehrerbildungsgesetz vom 12. Juli 1978. 

Ausbildungs- und Prüfungsordnung für das Lehramt der Primarstufe vom 22. September 1994. 

Die Referendarausbildung für die Lehrämter für die Primarstufe bzw. für Sonderpädagogik findet 
jedoch - aus beamtenrechtlichen Gründen - im Saarland statt. Die Überlegungen zur Reform der 
Universität des Saarlandes (1998) sehen weitere gravierende Einschränkungen der ersten Pha- 
se der Lehrerausbildung im Saarland vor. 
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dieser als Konsulatsunterricht mit Lehrkräften aus den Herkunftsländern durchge- 

führt wird. Innerhalb der Fachrichtung Erziehungswissenschaft existiert kein eige- 

ner Studienschwerpunkt zu den Themenbereichen Zuwandererkinder, interkulturel- 

le Erziehung oder Europabildung; doch gibt es ein kontinuierliches Lehrangebot 

(vgl. im Sommersemester 1997 »Interkulturelle Erziehung in der Schule«59). Fran- 

zösisch als verpflichtende Fremdsprache an den saarländischen Grundschulen 

kann nur im Rahmen der Grundschullehrerausbildung an der Universität Koblenz- 

Landau studiert werden. »Deutsch als Fremdsprache« (DaF) kann hingegen an 

der Universität des Saarlandes im Rahmen eines Aufbaustudiengangs studiert 

werden. In diesem viersemestrigen, von der Fachrichtung Germanistik angebote- 

nen Studiengang (40 SWS) waren im Sommersemester 1997 96 Studierende 

(darunter 22 Ausländer) eingeschrieben. Daneben gibt es die Möglichkeit, 

»Deutsch als Fremdsprache« im Magisterstudiengang als Haupt- oder Nebenfach 

zu studieren (z.Zt. ca. 60 Studierende überwiegend aus dem Fachbereich Neuere 

Sprach- und Literaturwissenschaften).60 

An der Universität des Saarlandes gibt es in der Fachrichtung Romanistik ein 

(grundständiges) Magisterfach »Französische Kulturwissenschaft und interkulturel- 

le Kommunikation«, ein viersemestriges Aufbaustudium »Interdisziplinäre Frank- 

reichstudien und interkulturelle Kommunikation« und ein Promotionsfach 

»Französische Kulturwissenschaft und interkulturelle Kommunikation«. Diese An- 

gebote sind interdisziplinär angelegt und umfassen sprach-, kultur- und sozialwis- 

senschaftliche Studienbausteine. Seit 1996 gibt es schließlich ein interdisziplinäres 

Graduiertenkolleg »Interkulturelle Kommunikation in kulturwissenschaftlicher Per- 

spektive«.61 

Studienzentrum der Universität des Saarlandes (Hrsg.), Studienführer für die Universität des 
Saarlandes, Erziehungswissenschaftliches Studium für Lehramtskandidaten Sommersemester 
1997, Saarbrücken Januar 1997. 

Näher vgl. Studienordnung (bzw. Prüfungsordnung) für den Aufbaustudiengang »Deutsch als 
Fremdsprache« in der Philosophischen Fakultät der Universität des Saarlandes vom 14. Juli 
1993 (bzw. Oktober 1993) und Praktikumsplan für das vier- bis sechswöchige Pflichtpraktikum. 

Vgl. Frankreichzentrum der Universität des Saarlandes S. 37-41, 59f. 
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Die zweite Ausbildungsphase der Lehrerausbildung für alle im Saarland vorgese- 

henen Lehrämter findet an den staatlichen Studienseminaren (allgemeinbildende 

Schulen) bzw. Landesseminaren (berufsbildende Schulen) statt.62 Die Zulassung 

zum Vorbereitungsdienst einschließlich der Ermächtigung des Kultusministeriums, 

die Zahl der »Ausbildungsplätze« für die einzelnen Fächer (z.B. Französisch an 

der Grundschule: 22 Plätze) festzulegen, ist gesetzlich geregelt.63 

§ 29 SchoG verpflichtet zum einen die Lehrkräfte, sich allgemein und fachlich fort- 

zubilden, und zum anderen die Schulaufsichtsbehörden, Möglichkeiten zur Fortbil- 

dung zu gewährleisten. Für die staatliche Lehrerfortbildung ist das Landesinstitut 

für Pädagogik und Medien (LPM) in Saarbrücken als nachgeordnete Dienststelle 

des Ministeriums für Bildung, Kultur und Wissenschaft verantwortlich. Das LPM 

erfüllt diese Aufgaben im Zusammenwirken mit den Hochschulen des Saarlandes, 

den Studien- und Landesseminaren, den Fachberatern des Ministeriums und der 

Landesfachkonferenzen sowie den anderen Einrichtungen der Lehrerfortbildung. 

Zu den letzteren gehören die beiden konfessionell gebundenen Lehrerfortbildungs- 

institute; es sind dies das Institut für Lehrerfort- und -Weiterbildung Saarbrücken 

(ILF), eine Einrichtung der katholischen Gemeinnützigen Gesellschaft zur Förde- 

rung von Wissenschaft und Bildung, und die Koordinierungsstelle der Evangeli- 

schen Lehrerfortbildung im Saarland. Das LPM gliedert sich in Dezernate, Abtei- 

lungen, Referate und Beratungsstellen und verfügt über drei Außenstellen, denen 

jeweils eine »Grundschulwerkstatt«, die an eine Grundschule angebunden ist, und 

»Regionale Beratungsstellen« (für Umwelterziehung bzw. für Schulkultur) zuge- 

ordnet sind. Zu den insgesamt 14 Beratungsstellen des Landesinstituts für Päd- 

agogik und Medien gehört die »Beratungsstelle Förderung von Schülerinnen und 

Schülern, deren Erstsprache nicht Deutsch ist«; die Leiterin berät Lehrkräfte aller 

Schulformen; der Schwerpunkt liegt im Bereich der Grundschulen. Der Ausländer- 

Erlaß betreffend die Neubezeichnung der staatlichen Studienseminare bzw. Landesseminare 
vom 28. Dezember 1994. 

Gesetz Nr.1063 über die Zulassung zum Vorbereitungsdienst für Lehrämter im Saarland (GZVL) 
vom 29. Juni 1977, zuletzt geändert am 10. Mai 1989; Verordnung über Ausbildungsplätze im 
Vorbereitungsdienst für Lehrämter vom 30. September 1977, zuletzt geändert am 11. Dezember 
1995. 
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kindererlaß sieht ausdrücklich spezielle Fortbildungsveranstaltungen für die in 

Förderklassen und ähnlichen Unterrichtseinrichtungen tätigen Lehrkräfte vor.64 

Zu den Aufgaben des LPM gehören u.a.: die Planung, Durchführung und Auswer- 

tung von Maßnahmen der Fort- und Weiterbildung und der Beratung der Lehrkräfte 

aller Schulformen; die Erfüllung aller pädagogischen und technischen Produktions- 

und Sammlungsaufgaben als Landesbildungsstelle; die Planung und Herstellung 

von Unterrichtsmaterialien und audiovisuellen Medien sowie die Übernahme von 

Medien anderer Produzenten; die Zusammenarbeit mit anderen (über-) regionalen 

Einrichtungen auf den genannten Gebieten einschließlich der Landeszentrale für 

politische Bildung; die Betreuung von Modellversuchen nach Weisung des Mini- 

striums, seine Beratung in Fragen pädagogischer Innovationen einschließlich der 

Entwicklung von Lehrplänen, Unterrichtsmaterialien und -medien.65 Einen vom Mi- 

nister berufenen LPM-Beirat obliegt die Rahmenplanung einschließlich der halb- 

jährlichen Programmkonzeption. Ihm gehören Vertreter der Hochschulen, Lehrer- 

verbände, Studienseminare, kirchlichen Lehrerfortbildungsstätten und Kreisbildstel- 

len, des Landesausschusses für Erwachsenenbildung, der Landesarbeitsgemein- 

schaft Vorschulische Erziehung, der Landeszentrale für politische Bildung und an- 

derer Einrichtungen an. In den »Pädagogischen Notizen« werden halbjährlich alle 

Veranstaltungen zur Lehrerfortbildung im Saarland einschließlich der Angebote der 

beiden kirchlich getragenen Institute veröffentlicht. 

Das LPM führt regelmäßig schulformübergreifende und schulformbezogene Fort- 

bildungsveranstaltungen für Lehrkräfte und Schulleiter zu allgemeinpädagogischen 

Fragen, zu Schulfächern, Projekten und fächerübergreifenden Ausgabengebieten 

durch. Hierzu gehören Sprach- und Didaktikkurse sowie Schülerbegegnungen zu 

»Französisch in der Grundschule«66 sowie Kursangebote zur »Friedenser- 

ziehung«67, zum »Interkulturellen Lernen«68 und zur »Integration von Schülerinnen 

Ausländerkindererlaß, Ziff. 2.3. 

65 Erlaß betreffend das Landesinstitut für Pädagogik und Medien (LPM) vom 27. Mai 1988 und Sat- 
zung des Landesinstitus für Pädagogik und Medien (LPM) vom 27. Mai 1988. 

66 Z.B. Pädagogische Notizen Nr. 2/1993, S. 84. 
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und Schülern, deren Erstsprache nicht Deutsch ist«69. Das hierzu angebotene Pro- 

gramm umfaßt ein breites Spektrum an Themen und Kursen: Zweitsprachmetho- 

dik, -didaktik, -diagnostik und -praxis; Fremdenfeindlichkeit; soziale Integration von 

Zuwanderem; russische Sprache; Islam; sozio-kultureller Hintergrund unterschied- 

licher Flüchtlingskindergruppen. Hinzu kommen Arbeitskreis- (Fremdenfeindlich- 

keit) und Beratungsangebote für Lehrkräfte, die Ausländer- bzw. Aussiedlerkinder 

unterrichten (sozio-kulturelle Rahmenbedingungen; Leistungsdifferenzierung und 

Intensivkurse im Fach Deutsch als Zweitsprache; interkulturelles Lernen u.a.). In 

diesem Kontext werden auch Fortbildungsangebote zu »Europa im Unterricht«70 

gemacht. Generell zeichnet sich das Lehrerfortbildungsprogramm durch ein hohes 

Maß integrativer, d.h. themen- und schulformübergreifender Angebote aus; Kurse, 

die Fragen der Europaerziehung, des interkulturellen Lernens, der Erziehung zum 

Widerstand gegen Gewalt und Ausländerfeindlichkeit behandeln, werden in sach- 

lich und unterrichtsfachlich verschiedenen Kontexten angeboten.71 Innerhalb des 

LPM ist der Bereich »Interkulturelle Erziehung« in den drei Sachgebieten 

»Englisch, Interkulturelles Lernen, Pädagogische Austauschprogramme«, 

»Französisch, deutsch-französische Austauschmaßnahmen, bilinguale Schulver- 

suche« und »Friedenserziehung« sowie in den Arbeits- und Beratungsstellen 

»Integration von Schülerinnen und Schülern, deren Erstsprache nicht Deutsch ist« 

und »Grenznahe deutsch-französische Austauschmaßnahmen« institutionell ver- 

ankert. Die erstgenannte Arbeits- und Beratungsstelle ist für die Planung und 

Durchführung von Aus- und Fortbildungslehrgängen sowie von unterrichtsbeglei- 

tenden Maßnahmen für solche Lehrkräfte zuständig, die Schüler, deren Erstspra- 

che nicht Deutsch ist, unterrichten.72 In diesem Zusammenhang befaßt sich die 

Arbeitsstelle auch mit dem Arbeitsgebiet »Interkulturelles Lernen«. Im übrigen ist 

67 Z.B. Pädagogische Notizen Nr. 2/1993, S.52f. 

68 Z.B. Pädagogische Notizen Nr. 2/1993, S. 86; Nr. 2/1995, S. 94; Nr. 2/1996, S. 48. 

69 Z.B. Pädagogische Notizen Nr. 2/1993, S. 86f.; Nr. 1/1995, S. 85 u. Nr. 2/1996, S. 94f.; Nr. 
1/1996, S. 68 u. 2/1996, S. 49. 

70 Z.B. Pädagogische Notizen Nr. 2/1993, S. 87. 

71 Z.B. Pädagogische Notizen Nr. 2/1993, S. 49. 

72 Anlage (Stand Nov. 1998) zur Konzeption zur Eingliederung der Aus- und Übersiedler v. 1990. 
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sie Kontaktstelle zum Erfahrungsaustausch für diese Lehrkräfte; sie dient ihnen als 

Arbeitsstelle zum Sichten und Erstellen von differenzierenden und individualisie- 

renden Materialien; sie ist Beratungsstelle zur Individualberatung, zur schulinter-' 

nen, systembezogenen Beratung von Lehrergruppen und Schulkollegien sowie zur 

regionalen Beratung auf Schulaufsichtsbezirksebene; schließlich ist sie Sammel- 

stelle für Medien zur Förderung der Schüler, deren Erstsprache nicht Deutsch ist. 

Die meisten der vor allem an den Grund- und Hauptschulen des Saarlandes Kin- 

der nichtdeutscher Muttersprache unterrichtenden Lehrkräfte verfügen nach Aus- 

kunft der Arbeits- und Beratungsstelle über keine (Zusatz-) Qualifikation für 

»Deutsch als Zweitsprache«. Zu den vom LPM regelmäßig angebotenen Fortbil- 

dungskursen zum Themenbereich »Integration von Schülerinnen und Schülern, 

deren Erstsprache nicht Deutsch ist« gehören sprachpraktische, förderdiagnosti- 

sche, didaktische und methodische Kurse, Einführungen in Unterrichtsmaterialien, 

Kurse zur Alphabetisierung und zum Erfahrungsaustausch von Lehrkräften, aber 

auch Kurselemente zum interkulturellen Lernen, zur Gewaltprävention und zur 

Friedenserziehung, Einführungen in die Grundlagen der russischen Sprache und 

Kursbausteine zu den soziokulturellen Lebensbedingungen der Kinder in ihren 

Herkunftsländern (beispielsweise aus der GUS73). Seminare mit interkulturellen 

Elementen gibt es auch im Bereich der fachspezifischen Angebote (z.B. allgemei- 

ne Pädagogik, Sonderpädagogik), Sprachen (z.B. Französisch, Deutsch), Kunst 

und Musik sowie Sport und Gesundheitsförderung.74 Die LPM-Außenstellen bieten 

eigene (Regional-) Veranstaltungen an; dabei spielt das Aufgabengebiet interkultu- 

relle Bildung eine untergeordnete Rolle. Das Fortbildungsangebot der beiden 

kirchlichen Lehrerfortbildungseinrichtungen schließt Veranstaltungen zum Fremd- 

sprachunterricht in der Grundschule, zur interkulturellen Religionskunde (»Begeg- 

nung mit Türken: Begegnung mit dem Islam«; »Alevismus«, »Minderheiten zwi- 

schen Privilegien und Repressionen am Beispiel der christlich-jüdischen Geschich- 

te«), zur Friedenserziehung (z.B. »Maßnahmen gegen Gewalt«, »Rechtsextremis- 

mus und Fremdenfeindlichkeit«), zur Dritte-Welt-Bildung (z.B. »Abendland begeg- 

73 Vgl. Pädagogische Notizen, z.B. Nr. 1/1995; 2/1995; 1/1996; 2/1996. 

74 Vgl. Pädagogische Notizen, z.B. Nr. 1 u. 2/1994. 



81 

net Morgenland: Methoden zum interkulturellen Lernen«; »Dritte Welt in der 

Grundschule: Lieder zur Theologie der Befreiung«) und zur interkulturellen Bildung 

(z.B. »Leben als Christ in einer multireligiösen Gesellschaft«75). 

Das Fremdsprachenfortbildungsangebot des IPM besteht für Französisch, Eng- 

lisch, Italienisch und Spanisch sowie für Latein; außerdem gibt es Fortbildungs- 

maßnahmen für Lehrkräfte, die in bilingualen Klassen bzw. Zweigen unterrichten.76 

Auch zur Europa-Bildung gibt es ein kontinuierliches Fortbildungsangebot. 

VIII.   Interkulturelles 

1.   Lehrplandefinition und Begründungszusammenhänge 

Der gesetzliche Erziehungs- und Bildungsauftrag der Schule enthält Aussagen mit 

allgemeinen interkulturellen Bezügen. Nach § 1 Abs. 2 Schulordnungsgesetz ist 

die Schule gehalten, 

„die Schüler (...) zur Anerkennung ethischer Normen, zur Achtung vor der 

Überzeugung des anderen, (...) zur Übernahme der sozialen und politischen 

Aufgaben eines Bürgers im freiheitlich-demokratischen und sozialen Rechts- 

staat und zur Mitwirkung an der Gestaltung der Gesellschaft im Sinne der frei- 

heitlich-demokratischen Grundordnung zu befähigen und ihn zu der verpflich- 

tenden idee des friedlichen Zusammenlebens der Völker hinzuführen." 

Eine schulrechtliche Verankerung des Bereichs »Interkulturelles Lernen« gibt es 

im Saarland nicht. Ebenso fehlen curriculare Bestimmungen, (Lehrpläne, Lehr- 

planhinweise, »sonstige Unterrichtsrichtlinien«) zur interkulturellen Bildung als ei- 

nem fächerübergreifendem Aufgabengebiet.77 Allerdings hat das saarländische 

75 Vgl. Pädagogische Notizen, z.B. Nr. 1 und 2/1994; Nr. 1 und 2/1995. 

76 Vgl. Pädagogische Notizen, z.B. 1/1994; 1/1996; 2/1996 und 1/1997. 

77 Vgl. Gültigkeitsverzeichnis der Lehrpläne und sonstigen Unterrichtsrichtlinien im Bereich der 
allgemeinbildenden Schulen vom 17. März 1995 (am Ende). 
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Kultusministerium zwei einschlägige Beschlüsse der Kultusministerkonferenz als 

»sonstige Unterrichtsrichtlinien« in Kraft gesetzt. Die »Saarbrücker Erklärung der 

Kultusministerkonferenz zu Toleranz und Solidarität« von 1992, die in Reaktion auf 

die fremdenfeindlichen Übergriffe von Hoyerswerda und Rostock verabschiedet 

wurde, fordert für Schule und Gesellschaft mitmenschliches Verhalten. Hierzu ge- 

höre 

„eine glaubwürdige Politik der Achtung vor anderen Kulturen und der Verant- 

wortung für die eine Welt zu betreiben, Lebensräume zu erhalten und zu 

schaffen, die Kindern und Jugendlichen Geborgenheit und Perspektiven ver- 

mitteln, die Werte der Toleranz und Solidarität in der jungen Generation zu 

festigen."78 

Hierfür werden die Lehrkräfte aufgefordert, „ihren Einsatz für ein verständnisvolles 

Miteinander ausländischer und deutscher Kinder und Jugendlicher zu verstärken, 

um aufkeimenden Fremdenhaß und Gewalt abzubauen". Den Schulen wird vorge- 

schlagen, Feste mit Schwerpunkt auf der Kultur ausländischer Mitschüler durchzu- 

führen, ausländische Schulpartnerschaften einzurichten oder zu intensivieren, 

Asylheime zu besuchen, schulische Nachbarschaftshilfen für Ausländer zu orga- 

nisieren und schließlich Schüler oder Klassen auszuzeichnen, die sich besonders 

um Toleranz und Solidarität bemühen. Unterrichtliche Hinweise enthält die Erklä- 

rung jedoch nicht. Der KMK-Beschluß »Europa im Unterricht« verknüpft die spezi- 

fischen Ziele der Europa-Erziehung mit übergreifenden Zielen zur mehrsprachigen 

Kommunikationsfähigkeit, Menschenrechtserziehung, Friedenserziehung und zum 

gemeinsamen Lernen mit ausländischen Mitschülern.79 Die KMK-Empfehlung 

»Interkulturelle Bildung und Erziehung in der Schule« und »'Eine Welt/Dritte Welt' 

in Unterricht und Schule« sind zwar noch nicht formell in Kraft gesetzt worden, 

werden aber nach Auskunft des Ministeriums (B3) entsprechend behandelt; eigene 

7B 

79 

Saarbrücker Erklärung der Kultusministerkonfernz zu Toleranz und Solidarität, Beschluß vom 
9. Oktober 1992, Abs. 2. 

Europa im Unterricht, Beschluß der Kultusministerkonferenz vom 8. Juni 1978 in der Fassung 
vom 7. Dezember 1990. 
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Handreichungen sind vorläufig nicht geplant. Etwas anderes gilt für die 

»Friedenserziehung«. Die Richtlinien aus den achtziger Jahren werden nicht mehr 

im Verzeichnis der gültigen Lehrpläne nachgewiesen und sollen neu herausgege- 

ben werden. 

2.   Schulstufen- und Schulformenbezug, Fächerzuordnung 

In den Richtlinien für die Arbeit in der Grundschule wird an verschiedenen Stellen 

auf die Veränderung der Lebensbedingungen für heutige Grundschüler (Medien, 

Familiensituation, ethnisch-kulturelle Pluralisierung u.a.) hingewiesen. 

„Veränderungen für die Arbeit in der Grundschule ergeben sich auch daraus, 

daß heute Kinder unterschiedlicher ethnischer Herkunft mit verschiedenen 

kulturellen Normen und Traditionen zusammen leben und lernen. Hierbei geht 

es nicht nur um die schwierige Aufgabe der sozialen Integration der ausländi- 

schen Kinder, sondern ebensosehr darum, daß gemeinsame Leben und Ler- 

nen für interkulturelle Erfahrungen und Lernprozesse zu nutzen."80 

Die Grundschulrichtlinien betonen die Wichtigkeit, daß Kinder Anerkennung und 

Zuneigung erfahren, aber auch lernen, andere anzuerkennen, „vor allem in ihrem 

Anderssein". Zugleich sind die Richtlinien vom ausländer-sonderpädagogischen 

Ansatz der Defizitkompensation geprägt. So wie die offiziöse Schulrechtssamm- 

lung des Saarlandes die Erlasse über die Kinder von Aussiedlern, Ausländern und 

Asylbewerbern in der Gruppe »Unterricht für besondere Gruppen« nachweist81, 

werden sie auch in den Grundschulrichtlinien mehrfach in Zusammenhang mit be- 

hinderten und benachteiligten Gruppen angesprochen. 

80 Richtlinien für die Arbeit in der Grundschule vom 29. Juli 1987, Ziff. 1 Aufgabe der Grundschule. 

81 Vgl. die Sammlung Schulrecht, Ausgabe für das Saarland; Teil 3.6 enthält neben den Erlassen 
zu den genannten Gruppen Bestimungen über Krankenhaus- und Heimunterricht, über Lega- 
stenieu.ä. ' • 
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„Der Auftrag zu sozialer Koedukation erfordert es, innerhalb der Grundschule 

möglichst alle Kinder zu fördern. Deshalb müssen sich Lehrer gerade auch 

solcher Kinder annehmen, die aufgrund sozialer, ethnischer oder körperlicher 

Beeinträchtigungen Schwierigkeiten haben, die Ziele der Grundschule zu er- 

reichen. (...) Die Zusammenarbeit mit Eltern ausländischer und behinderter 

Kinder ist von großer Bedeutung für deren Eingliederung und Förderung.' «82 

Die Grundschullehrpläne sollen sich auf einen Mindestkanon, für den etwa 60-70% 

der verfügbaren Unterrichtszeit benötigt werden, beschränken, um Freiräume für 

thematische Schwerpunkte, offene selbstbestimmte Lernprozesse und die Be- 

rücksichtigung individueller Schülerbedürfnisse zu schaffen. In einem individuellen 

Schulprogramm sollen die Lehrkräfte der einzelnen Grundschulen nach ihren Er- 

fahrungen und Vorstellungen unter Einbeziehung des schulischen Umfeldes und 

Heimatraumes die Lehrpläne konkretisieren.83 Beides, die Beschränkung der ver- 

bindlichen Lehrplaninhalte und das individuelle Schulprogramm, bieten die forma- 

len Voraussetzungen für interkulturelle Aktivitäten. 

Im Rahmen des Modellversuchs »Interkulturelles Lernen im Schüleraustausch - 

ein pädagogischer Beitrag zur europäischen Integration«, der auf Empfehlung von 

der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung 

(BLK) vom Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft und vom Saarländi- 

schen Kultusministerium finanziert worden war, fanden unter Leitung des LPM 

zwischen August 1991 und Juli 1994 fünf Einzelprojekte an verschiedenen Schul- 

formen bzw. Schulstufen im In- und Ausland statt (Frankreich I: Grundschule, Ori- 

entierungsphase; Frankreich II: Realschule; Polen: Hauptschule; England: Ge- 

samtschule; Italien: Gymnasium).84 Das hier exemplarisch erwähnte Grundschul- 

Grundschulrichtlinien, Ziff. 2.2 Soziale Koedukations; 5. Schulleben; Hervorhebung vom Verfas- 
ser. 

83   Grundschulrichtlinien, Ziff. 6.1 Richtlinien und Lehrpläne; 6.2 Schulprogramm. 

Peter Boullay, Gerd Kiefer und Erich Schneider 1995; vgl. auch die weiteren Publikationen zum 
Modellversuch von Peter Boullay, Gerd Kiefer und Erich Schneider (Band II), Stefan Richter 
(Band III) und Grudrun Bohlender (Band IV).     , 
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projekt fand grenzüberschreitend an je einer saarländischen und lothringischen 

Grundschule (Kleinbittersdorf, Petite-Rossele) in den Schuljahren 1992/93 und 

1993/94 statt (Gesamtdauer: 17 Monate). Die saarländische Grundschule hatte 

bereits seit 1987/88 an der Modellphase »Französisch spielerisch lernen« teilge- 

nommen; mit Projektbeginn wurde der frühbeginnende Französischunterricht lan- 

desweit verbindlich eingeführt. Dem Modellversuch lag eine Vorstellung 

»interkulturellen Lernens« zugrunde, nach welcher Schüler die „Erfahrung der An- 

dersartigkeit des Lebens und Arbeitens im Partner- oder Gastland" vermittelt wer- 

den sollte. Kulturelle Unterschiede und die eigen-kulturelle Prägung sollten durch 

gemeinsames, aktives Zusammenleben wahrgenommen werden. Dem entspra- 

chen die vier Phasenziele des Projekts: „Neugier wecken, gefühlsmäßiges Gegen- 

überstellen - sich selbst entdecken; bewußtes Gegenüberstellen - Objektives Ver- 

gleichen; Reflexion nach Abstand - objektives Werten". Die wichtigsten inhaltlichen 

Ergebnisse beziehen sich auf das jeweils differenziertere Landesbild, die fremd- 

sprachlichen Entwicklungen, die Veränderung der sozialen Verhaltensweisen und 

Erweiterung der kulturellen Erfahrungen. Im Projektbericht wird die Übertragung 

auf andere Grenzregionen (z.B. Niederlande, Dänemark, Polen) angeregt; die in- 

terkulturellen Schüleraustauschprogramme sollten bereits in der zweiten Klasse 

angeregt werden, um vor der Aufteilung der (deutschen) Schüler auf unterschiedli- 

che Schularten ein drittes Jahr für Vertiefende Begegnungsaktivitäten verfügbar zu 

haben; fortgeschrittene fremdsprachliche Kenntnisse seien für die Austauschmaß- 

nahmen nicht erforderlich.85 Die Erfahrungen aus dem Modellversuch werden im 

Rahmen der Lehrerfortbildung des LPM weitergegeben.86 

Der Französischunterricht an den saarländischen Grundschulen steht unter dem 

Ziel der interkulturellen Begegnung in der Grenzregion: 

85 Erika lcardona und Brigitte Auler, Einzelprojekt Frankreich I, in: ebd. S. 29-67, insb. 31-33, 46-53, 
64-67. 

86 Vgl. z.B. »Interkulturelles Lernen bei deutsch-französischen Schülerbegegnungen im Grund- 
schulbereich und in der Sekundarstufe I«, in: Pädagogische Notizen 2/1995, S. 94. 
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„Den Kindern sollen viele Möglichkeiten zur unmittelbaren Begegnung mit 

gleichaltrigen französischen Kindern aus der Nachbarregion gegeben werden. 

Dadurch sollen einerseits natürliche Sprachsitüationen geschaffen und genutzt 

werden, andererseits sollen Gemeinsamkeiten und Gegensätze zwischen dem 

eigenen Volk und dem Nachbarvolk erfahren sowie Fremdsprachsperren und 

Vorurteile gegenüber der Lebensart des Nachbarn abgebaut werden.' «87 

Deshalb soll der Unterricht um landeskundliche Inhalte „in erlebnisbetonten, 

handlungsorientierten Zusammenhängen" angereichert werden; beispielhalft wer- 

den in den Richtlinien für den Französischunterricht genannt: französische Begrü- 

ßungsformen, typische Eßgewohnheiten, Feste und Gebräuche, vor allem die im 

Rahmen grenzüberschreitender Klassenpartnerschaften möglichen Erfahrungen.88 

Der »Lehrplan Sachunterricht« von 1992 greift explizit die Ziele und Aufgaben zum 

Sachunterricht auf, wie sie in den saarländischen Richtlinien für die Arbeit in der 

Grundschule von 1987 und in den Empfehlungen zur Arbeit in der Grundschule 

der KMK in der heutigen Fassung von 199489 formuliert sind. 

„Durch das Kennenlernen und Erleben eigener und fremder Lebensgewohn- 

heiten in der Schule wird (...) eine Balance zwischen der Sicherheit des Dazu- 

gehörens und der vorurteilsfreien Weltoffenheit angestrebt. In unserer Le- 

benswelt sind Verständnis für andere Lebensformen, Toleranz und Dialogfä- 

higkeit besonders wichtigt. In diesem Zusammenhang gewinnt der Europage- 

danke auch für die pädagogische Arbeit in der Grundschule eine besondere 

Bedeutung."90 

87 Richtlinien für den Französischunterricht in der Grundschule, S. 3. 

88 Ebd.S.9. 

88 Kultusministerkonferenz, Empfehlungen zur Arbeit in der Grundschule, Beschluß vom 2. Juli 
1970 in der Fassung vom 6. Mai 1994, für die saarländischen Schulen bekanntgemacht durch 
Erlaß des Ministeriums für Bildung, Kultur und Wissenschaft des Saarlandes am 17. Mai 1994. 

80   KMK-Empfehlungen zur Arbeit in der Grundschule Nr. 1.2, in: ebd. S. 7. 
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Der saarländische Lehrplan SachUnterricht baut seine Empfehlungen auf die Ent- 

wicklung von drei Persönlichkeitsbereichen der Kinder, der individuellen, sozialen 

und sachgebundenen Sensibilität, auf, von denen die beiden ersten für interkultu- 

relles Lernen bedeutsam sind. Zur Entwicklung der individuellen Sensibilität wer- 

den u.a. folgende Lernziele formuliert: mit Ängsten (z.B. vor Personen) umgehen; 

Aggressionen kennenlernen und bewältigen; Vorurteile (z.B. aufgrund von Ausse- 

hen, Gewohnheiten, Kleidung) abbauen bzw. vermeiden. Im Mittelpunkt der Ent- 

wicklung der sozialen Sensibilität steht die Fähigkeit zur Entwicklung von Kontak- 

ten innerhalb der Klasse, Schule, Gemeinde und darüber hinaus (z.B. Spiele und 

Feste aus anderen Kulturen kennenlernen, Kontakte zu Dritte-Welt-Organisationen 

aufnehmen).91 

Der Vorläufige Lehrplan Deutsch enthält keine expliziten Vorgaben für interkulturel- 

le Lernziele oder -inhalte; der »Teilbereich Sprechen« bietet allerdings Raum etwa 

für die verbale und nonverbale szenische Umsetzung interkultureller Begegnungen 

und Geschichten. Interkulturelle Fragestellungen spielen im Religionsunterricht 

eine wichtige Rolle. Dies wird im Lehrplan Evangelische Religion von 1992 beson- 

ders deutlich.92 Zu seinen allgemeinen Lernzielen gehören Toleranz und Hilfsbe- 

reitschaft, Kooperations-, Konflikt- und Verantwortungsfähigkeit. Der Lehrplan un- 

terscheidet fünf Unterrichtsbereiche, den biblischen, theologischen, dialogischen 

und ethischen Bereich sowie den Bereich Feste und Feiern (S. 6-9). Vor allem in 

den dialogischen und ethischen Lernbereichen enthält der Lehrplan Vorgaben für 

interkulturelles Lernen: Im dialogischen Bereich werden die unterschiedlichen 

christlichen Bekenntnisse (Protestantismus, Katholizismus) und die anderen ab- 

rahamitischen Glaubensrichtungen (Islam, Judentum) und ihre Lebensformen be- 

handelt (S. 14); im ethischen Lernbereich werden am Beispiel kindlicher Lebenssi- 

tuationen menschliche Grunderfahrungen wie Angst, Vertrauen und Mut, Liebe 

und Haß, Freiheit und Anpassung, Glück und Leid, Armut und Reichtum, Hilfsbe- 

reitschaft und Frieden thematisiert. (S. 16).93 Der Lehrplan Katholische Religion 

91 Lehrplan Sachunterricht, Grundschule, Klassenstufen 1-4, von 1992, S. 8 u. 10. 

92 Lehrplan Evanglische Religion, Grundschule, Klassenstufen 1-4, von 1992. 

93 Lehrplan Evanglische Religion, insb. S. 24-28; 46f., 49f., 60f., 78-82, 92-97,105-109. 



von 1983, in Konzeption und Sprachform von der Curriculumdiskussion der siebzi- 

ger Jahre geprägt, betont - in der Sache ähnlich wie der Lehrplan Evangelische 

Religion - eine theologische und eine gesellschaftliche Begründung des Religions- 

unterrichts; bei der letzteren spielen Lernziele wie Toleranz, sittliche Verantwor- 

tung, die Übernahme von Pflichten, soziales und politisches Engagement oder 

Völkerversöhnung eine wichtige Rolle (S. 5). Die Lernziel- und Themenvorgaben 

im lebenskundlichen Bereich ähneln den dialogischen und ethischen Zielen und 

Inhalten des evanglischen Unterrichts; insgesamt dominiert die bibilisch- 

theologische Ausrichtung. Unter „Vorurteile wahrnehmen und abbauen" soll über 

„Kinder in außergewöhnlichen Verhältnissen" gesprochen werden; die Unter- 

richtshinweise erwähnen 'Asoziale', Unsympathische in der Klasse, Sonderschüler, 

Ausländerkinder in der Klasse. Über die Beziehung zu Ausländerkindern („Mit 

Ibrahim verstehe ich mich gut") soll gesprochen werden, wenn es solche in der 

Klasse gebe (S. 75).94 

Der für die Sekundarschularten identische Lehrplan Sozialkunde für die achte 

Klassenstufe enthält die in der KMK-Erklärung »Zur Stellung des Schülers in der 

Schule« formulierten Ziele 

„Die Schule soll (...) zu Toleranz, Achtung vor der Würde des anderen Men- 

schen und Respekt vor anderen Überzeugungen erziehen, friedliche Gesin- 

nung im Geist der Völkerverständigung wecken, ethische Normen sowie kultu- 

relle und religiöse Werte verständlich machen (...)".95 

Zur Konkretisierung der »Leitziele« „Selbst- und Mitbestimmung, Toleranz, Be- 

wußtsein für die Geschichtlichkeit gesellschaftlicher Phänomene und Verantwor- 

tung für zukünftige Generationen" formuliert der Lehrplan Sozialkunde u.a. das 

»Richtziel«: 

M   Lehrplan Katholische Religion, Grundschule, Klassenstufen 1-4, von 1983. 

"   KMK-Beschluß vom 25. Mai 1973, S. 2f. 
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„Fähigkeit und Bereitschaft, Vorurteile gegenüber anderen gesellschaftlichen 

Gruppen und fremden Gesellschaften abzubauen, die Bedingungen ihrer An- 

dersartigkeit zu erkennen, Vorurteile durch rationale Urteile zu ersetzen und 

sich für die Interessen benachteiligter Gruppen einzusetzen".96 

Hierzu soll der Unterricht „über Rollentausch ein besseres Verständnis für andere 

Menschen, Interessengruppen, Völker und Rassen und eine größere Kompromiß- 

bereitschaft" entwickeln (S. 5) und „authentische Begegnungen mit Menschen an- 

derer Staaten und anderer Überzeugungen" ermöglichen (S. 6). Der inhaltliche 

Aufbau (soziologischer Aspekt: Menschen leben in Gruppen; rechtlicher Aspekt: 

Alles, was Recht ist; wirtschaftlicher Aspekt: Menschen arbeiten zusammen; politi- 

scher Aspekt: Menschen leben in politischen Großgruppen) und die dazu ausge- 

wiesenen vier bis fünf Unterrichtseinheiten setzen dieses Ziel jedoch bestenfalls 

ansatzweise um; die Beziehungen zwischen Angehörigen unterschiedlicher eth- 

nisch-kultureller und nationaler Gruppen spielen keine Rolle. In der durchaus ein- 

schlägigen Unterrichtseinheit „Unsere Schulklasse - eine Großgruppe" sollen die 

Schüler lernen, „mit Minderheiten in der Gruppe (Behinderten und AIDS-Kranken) 

richtig umzugehen". (S. 22). Die wechselseitigen Beziehungen zwischen Mehr- 

und Minderheitengruppen und zwischen sprachlich oder kulturell unterschiedlich 

definierten Gruppen werden nicht thematisiert. Der Lehrplan Sozialkunde für die 

neunte (Hauptschule) bzw. zehnte Klassenstufe (Realschule, Gymnasium) enthält 

vier Unterrichtseinheiten (Politisches System der BRD, Wirtschafts- und Sozialord- 

nung der BRD; Wandel in Deutschland, Schritte zum Frieden). Als Lerninhalte zur 

Unterrichtseinheit „Schritte zum Frieden" werden vorgeschlagen „Erlernen von 

Fremdsprachen, Brieffreundschaften, Partnerschaften (...)" und „Zusammenleben 

mit Ausländern und Aussiedlern" (S. 42).97 

96 Lehrplan Sozialkunde, Hauptschule/Realschule/Gymnasium, Klassenstufe 8,1989, S. 3 

97 Lehrplan Sozialkunde, Hauptschule, .Klassenstufe 9, 1990; Lehrplan Sozialkunde, Realschu- 
le/Gymnasium, Klassenstufe 10,1990. . 
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Die Lehrpläne Evangelische Religion für die Sekundarstufe sind übereinstimmend 

nach fünf Strukturaspekten aufgebaut. Der Lehrplan für die Realschule 

(Klassenstufen 5 und 6, 1977) enthält insbesondere unter dem »dialogischen 

Aspekt« Ziele, die zur Kommunikation mit Andersdenkenden und Andersglauben- 

den befähigen sollen (S. 17). Explizit interkulturelle Aspekte fehlen; allerdings 

räumt der Lehrplan den Lehrkräften einen weitreichenden fachlichen Ermessens- 

spielraum ein; wichtige Bezugspunkte zum interkulturellen Lernen sind auch unter 

dem »anthropologisch-ethischen Aspekt« möglich. Dies gilt auch für die umfang- 

reichen Lehrpläne für die Realschule, Klassenstufen 7 und 8 (1986) sowie 8 und 

10 (1988). Unter dem »dialogischen Aspekt« wird die in der Grundschule begon- 

nene Themensequenz „andere christliche Glaubensgemeinschaften" (Katholizis- 

mus, Orthodoxie; Sekten) und „andere Weltreligionen" (Islam, Judentum, Bud- 

dhismus, Hinduismus) fortgesetzt. Die Lemziele, Leminhalte und methodisch- 

didaktischen Hinweise insbesondere zur Unterrichtseinheit Islam (14 Std.) sind von 

der Gleichzeitigkeit unterschiedlicher Perspektiven - der islamischen Binnensicht, 

der protestantischen Außensicht, der geschichtlich-politischen Rolle des Islams 

und des dialogischen Prinzips - geprägt. Ziel der Unterrichtseinheit sind u.a. die 

Entwicklung von Aufgeschlossenheit für die Eigenart einer anderen Religion und 

ihre Ansprüche sowie die Befähigung zu situationsgerechtem Verhalten in der Be- 

gegnung mit Andersgläubigen und Dialogfähigkeit.98 Die Lehrpläne für Katholische 

Religion (hier exemplarisch: Realschule, Klassenstufen 5 und 6 [1987]; 7 und 8 

[1986]) bestehen je Klassenstufe aus fünf Themenschwerpunkten und einem bibli- 

schen Kurs, die vier Erfahrungsbereiche (Eigenes Leben; Leben mit anderen; Re- 

ligion und Religionen; Kirche) entnommen sind. Vor allem in den drei erstgenann- 

ten Erfahrungsbereichen werden Fähigkeiten angestrebt, die für interkulturelles 

Lernen Bedeutung haben (z.B. Fähigkeiten, sich selbst zu verstehen und sein Le- 

ben zu gestalten; Fähigkeiten, mit anderen zusammenzuleben und sich im öffentli- 

chen Bereich zu engagieren; Fähigkeiten, religiöse Erscheinungsformen wahrzu- 

nehmen und den Anspruch von Religionen und Weltanschauungen zu bewerten 

Lehrplan Evangelische Religion, Realschule, Klassenstufen 7 und 8,1986, S. 65-77 (66-68) zum 
Islam; S. 141-155 zum Judentum; Lehrplan Evangelische Religion, Realschule, Klassenstufen 9 
und 10, 1988. 
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[jeweils S. 8]). Obwohl in formaler Hinsicht curricular unterschiedlich konzipiert, 

besitzen die Lehrpläne zum evangelischen und katholischen Religionsunterricht 

große Parallelen: Um den Kern des biblischen Unterrichts gruppieren sich Unter- 

richtseinheiten, in denen zentrale Fragen der personalen und sozialen Existenz 

der Schüler behandelt werden; hinzu tritt die religionskUndliche Dimension, wel- 

cher allerdings bei den Lehrplänen zum evangelischen Religionsunterricht ein grö- 

ßeres Gewicht zukommt. Der Ethikunterricht ist im Saarland 'Alternativfach' nicht 

nur zum (christlichen) Religionsunterricht als ordentlichem Lehrfach im Sinne von 

Art. 7 GG und § 19 SchoG, sondern auch zum fakultativen (de facto aber nicht 

angebotenen) Religionsunterricht für religiöse Minderheiten im Sinne von 

§15 SchoG. Der Lehrplan Allgemeine Ethik für Allgemeinbildende Schulen 

(Klassenstufen 9 und 10) von 1993 sieht das gesellschaftliche Umfeld der Schüler 

bestimmt durch Konsumzwang, Informationsflut und Vielfalt an Sekun- 

därerfahrungen, Wahrnehmungsunterschiede in Bezug auf diese Sachverhalte, 

veränderte Familienstrukturen, Vielfalt der Selbst- und Weltdeutungsangebote bei 

gleichzeitigem Mangel an Orientierungshilfen und schließlich Schwinden der Be- 

reitschaft, Widersprüche auszuhalten (S. 4). Darauf bezogen werden als Ziele des 

Ethikunterrichts formuliert: 

„die Fähigkeit, Situationen als moralische zu erkennen und zu analysieren; die 

Fähigkeit, ethisch-moralische Maßstäbe zu erkennen, zu entwickeln und an- 

zuwenden; die Fähigkeit und Bereitschaft zu diskursivem Verhalten; die Be- 

reitschaft, sich argumentativ mit anderen Wertorientierungen auseinanderzu- 

setzen; die Bereitschaft, sich als sittliche, d.h. verantwortliche Person zu wol- 

len".99 

Neben den verbindlichen Unterrichtseinheiten „Prozesse sittlicher Entscheidungs- 

findung" und „Wozu moralisch handeln?" enthalten die drei weiteren Unterricht- 

seinheiten („Politischer Aspekt - Dimension der Macht"; „individuell-sozialer Aspekt 

- Dimension der Selbstbestimmung"; „Aspekt der Endlichkeit - Dimension der 

Lehrplan Allgemeine Ethik, 1993, S. 5. 
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Ohnmacht") Auswahlangebote. Zwar lassen sich in diese Unterrichtseinheiten un- 

schwer Bezüge zum interkulturellen Lernen herstellen - die jeweiligen Kooperati- 

onshinweise zu anderen Fächern wie Deutsch, Geschichte und Sozialkunde, aber 

auch Musik, Kunst und Biologie unterstreichen diese Möglichkeit; gleichwohl aber 

unterbleibt die explizite Bezugsetzung ethischer Fragestellungen auf die Pluralisie- 

rung der gesellschaftlichen Gruppen und Lebensformen. 

Die Lehrpläne für den Deutschunterricht (hier exemplarisch: Sekundärschule, 

Klassenstufe 5 und 6 [1992], 7 [1994], 8 bzw. 8 und 9 [1995], 9 und 10 [1996]) 

gliedern sich übereinstimmend, wenn auch jahrgangsspezifisch in den Anteilen 

differenzierend, in die Teilbereiche Sprechen, Schreiben, Umgang mit Texten - 

Lesen, Grammatik, Rechtschreiben sowie Umgang mit Medien. Besonders der 

Sprechunterricht bietet Chancen für die instrumentelle Seite interkulturellen Ler- 

nens: kreatives Sprechen (Erdachtes oder Erlebtes erzählen; andere an Gedanken 

und Gefühlen teilhaben lassen, soziale Kontakte pflegen), Spielen (Rollenspiel, 

Stehgreif, Pantomime), zweckorientiertes Sprechen (informieren, argumentieren, 

appellieren; Referat, Streitgespräche, Bewerbungsgespräch). Da die Lehrpläne auf 

inhaltliche Festlegungen (Stoffkataloge, Themenvorschläge, Textverzeichnisse) 

verzichten, obliegt es den Lehrern, im Rahmen der allgemeinen Ziele des 

Deutschunterrichts („sich in der Gesellschaft zurechtfinden; die Welt erschließen; 

kulturelles Erbe bewahren und nutzen")100 auch Themen, Spielszenen und Texte 

mit interkulturellen Aspekten zu behandeln und die entsprechenden Koopera- 

tionshinweise aus dem Lehrplänen etwa für Sozialkunde, Ethik oder Fremdspra- 

chen aufzugreifen. 

Die Lehrpläne für das Fach Geschichte (hier exemplarisch: Sekundärschule, Klas- 

senstufe 7 [19949, 8 bzw. 8 und 9 [1995], 9 [1996] enthalten keine Lernziele und - 

inhalte mit interkulturellen Aspekten, abgesehen von der Lerneinheit zur Regional- 

geschichte des Saargebiets und den deutsch-französischen Beziehungen. An den 

Gesamtschulen des Saarlandes sind die Fächer Erdkunde, Geschichte und So- 

Z.B. Lehrplan Deutsch, Sekundärschule, Klassenstufen 5 und 6,1992, S. 2. 
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zialkunde im Lernbereich Gesellschaftswissenschaften zusammengefaßt. Der 

Lehrplan Gesellschaftswissenschaften für die Klassenstufen fünf und sechs (1983) 

verfolgt keine interkulturell orientierten Lernziele. Die Unterrichtseinheiten „Unsere 

Schule" (Klassenstufe 5) und „Freizeit und Tourismus" (Klassenstufe 6) lassen sol- 

che Bezüge zumindest zu, wenn durch Rollenspiele Regeln eingeübt werden bzw. 

die Folgen des Massentourismus für einen Urlaubsort im Mittelmeerraum themati- 

siert werden sollen. Ähnliches gilt für die Lehrpläne Gesellschaftswissenschaften 

für die Klassenstufen sieben bis zehn (7 und 8 [1996], 9 und 10 [1996]). Anknüp- 

fungsmöglichkeiten sind zwar in verschiedenen Unterrichtseinheiten gegeben (vgl. 

Klassenstufe 7: „Kindheit und Jugend"; Klassenstufe 8: „Armut und Reichtum in 

der Welt"; Klassenstufe 9: „Bürger und Staat in der Bundesrepublik Deutschland"; 

Klassenstufe 10: „Frieden und Sicherheit"; Wirtschaft und Sozialordnung der Bun- 

desrepublik Deutschland"); überdies stehen den Lehrkräften 30% der Unterrichts- 

zeit für zusätzliche Themen oder zur Schwerpunktbildung zur Verfügung. Doch 

werden interkulturelle Fragestellungen nicht explizit formuliert. 

Der Lehrplan Politik für die gymnasiale Oberstufe (hier exemplarisch: Klassenstufe 

11, Gymnasium/Gesamtschule [1992]) schreibt drei Unterrichtseinheiten („Der po- 

litische Prozeß in der Bundesrepublik Deutschland"; „Sozialer Wandel in der Bun- 

desrepublik Deutschland"; „Außenbeziehungen der Bundesrepublik Deutschland"; 

jeweils 13-15 Std.) vor; diese Themen werden in den Jahrgangsstufen 12 und 13 

(„Politische Systeme"; „Politische Theorien"; „Internationale Beziehungen") fortge- 

setzt. Bei allen drei Themenbereichen, die jeweils in vier bis sechs Themen un-' 

tergliedert werden, können die Lehrkräfte im Rahmen ihrer pädagogischen Freiheit 

zwar Bezüge zu Migration, Minderheiten und Interkulturalität herstellen; Beispiele 

zur ersten Unterrichtseinheit wären: Ausländer- und Einbürgerungsrecht, Auslän- 

derwahlrecht, Bürgerrechtsbewegung der Sinti und Roma; zur zweiten: ethnisch- 

kulturelle Pluralisierung, Lebenschancen von Minderheitengruppen; und zur drit- 

ten: internationale Arbeitsteilung und Emigration, Progreamme zur Bekämpfung 

der Migrationsursachen). Die im Lehrplan tatsächlich ausformulierten Bezüge blei- 

ben jedoch eher zufällig und punktuell. Bei der ersten Unterrichtseinheit werden zu 

(Unter-) Thema 1 („Interessen und Konflikte in der pluralistischen Gesellschaft") 

die Lerninhalte „Pluralismus, Koalitionsfreiheit, Konkurrenzprinzip, Minderheiten- 
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schütz" aufgelistet (S. 10); als einer der Lerninhalte zum ersten Thema 

(„Gesellschaft im Umbruch") der zweiten Unterrichtseinheit wird die „multikulturelle 

Gesellschaft" genannt (S. 24) - weitere Verknüpfungen werden jedoch nicht her- 

gestellt. In der dritten Unterrichtseinheit fehlt jeder explizit interkulturelle Bezug. 

Die Handreichungen zum Lehrplan Politik (Klassenstufe 11, Gymnasium/Gesamt- 

schule [1992]) enthalten zu den genannten Themen neben kurzen didaktischen 

Hinweisen unaufbereitete Texte. Beim Thema „Veränderungen der Sozialstruku- 

ren" wird unter der Überschrift »Fakten« ein Text abgedruckt, der über die demo- 

graphische Entwicklung, insbesondere die Zuwanderung von ausländischen Ar- 

beitskräften, deutschstämmigen Aussiedlern und Asylbewerbern informiert; der 

ebenfalls unkommentierte Anschlußtext unter der Überschrift »Probleme« führt 

aus: 

„Der Ausländeranteil wird deutlich zunehmen: Heute ist jeder 14. Einwohner 

(6,8%), im Jahre 2000 wird vermutlich jeder zehnte und im Jahre 2040 wird 

wohl jeder siebte Bewohner der Bundesrepublik Ausländer sein. Zudem wei- 

sen alle Daten darauf hin, daß keine schnelle kulturelle und staatsbürgerliche 

Assimilation stattfinden wird. Instrumentelle Anpassung bei lange anhaltender 

kultureller Identität mit dem Herkunftsland wird die Bundesrepublik ethnisch zu 

einer multikulturellen Gesellschaft machen." (S. 58)101 

Im Materialteil zu „Sozialer Wandel in der Bundesrepublik Deutschland" werden 

ethnisch und sprachlich definierte Milieus nicht erwähnt. Bei der Frage nach sozia- 

len Ungleichheiten ist ein Text von Stefan Hradil zu fünf „Problemgruppen" abge- 

druckt: „Asylanten ohne Arbeitserlaubnis; Gastarbeiter und ihre Familien, Lang- 

zeitarbeitslose, Obdachlose, Stadtstreicher und Rentner mit Einkünften unterhalb 

des Sozialhilfeniveaus". (S. 73) 

Handreichungen Politik, Gymnasium, Gesamtschule, Klassenstufe 11,1992, S. 58. 
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3.   Europäische Dimension und ihre Umsetzung 

Zu den fächerübergreifenden Arbeitsgebieten der heutigen allgemeinbildenden 

Schulen gehört auch die »Europäische Dimension im Schulwesen«.102 Eine schul- 

rechtliche Verankerung des Bereichs Europa-Bildung gibt es im Saarland nicht. 

Ebenso fehlen curriculare Bestimmungen (Lehrpläne, Lehrplanhinweise) zur Um- 

setzung der »europäischen Dimension«. Allerdings hat das saarländische Kultus- 

ministerium den einschlägigen KMK-Beschluß »Europa im Unterricht« als 

»sonstige Unterrichtsrichtlinie« für die saarländischen Schulen in Kraft gesetzt. Zu 

den möglichen Unterrichtsgegenständen sollen nach diesem Text vor allem gehö- 

ren: 

„- die geographische Vielfalt des europäischen Raumes (...), 

- die politischen und gesellschaftlichen Strukturen Europas, 

- die prägenden geschichtlichen Kräfte in Europa (...), 

- die Vielsprachigkeit in Europa und den darin liegenden kulturellen Reichtum, 

die Geschichte des europäischen Gedankens und die Integrationsbestrebun- 

gen seit 1945, 

- den Interessenausgleich und das gemeinsame Handeln in Europa zur Lö- 

sung wirtschaftlicher, ökologischer, sozialer und politischer Probleme, (...)".103 

Die Unterrichts- und Erziehungsziele umfassen insbesondere: 

„- die Bereitschaft zur Verständigung, zum Abbau von Vorurteilen und zur An- 

erkennung des Gemeinsamen unter gleichzeitiger Bejahung der europäi- 

schen Vielfalt, 

- eine kulturübergreifende Aufgeschlossenheit, die die eigene kulturelle Identi- 

tät wahrt, 

- die Achtung des Wertes europäischer Rechtsbindung und Rechtsprechung 

im Rahmen der in Europa anerkannten Menschenrechte, 

- die Fähigkeit zum nachbarschaftlichen Miteinander (...), 

Vgl. Art. 126 Abs. 1 u. 2 EG-Vertrag in der Fassung vom 1. Januar 1995. 

Europa im Unterricht, Beschluß der Kultusministerkonferenz vom 8. Juni 1978 in der Fassung 
vom 7. Dezember 1990, Ziff. 2 Europäisches Bewußtsein als pädagogischer Auftrag der Schule. 
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- das Eintreten für Freiheit, Demokratie, Menschenrechte, Gerechtigkeit und 

wirtschaftliche Sicherheit, 

- den Willen zur Wahrung des Friedens in Europa und der Welt."'04 

Die Vorschläge zur Umsetzung sind teils fachspezifischer, teils fachübergreifender 

Natur. Letztere beziehen sich u.a. auf Projektveranstaltungen, Schüler- und Leh- 

reraustausch sowie andere pädagogische Kontakte nicht zuletzt mit Partnern aus 

Mittel-Ost-Europa, europäische Besichtigungsreisen und Aktivitäten im Rahmen 

der sechs im Saarland bestehenden UNESCO-Projekt-Schulen (zwei Grundschu- 

len, eine Realschule, eine Gesamtschule, zwei Gymnasien). Europa-Schulen exi- 

stieren im Saarland nicht. Ein besonderer Stellenwert wird solchen Vorhaben zu- 

gewiesen, die vom gemeinsamen Lernen deutscher und ausländischer Schüler in 

den saarländischen Schulen bestimmt sind. 

Der verbindliche Französischunterricht in der Grundschule ist in einen direkten Zu- 

sammenhang zur europäischen Integration, genauer: der Förderung der familiä- 

ren, nachbarschaftlichen, kommunalen, partnerschaftlichen und wirtschaftlichen 

Beziehungen in der grenzüberschreitenden Region Saarland-Moselle gestellt. 

Musisch-landeskulturelle sollen ebenso wie sprachkommunikative Unterrichtsele- 

mente erfolgreiche Begegnungen mit Gleichaltrigen aus der Nachbarregion för- 

dern. Zum »Lernen in Europa« und »Lernen für Europa« im Fremdsprachbegeg- 

nungsunterricht gehören Partnerklassen im jeweiligen Land, jährliche ganztägige 

Treffen dieser Partnerklassen und ein gemeinsamer Schullandheimaufenthalt.105 

Der Lehrplan Erdkunde (Hauptschule, 7. Klassenstufe) enthält nur punktuelle, 

lemstoffliche Bezüge (z.B. europäische Häfen, Verkehrswege). 

Die Lehrpläne für das Fach Geschichte (hier exemplarisch: Sekundärschule, Klas- 

senstufen 9 und 10 [jeweils 1996]) enthalten Lern i- 

mension«. Im Hauptschulzweig der Klassenstufe neun ist eine Unterrichtseinheit 

Ebd. 

Vgl. Richtlinien für den Franzöischunterricht in der Grundschule; vgl. auch „Französisch in der 
Grundschule", in: SchulVerwaltung RP SL 1995,1, S. 11. 
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„Europäische Einigungsbestrebungen" (5 Std.), im Realschulzweig der Klassenstu- 

fe zehn eine Unterrichtseinheit „Europa und die Welt nach 1945" (10 Std.) vorge- 

schrieben. Hierin sind jeweils regionalgeschichtliche und interkulturelle Teilthemen 

(z.B. „Warum besuchen deutsche Schüler eine deutsch-französische Schule?"; „Zu 

Gast in einer ausländischen Familie") einbezogen.106 Eine der vier Unterrichtsein- 

heiten, die der Lehrplan Gesellschaftswissenschaft für die Klassenstufe zehn der 

Gesamtschule (1996; für die übrigen Schularten vgl. die Einzelfachlehrpläne Erd- 

kunde, Geschichte und Sozialkunde) vorschreibt, sieht das Thema „Europa wächst 

zusammen" vor; in ca. 16 Stunden sollen wirtschaftsgeographische, zeitgeschicht- 

liche, politisch-institutionelle und währungspolitische Aspekte der (west-) europäi- 

schen Integration behandelt werden. Der Lehrplan Politik für die gymnasiale 

Oberstufe (hier exemplarisch: Klassenstufe 11, Gymnasium/Gesamtschule [1992]) 

sieht als eine von drei Unterrichtseinheiten die „Außenbeziehungen der Bundesre- 

publik Deutschland" (15 Std.) vor; eines der vier dazu vorgeschriebenen Themen 

gilt ökonomischen und politisch-institutionellen Aspekten der Europäischen Ge- 

meinschaft (S. 43), ein weiteres der europäisch-internationalen Verflechtung der 

Bundesrepublik.107 

IX. Schulversuche, Modellschulen, Innovationen 

Eine der wichtigsten inhaltlichen Innovationen im saarländischen Schulwesen der 

letzten Dekade ist die Einführung des Fremdsprachenunterrichts an den Grund- 

schulen. Das Saarland ist das erste Bundesland, das mit dem obligatorischen 

Fremdsprachunterricht an Grundschulen (»Pflichtfranzösisch«) auf dem Gebiet der 

„Verbreitung der Sprachen der Mitgliedstaaten" einen wichtigen Schritt zur 

„Entwicklung der europäischen Dimension im Bildungswesen" (Art. 149 [ex-126] 

Abs. 2 EG-Vertrag) vollzogen hat. Weitere Neuerungen sind die Angebote bilingUa- 

len Unterrichts und der interkulturell orientierte Schüleraustausch in allen Schulstu- 

fen. Im Zusammenhang mit der Verstärkung der Selbstverantwortung der Schulen 

Vgl. Lehrplan Geschichte, Sekundärschule, Klassenstufe 9, 1996, Unterrichtseinheit 7 Europäi- 
sche Einigungsbestrebungen (Hauptschulzweig), S. 22. 

Lehrplan Politik, S. 37; Handreichungen Politik, S. 91,127-132. 
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im Saarland wird in den Schuljahren 1998/99 und 1999/2000 ein Schulversuch zur 

Budgetierung von Lehrerstunden durchgeführt.108 Durch diesen Schulversuch soll 

geklärt werden, ob und inwieweit eine Budgetierung von Lehrerstunden zusätzli- 

che Freiräume zur Schwerpunkt- oder Profilbildung der einzelnen Schulen eröffnet 

und welche Rückwirkungen sich daraus für die innerschulische Arbeitssituation 

ergeben. Für die schulische Versorgung von Zuwanderer- und Minderheitenkin- 

dern sind dabei besonders relevant Zuweisungen von Lehrerstunden zur »Förde- 

rung von Kindern ohne bzw. mit nicht ausreichenden Deutschkenntnissen« sowie 

bei »Zusatzbedarf für besondere Fördermaßnahmen« und »Zusatzbedarf für 

zieldifferente Integration«. 

X. Sonstiges 

Die Schulpolitik im Saarland hat im Verlauf der letzten zehn Jahre - nicht zuletzt 

durch den Rückgang der Schülerzahlen in den achtziger Jahren bedingt - schritt- 

weise eine zweigliedrige Struktur der Sekundarstufe I geschaffen. Mit der Verab- 

schiedung der Schulgesetzänderung von 1996 zur Einführung der Erweiterten 

Realschule ab Schuljahr 1997/98 dürfte eine über zehnjährige Strukturreform im 

Bereich der Sekundarstufe I am Ende der neunziger Jahre ihren vorläufigen Ab- 

schluß erreicht haben. Ihr waren Maßnahmen zur Zusammenarbeit, dann zur or- 

ganisatorischen Verbindung der Haupt- und Realschulklassen und schließlich 

1992 die Einrichtung der Sekundärschule mit selbständigen Haupt- und Realschu- 

len ab dem siebten Schuljahrgang vorangegangen. Mit der Erweiterten Realschule 

wird bildungspolitisch das Ziel verfolgt, möglichst allen Jugendlichen zum Abschluß 

einer verbindlichen zehnjährigen Schulzeit einen mittleren Abschluß zu ermögli- 

chen. 

Zu den Aufgaben des in den sechziger Jahren gegründeten »Zentrum Europa und 

Dritte Welt« an der Universität Saarbrücken gehören u.a. die Arbeitsbereiche 

»Flucht und Migration«, »Berufsbildung« und »Bildungsplanung«; Auftraggeber 

106 Vgl. Erlaß zur Einrichtung von Schulversuchen zur Budgetierung von Lehrerstunden vom 21. Juli 
1998. 
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des Instituts sind u.a. die Landesregierung (z.B. Kultusministerium) und die Otto- 

Benecke-Stiftung, die sich mit der sprachlichen und beruflichen Integration von 

Aussiedlern beschäftigt. Einen unmittelbaren Beitrag zur schulischen Betreuung 

von Zuwandererkindern oder Lehrerbildung auf diesem Gebiet leistet das Zentrum 

allerdings nicht. 

XI. Diskussion 

Obwohl im Verlauf der neunziger Jahre eine Teilrevision der Lehrpläne stattgefun- 

den hat, fehlt es bislang an curricularen Vorgaben für fächerübergreifende Quer- 

schnittaufgabengebiete wie etwa Europa-Bildung, interkulturelle Bildung und Drit- 

te-Welt-Bildung. Zwar sind Bezüge und z.T. einschlägige Themen in den Richtlini- 

en einzelner Unterrichtsfächer vorhanden; doch kommt gerade die interkulturelle 

Komponente in allen Richtlinien zu kurz. Es ist den Lehrkräften im Rahmen ihrer 

pädagogischen-fachlichen Verantwortung überlassen, diese Aufgabengebiete im 

Rahmen ihrer Unterrichtsarbeit zu berücksichtigen. Daß hierzu durchaus eine 

Nachfrage besteht, spiegeln die Lehrerfortbildungsverzeichnisse des LPM wider. 

Die Beschlüsse der Kultusministerkonferenz »Interkulturelle Bildung und Erzie- 

hung in der Schule« vom Oktober 1996 und »Eine Welt/Dritte Welt in Unterricht 

und Schule« vom Februar 1997, die als landeseigene Richtlinien gelten, sind in 

der Lehrplanarbeit des Saarlandes noch nicht umgesetzt worden; hierbei bedürfen 

vor allem die Lehrpläne für Ethik und Deutsch sowie Sozialkunde, Gesellschafts- 

wissenschaft und Politik der Überarbeitung und Ergänzung. 

Das Saarland gehört zu jener Gruppe von (insgesamt sieben) Bundesländern, in 

denen die Kinder von Asylbewerbern nicht der Schulpflicht unterliegen, allerdings 

„aus humanitären Gründen" eine schulische Betreuung erhalten, „wenn dies von 

den Asylbewerbern gewünscht wird und nach den Verhältnissen im Einzelfall, d.h. 

insbesondere unter Berücksichtigung der räumlichen und personellen Kapazitäten 

der in Betracht kommenden Schulen, durchführbar ist".109 Diese Erlaßbestimmung 

Asylbewerberkindererlaß Ziff. II.2. 
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steht nicht im Einklang mit § 1 Abs. 1 Schulordnungsgesetz und § 1 Schulpflicht- 

gesetz sowie höherrangigem Recht; auch die im Asylbewerberkindererlaß genann- 

ten Personengruppen haben ihren „Wohnsitz oder ständigen Aufenhalt" im Saar- 

land."0 Der Ausländerkindererlaß ist über 20 Jahre alt und ergänzungsbedürftig. 

Dies gilt insbesondere für die drei Bereiche Deutsch als Zweitsprache, Fremdspra- 

chen einschließlich der Anerkennung der Erstsprache als Fremdsprache und inter- 

kulturelle Bildung. Ein umfassender Organisationserlaß über die schulische Be- 

treuung aller Zuwanderer- und Minderheitenkinder wäre zu empfehlen. Die Erlasse 

über die pädagogische Arbeit in den einzelnen Schulformen sollten stärker die 

multikulturelle Zusammensetzung der deutschen Gesellschaft berücksichtigen, 

unabhängig davon, ob sie sich im Schulalltag aller Schüler widerspiegelt. Der de- 

fizitorientierte Ansatz der alten Ausländerpädagogik, der den noch geltenden Erlaß 

zur Arbeit in der Grundschule bestimmt, sollte auf der Grundlage der einschlägigen 

KMK-Empfehlung und des KMK-Beschlusses zur interkulturellen Bildung revidiert 

werden. Zu einer Diversifizierung des Fremdsprachenangebots im Rahmen der 

internationalen Migration ist es jedoch nicht gekommen. Eine grundlegende Ände- 

rung dürfte allerdings angesichts der demographischen Situation in diesem kleinen 

Flächenstaat kaum möglich sein. 

Vgl. Reuter, Zur Schulpflicht von Minderheiten- und Zuwandererkindern im deutschen Schulwe- 
sen S. 4-5, S. 11 (Tabelle 1). 
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1989, in: ABI. S. 977. 

Saarländisches Lehrerbildungsgesetz (SLBiG) vom 12. Juli 1978, in: ABI. S. 709, 
zuletzt geändert am 26. Januar 1994. 

Gesetz Nr. 1167 (Schülerförderungsgesetz) vom 20. Juni 1984, in: ABI. S. 661, 
zuletzt geändert am 27. November 1996, in: ABI. S. 1313. 

1.2 Verordnungen, Verwaltungsvorschriften 

Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Sozialordnung, Landesprogramm zur 
Aufnahme und Eingliederung von Aussiedlern im Saarland, Typoskript, Saarbrük- 
ken im Dezember 1988. 

Ministerium für Bildung und Sport, Allgemeine Schulordnung vom 10. November 
1975, in: ABI. S. 1239, zuletzt geändert am 1. November 1997, in: ABI. S. 1110. 



102 

Das Ministerium für Bildung und Sport, Verordnung über die Errichtung und Orga- 
nisation der Schulämter vom 26. Mai 1970, in: ABI. S. 611, zuletzt geändert am 9. 
März 1997, ABI. S. 341. 

Das Ministerium für Bildung und Sport, Geschäftsordnung für das Schulamt vom 
27. Mai 1970, in: ABI. S. 612, zuletzt geändert am 3. Februar 1994, in: ABI. S. 271. 

Das Ministerium für Bildung und Sport, Verordnung zur Aufgliederung des Saar- 
landes in Schulregionen vom 27. September 1974, in: ABI. S. 802, geändert am 
20. August 1986 in: ABI. S. 733. 

Das Ministerium für Bildung und Sport, Erlaß über die Errichtung und Organisation 
eines Deutsch-Franzöisischen Gymnasiums in Saarbrücken vom 15. April 1977, in: 
ABI. S. 274, zuletzt geändert am 4. September 1995, in: GMBI. S. 554. 

Das Ministerium für Bildung und Sport, Verordnung über Ausbildungsplätze im 
Vorbereitungsdienst für Lehrämter vom 30. September 1977, in: ABI. S. 1082, zu- 
letzt geändert am 23. Dezember 1997, in: Abi. 1998 S. 70. 

Das Ministerium für Bildung und Sport, Erlaß betreffend den Unterricht für Kinder 
ausländischer Arbeitnehmer und für jugendliche ausländische Arbeitnehmer vom 
10. Oktober 1977, in: GMBI. S. 674. 

Das Ministerium für Bildung und Sport, Vorläufiger Lehrplan Deutsch, Realschule, 
Klassenstufe 5, in: Schulreform an der Saar, Saarbrücken 1977. 

Das Ministerium für Bildung und Sport, Verordnung zur Durchführung des Geset- 
zes über die Schulpflicht im Saarland (Schulpflichtgesetz) vom 30. Oktober 1978, 
in: ABI. S. 1013, zuletzt geändert am 26. Januar 1994, in: ABI. S. 509. 

Das Ministerium für Bildung und Sport, Vorläufiger Lehrplan Deutsch, Realschule, 
Klassenstufe 6, in: Schulreform an der Saar, Saarbrücken 1978. 

Das Ministerium für Bildung und Sport, Zeugnis- und Versetzungsordnung - Schul- 
ordnung - für die Grundschulen (ZVO-GS) vom 29. Juni 1979, in: ABI. S. 902, zu- 
letzt geändert am 11. November 1996, S. 1274. 

Das Ministerium für Bildung und Sport, Zeugnis- und Versetzungsordnung - Schul- 
ordnung - für die Realschulen (ZVO-RS) vom 29. Juni 1979, in: ABI. S. 902, zuletzt 
geändert am 1. November 1997, S. 1110. 

Das Ministerium für Bildung und Sport, Erlaß betreffend Fördermaßnahmen für 
Kinder ausländischer Arbeitnehmer in Grund- und Hauptschulen vom 29. Juni 
1979, in: GMBI. S. 421. 

Das Ministerium für Bildung und Sport, Zeugnis- und Versetzungsordnung - Schul- 
ordnung - für die Gymnasien (bis einschließlich Klassenstufe 10) im Saarland 
(ZVO-Gym.) vom 29. Juni 1979, in: ABI. S. 902, zuletzt geändert am 11. November 
1996, in: ABI. S. 1274. 



103 

Das Ministerium für Bildung und Sport, Hinweise betreffend die Flüchtlingsschule 
Lebach, Förderklassen 1-8 der Hauptschule Lebach, Typoskript, o.O. 
(Saarbrücken), o.J. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Sport, Vorläufiger Lehrplan Deutsch, 
Realschule, Klassenstufe 7, in: Schulreform an der Saar, Saarbrücken 1979. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Sport, Vorläufiger Lehrplan Deutsch, 
Hauptschule, Klassenstufe 7, in: Schulreform an der Saar, Saarbrücken 1979. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Sport, Vorläufiger Lehrplan Erdkunde, 
Realschule, Klassenstufe 7, in Schulreform an der Saar, Saarbrücken 1979. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Sport, Vorläufiger Lehrplan Katholische 
Religion, Gymnasium, Jahrgangstufe 11, in: Schulreform an der Saar, Saarbrük- 
ken 1979. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Sport, Rundschreiben betr. Erläuterungen 
zu den Zeugnissen ausländischer Schüler an Grund- und Hauptschulen in der je- 
weiligen Muttersprache vom 18. Januar 1980 (A: V/B 8-2136). 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Sport, Vorläufiger Lehrplan Deutsch, 
Realschule, Klassenstufe 8, in: Schulreform an der Saar, Saarbrücken 1980. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Sport, Vorläufiger Lehrplan Katholische 
Religion, Gymnasium, Grundkurs 12/1, Jahrgangsstufe 12, in: Schulreform an der 
Saar, Saarbrücken 1980. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Sport, Vorläufiger Lehrplan Erdkunde, 
Realschule, Klassenstufe 8, in: Schulreform an der Saar, Saarbrücken 1980. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Sport, Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
für das Lehramt an Hauptschulen und Gesamtschulen vom 22! September 1981, 
in: ABI. S. 657, zuletzt geändert am 5. Juli 1996, in: ABI. S. 718. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Sport, Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
für das Lehramt an Realschulen und Gesamtschulen vom 22. September 1981, in: 
ABI. S. 697, zuletzt geändert am 5. Juli 1996, in: ABI. S. 718. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Sport, Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
für das Lehramt an Gymnasien und Gesamtschulen vom 22. September 1981, in: 
ABI. S. 737, zuletzt geändert am 5. Juli 1996, in: ABI. S. 718. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Sport, Vorläufiger Lehrplan Deutsch, 
Realschule, Klassenstufe 9-10, in: Schule im Saarland, Saarbrücken 1981. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Sport, Vorläufiger Lehrplan Erdkunde, 
Realschule, Klassenstufe 9, in: Schule im Saarland, Saarbrücken 1981. 
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Das Ministerium für Kultus, Bildung und Sport, Vorläufiger Lehrplan Katholische 
Religion, Gymnasium, Grundkurs 12/2, Jahrgangsstufe 12, in: Schule im Saarland, 
Saarbrücken 1981. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Sport, Vorläufiger Lehrplan Katholische 
Religion, Gymnasium, Grundkurs 13/1, Jahrgangsstufe 13, in: Schule im Saarland, 
Saarbrücken 1981. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Sport, Vorläufiger Lehrplan Katholische 
Religion, Grundkurs 13/2, Jahrgangsstufe 13, in: Schule im Saarland, Saarbrücken 
1981. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Sport, Vorläufiger Lehrplan Philosophie, 
Zusatzfach, Leistungskurs, Gymnasium, Jahrgangsstufen 11-13, in: Schule im 
Saarland, Saarbrücken 1981. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Sport, Vorläufiger Lehrplan Wirtschafts- 
kunde/Sozialkunde, Wahlpflichtunterricht, Realschule, Klassenstufe 9, in: Schule 
im Saarland, Saarbrücken 1981. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Sport, Vorläufiger Lehrplan Wirtschafts- 
kunde/Sozialkunde, Wahlpflichtunterricht, Realschule, Klassenstufe 10, in: Schule 
im Saarland, Saarbrücken 1982. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Sport, Richtlinien für die Förderung außer- 
schulischer Hausaufgaben-, Lern- und Sprachhilfen für ausländische Kinder vom 
20. Dezember 1983, in: GMBI. 1984, S. 130. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Sport, Vorläufiger Lehrplan Evangelische 
Religion, Hauptschule, Klassenstufen 5+6, in: Schule machen im Saarland, Saar- 
brücken 1983. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Sport, Vorläufiger Lehrplan Evangelische 
Religion, Realschule, Klassenstufen 5+6, in: Schule machen im Saarland, Saar- 
brücken 1983. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Sport, Vorläufiger Lehrplan Katholische 
Religion, Grundschule, Klassenstufen 1 bis 4, in: Schule machen im Saarland, 
Saarbrücken 1983. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Sport, Vorläufiger Lehrplan Katholische 
Religion, Gymnasium, Klassenstufen 5+6, in: Schule machen im Saarland, Saar- 
brücken 1983. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Sport, Lehrplan Deutsch, Gymnasium, 
Klassenstufen 5+6, in: Schule machen im Saarland, Saarbrücken 1983. 
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Das Ministerium für Kultus, Bildung und Sport, Verordnung über die Ausführung 
des Schülerförderungsgesetzes vom 10. Juli 1984, in: ABI. S. 693, zuletzt geän- 
dert am 27. November 1996, in: ABI. S. 1313. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Sport, Lehrplan Deutsch, Gymnasium, 
Klassenstufen 11-13, in: Schule machen im Saarland, Saarbrücken 1984. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Sport, Lehrplan Deutsch, Gymnasium, 
Klassenstufen 7+8, in: Schule machen im Saarland, Saarbrücken 1984. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Sport, Vorläufiger Lehrplan Geschichte, 
Realschule, Klassenstufen 9+10, in: Schule machen im Saarland, Saarbrücken 
1984. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Sport, Lehrplan Katholische Religion, 
Hauptschule, Klassenstufen 5+6, in: Schule machen im Saarland, Saarbrücken 
1984. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Sport, Lehrplan Katholische Religion, 
Gymnasium, Klassenstufen 7+8, in: Schule machen im Saarland, Saarbrücken 
1984. ' 

Das Ministerium für Bildung und Sport, Verordnung - Schulordnung - über die 
Ausbildung von Schülern an den Abendhauptschulen vom 19. Dezember 1985, in: 
ABI. 1986, S. 38. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Sport, Vorläufiger Lehrplan Deutsch, 
Hauptschule, Klassenstufen 5-9, in: Schule machen im Saarland, Saarbrücken 
1985. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Sport, Vorläufiger Lehrplan Philosophie, 
Grundkurs, Gymnasium, Jahrgangsstufe 12, in: Schule machen im Saarland, 
Saarbrücken 1985. 

Das Ministerium für Bildung, Kultur und Wissenschaft, Verordnung - Schulordnung 
- über die Stundentafeln der Schulen für Behinderte (Sonderschulen) vom 7. Mai 
1986, in: ABI. S. 423, zuletzt geändert am 29. Mai 1995, in: ABI. S. 772. 

Das Ministerium für Bildung, Kultur und Wissenschaft, Verordnung - Schulordnung 
- über den Bildungsgang und die Abschlüsse der Gesamtschule (GesVO) vom 
8. August 1986, in: ABI. S. 736, zuletzt geändert am 29. Mai 1995, in: ABI. S. 779. 

Das Ministerium für Bildung Kultur und Wissenschaft, Verordnung - Schulordnung 
- über die Ausbildung von Schülern im freiwilligen 10. Schuljahr an der Hauptschu- 
le vom 23. Dezember 1986, in: ABI. 1987, S. 37, zuletzt geändert am 29. Mai 
1995, in: ABI. S. 771. 
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Das Ministerium für Kultus, Bildung und Wissenschaft, Verordnung über die Erhe- 
bung, Verarbeitung und sonstige Nutzung personenbezogener Daten in den 
Schulen vom 3. November 1986, in: ABI. S. 990, geändert am 18. Januar 1993, in: 
ABI. S. 66. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Wissenschaft, Lehrplan Evangelische Reli- 
gion, Hauptschule, Klassenstufen 7+8, in: Schule machen im Saarland, Saarbrük- 
ken 1986. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Wissenschaft, Lehrplan Evangelische Reli- 
gion, Realschule, Klassenstufen 7+8, in: Schule machen im Saarland, Saarbrük- 
ken 1986. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Wissenschaft, Lehrplan Katholische Reli- 
gion, Realschule, Klassenstufen 7+8, in: Schule machen im Saarland, Saarbrük- 
ken 1986. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Wissenschaft, Lehrplan Katholische Reli- 
gion, Realschule, Kiassenstufen 9+10, in: Schule machen im Saarland, Saarbrük- 
ken 1986. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Wissenschaft, Lehrplan Philosophie, 
Gymnasium, Grundkurs 13/1, Jahrgangsstufe 13, in: Schule machen im Saarland, 
Saarbrücken 1986. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Wissenschaft, Erlaß betreffend den 
Schulbesuch der Kinder von Asylbewerbern im schulpflichtigen Alter vom 12. März 
1987, in:GMBI. SaarS. 83. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Wissenschaft, Verordnung über die Zu- 
sammenarbeit von Hauptschulen und Realschulen gemäß § 9 Abs. 4 Satz 3 
SchoG vom 2. Juli 1987, in: ABI. S. 855, zuletzt geändert am 7. November 1990, 
in: ABI. S. 1359. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Wissenschaft, Richtlinien für die Arbeit in 
der Grundschule vom 29. Juli 1987, in: GMBI. S. 259. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Wissenschaft, Verordnung - Schulordnung 
- über die Stundentafel der Grundschule vom 30. Juli 1987, in: ABI. S. 944, zuletzt 
geändert am 29. Mai 1995, in: ABI. S. 770. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Wissenschaft, Lehrplan Katholische Reli- 
gion, Hauptschule, Klassenstufe 7, in: Schule machen im Saarland, Saarbrücken 
1987. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Wissenschaft, Lehrplan Katholische Reli- 
gion, Hauptschule, Klassenstufe 8, in: Schule machen im Saarland, Saarbrücken 
1987. 
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Das Ministerium für Kultus, Bildung und Wissenschaft, Lehrplan Katholische Reli- 
gion, Hauptschule, Klassenstufe 9, in: Schule machen im Saarland, Saarbrücken 
1987. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Wissenschaft, Lehrplan Katholische Reli- 
gion, Realschule, Klassenstufen 5+6, in: Schule machen im Saarland/Saarbrüc- 
ken 1987. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Sport, Vorläufiger Lehrplan Philosophie, 
Gymnasium, Grundkurs 13/2, Jahrgangsstufe 13, in: Schule machen im Saarland, 
Saarbrücken 1987. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Sport, Erlaß betreffend das Landesinstitut 
für Pädagogik und Medien (LPM) vom 27. Mai 1988, in: GMBI. S. 159. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Sport, Satzung des Landesinstituts für 
Pädagogik und Medien (LPM) vom 27. Mai 1988, in: ABI. S. 160. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Wissenschaft, Lehrplan Evangelische Reli- 
gion, Hauptschule, Klassenstufe 9, in: Schule machen im Saarland, Saarbrücken 
1988. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Wissenschaft, Lehrplan Evangelische Reli- 
gion, Realschule, Klassenstufe 9+10, in: Schule machen im Saarland, Saarbrük- 
ken1988. 

Das Ministerium für Bildung, Kultur und Wissenschaft, Verordnung - Schulordnung 
- über den Übergang von der Grundschule in die Klassenstufe 5 der Erweiterten 
Realschule, der Gesamtschule oder des Gymnasiums vom 14. Dezember 1988, 
in: ABI. 1325, zuletzt geändert am 1. November 1997, in: ABI. 1110. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Wissenschaft, Ergänzung zu den Lehrplä- 
nen Evangelische Religion, Gymnasium, Hauptschule, Realschule, Klassenstufen 
7-10, Das Thema Aids in den Lernbereichen, in: Schule machen im Saarland, 
Saarbrücken o.J.(1988). 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Wissenschaft, Erlaß betreffend die Einrich- 
tung eines Schulversuches „Gymnasium mit bilingualem Zweig" am staatlichen 
Illtal-Gymnasium lllingen und am Staatlichen Robert-Schumann-Gymnasium 
Saarlouis vom 14. Juli 1989, in: ABI. S. 267. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Wissenschaft, Erlaß betreffend die Einrich- 
tung eines Schulversuches „Gesamtschule mit bilingualem Profil" an der Gesamt- 
schule des Saar-Pfalz-Kreises in Gersheim vom 14. Juli 1989, in: ABI. S. 266. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Wissenschaft, Erlaß betreffend die Einrich- 
tung eines Schulversuches „Bilingualer Unterricht" am staatlichen Gymnasium 
Stadtgarten Saarlouis, am Staatlichen Peter-Wust-Gymnasium Merzig und am 
Staatlichen Leibniz-Gymnasium St. Ingbert vom 14. Juli 1989, in: ABI. S. 266. 
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Das Ministerium für Kultus, Bildung und Wissenschaft, Lehrplan Sozialkunde, 
Hauptschule, Klassenstufe 7, in: Schule machen im Saarland, Saarbrücken 1990 
bzw. GMBI. S. 309. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Wissenschaft, Lehrplan Sozialkunde, 
Gymnasium, Klassenstufe 8, in: Schule machen im Saarland, Saarbrücken 1989 
bzw. GMBI. S. 306. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Wissenschaft, Lehrplan Sozialkunde, 
Hauptschule, Klassenstufe 8, in: Schule machen im Saarland,.Saarbrücken 1989 
bzw. GMBI. S. 306. 

Das Ministerium für Kultus, Bildung und Wissenschaft, Lehrplan Sozialkunde, 
Realschule, Klassenstufe 8, in: Schule machen im Saarland, Saarbrücken 1989 
bzw. GMBI. S. 306. 

Das Ministerium für Bildung, Kultur und Wissenschaft, Konzeption zur Eingliede- 
rung der Aus- und Übersiedler im Bereich der allgemeinbildenden Schulen, Rund- 
schreiben an die Realschulen vom 31. Januar 1990 (Az.: B 10-3.7.4.0) bzw. an die 
Gymnasien vom 12. Februar 1990 (Az.: 12-6.8.5.3.2); Anlage (Stand: Nov. 1998). 

Das Ministerium für Bildung, Kultur und Wissenschaft, Verordnung - Schulordnung 
- über die Stundentafel der Realschule vom 28. Juni 1990, in: ABI. S. 741, geän- 
dert am 29. Mai 1995, in: ABI. S. 776. 

Das Ministerium für Bildung, Kultur und Wissenschaft, Verordnung - Schulordnung 
- über die Stundentafel des Gymnasiums (Klassenstufen 5 bis 10) vom 28. Juni 
1990, in: ABI. S. 744, geändert am 29. Mai 1995, in: ABI. S. 778. 

Das Ministerium für Bildung, Kultur und Wissenschaft, Erlaß betreffend die Aus- 
dehnung des Schulversuches „Bilingualer Unterricht" am staatlichen Gymnasium 
Stadtgarten Saarlouis und am Staatlichen Peter-Wust-Gymnasium Merzig vom 
23. Juli 1990, in: ABI. S. 230. 

Der Minister für Bildung und Sport, Lehrplan Deutsch Medienerziehung, Gymnasi- 
um, Klassenstufen 5-10, in: Schule machen im Saarland, Saarbrücken 1990 bzw. 
GMBI. S. 209. 

Der Minister für Bildung und Sport, Lehrplan Deutsch, Gymnasium, Klassenstufen 
9+10, in: Schule machen im Saarland, Saarbrücken 1990 bzw. GMBI. S. 209. 

Der Minister für Bildung und Sport, Lehrplan Erdkunde, Realschule, Klassenstufe 
9, in: Schule machen im Saarland, Saarbrücken 1990 bzw. GMBI. S. 309. 

Das Ministerium für Bildung und Sport, Vorläufiger Lehrplan Geschichte, Haupt- 
schule, Klassenstufe 9, in: Schule machen im Saarland, Saarbrücken 1990. 
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Der Minister für Bildung und Sport, Vorläufiger Lehrplan Politik, Gymnasium, Jahr- 
gangsstufe 12+13, in: Schule machen im Saarland, Saarbrücken 1990 bzw. GMBI. 
S. 210. 

Der Minister für Bildung und Sport, Lehrplan Sozialkunde, Hauptschule, Klassen- 
stufe 7, in: Schule machen im Saarland, Saarbrücken 1990 bzw. GMBI. S. 309. 

Der Minister für Bildung und Sport, Lehrplan Sozialkunde, Realschule, Klassenstu- 
fe 8, in: Schule machen im Saarland, Saarbrücken 1990 bzw. GMBI. S. 306. 

Der Minister für Bildung und Sport, Lehrplan Sozialkunde, Gymnasium, Klassen- 
stufe 10, in: Schule machen im Saarland, Saarbrücken 1990 bzw. GMBI. S. 328. 

Der Minister für Bildung und Sport, Lehrplan Sozialkunde, Hauptschule, Klassen- 
stufe 9, in: Schule machen im Saarland, Saarbrücken 1990 bzw. GMBI. S. 328. 

Der Minister für Bildung und Sport, Lehrplan Sozialkunde, Realschule, Klassenstu- 
fe 10, in: Schule machen im Saarland, Saarbrücken 1990 bzw. GMBI. S. 328. 

Das Ministerium für Bildung und Sport, Vorläufiger Lehrplan Deutsch, Grundschu- 
le, Klassenstufen 1-4, in: Schule machen im Saarland, Saarbrücken 1991 bzw. 
GMBI. S. 438. 

Das Ministerium für Bildung und Sport, Vorläufiger Lehrplan Geschichte, Haupt- 
schule, Klassenstufe 7, in: Schule machen im Saarland, Saarbrücken 1991. 

Das Ministerium für Bildung und Sport, Vorläufiger Lehrplan Geschichte, Realschu- 
le, Klassenstufe 9+10, in: Schule machen im Saarland, Saarbrücken 1991. 

Das Ministerium für Bildung und Sport, Vorläufiger Lehrplan Spanisch, 3. Fremd- 
sprache, Gymnasium, Grundkurs, Jahrgangsstufen 12+13, in: Schule machen im 
Saarland, Saarbrücken 1991. 

Das Ministerium für Bildung und Sport, Vorläufiger Lehrplan Spanisch, 3. Fremd- 
sprache, Gymnasium, Leistungskurs, Jahrgangsstufen 12+13, in: Schule machen 
im Saarland, Saarbrücken 1991. 

Das Ministerium für Bildung und Sport, Verordnung - Schulordnung - über den Bil- 
dungsgang und die Abschlüsse der Sekundärschule (Sek-VO) vom 5. Juni 1992, 
in: ABI. S. 649, zuletzt geändert am 8. Mai 1998, in: ABI. S. 454. 

Das Ministerium für Bildung und Sport, Lehrplan Deutsch, Sekundärschule, Klas- 
senstufen 5+6, in: Schule machen im Saarland, Saarbrücken 1992 bzw. GMBI. S. 
307. 

Das Ministerium für Bildung und Sport, Lehrplan Erdkunde, Realschule, Klassen- 
stufen 5+6, in: Schule machen im Saarland, Saarbrücken 1992 bzw. GMBI. S. 306. 
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Das Ministerium für Bildung und Sport, Lehrplan Erdkunde, Hauptschule, Klas- 
senstufen 5+6, in: Schule machen im Saarland, Saarbrücken 1992 bzw. GMBI S 
306. 

Das Ministerium für Bildung und Sport, Lehrplan Erdkunde, Gesamtschule, Klas- 
senstufen 5+6, in: Schule machen im Saarland, Saarbrücken 1992 bzw. GMBI S 
307. 

Das Ministerium für Bildung und Sport, Lehrplan Erdkunde, Gymnasium, Bilingua- 
ler deutsch-französischer Unterricht, Klassenstufe 8, in: Schule machen im Saar- 
land, Saarbrücken 1992. 

Das Ministerium für Bildung und Sport, Lehrplan Evangelische Religion, Grund- 
schule, Klassenstufen 1-4, in: Schule machen im Saarland, Saarbrücken 1992 
bzw. GMBI. S. 225. 

Das Ministerium für Bildung und Sport, Vorläufiger Lehrplan Geschichte, Haupt- 
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